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07.455 Parlamentarische Initiative. Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über 
den Mutterschutz 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-NR) hat am 
12. Mai 2011 die Vernehmlassungsvorlage zu 07.455 parlamentarischen Initiative 
Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz (Maury Pasquier) 
verabschiedet. Mit dem vorgeschlagenen Bundesbeschluss soll der Bundesrat ermächtigt 
werden, das erwähnte Abkommen zu ratifizieren. Gleichzeit soll das Arbeitsgesetz leicht 
angepasst werden (Art. 35a Abs. 2), um den stillenden Müttern die erforderliche Zeit zum 
Stillen zu garantieren. 

Die Kommission hat das seco beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den 
gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft sowie den weiteren interessierten 
Organisationen ein Vernehmlassungsverfahren zum Erlassentwurf durchzuführen. 

In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Entwurf der SGK-NR für einen entsprechenden 
Erlass der Bundesversammlung, den erläuternden Bericht sowie den Text des betroffenen 
Abkommens. Zusätzliche Exemplare können über die Internetadresse 
http://www.admin.ch/aktuell/vernehmlassung/index.html?lang=de bezogen werden. Wir bitten 
Sie, Ihre allfällige Stellungnahme bis zum  

31. August 2011 

dem SECO, Direktion für Arbeit, Internationale Arbeitsfragen, Effingerstrasse 31, 3003 Bern, 
zukommen zu lassen. Um die Auswertung der Vernehmlassungsantworten zu erleichtern, 
sind wir Ihnen sehr dankbar, wenn Sie Ihre Stellungnahme auch per E-Mail im Wordformat 
an elisabeth.muller@seco.admin.ch  senden. 
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Für Ihre Stellungnahme bedanken wir uns im Voraus bestens. 
 

 

  Mit freundlichen Grüssen 

  
Thérèse Meyer-Kaelin 
Kommissionspräsidentin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beilagen: 
 
- Erläuternder Bericht und Vernehmlassungsentwurf der SGK-NR sowie das IAO-

Übereinkommen Nr. 183 über den Mutterschutz 
- Synopse 
- Liste der Vernehmlassungsadressaten 
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Übersicht

Das Übereinkommen Nr. 183 über den Mutterschutz gewährleistet den Schutz aller 
Arbeitnehmerinnen, einschliesslich jener in atypischen Arbeitsverhältnissen. Es legt 
die Dauer des Mutterschaftsurlaubs auf 14 Wochen fest. Zugleich können gewisse 
Bestimmungen durch nationale Gesetze und nach Konsultation mit den 
Sozialpartnern abgeschwächt werden. So kann beispielsweise statt einer 
Versicherungslösung die direkte Belastung des Arbeitgebers während des 
Mutterschaftsurlaubs vorgesehen werden. Ausserdem können bestimmte Kategorien 
von Frauen vom Übereinkommen gezielt ausgeschlossen werden. 
Der Bundesrat hatte das Übereinkommen Nr. 183 in seinem Bericht vom 15. Juni 
2001 (BBl 2001 5867) zwar geprüft, seine Ratifikation aber nicht beantragen 
können, da die Schweiz zum damaligen Zeitpunkt noch nicht über eine 
Mutterschutzversicherung verfügte. Dies hat sich seither geändert und die 
Ratifikation dieses IAO-Übereinkommens ist heute möglich. Tatsächlich erfüllt das 
schweizerische Recht die Anforderungen des Übereinkommens praktisch 
ausnahmslos. Die einzige – marginale – Rechtslücke, die es im Arbeitsgesetz aus 
Gründen der Rechtssicherheit ein für alle Mal zu schliessen gilt, ist der Grundsatz 
der Entlöhnung der Stillpausen.  
Der vorliegende Bericht wurde ebenfalls der Tripartiten Eidgenössischen 
Kommission für Angelegenheiten der IAO vorgelegt. Diese ausserparlamentarische 
Kommission, welche aus Mitgliedern der Bundesverwaltung und der Sozialpartner 
besteht, hat vom Bericht Kenntnis genommen. Die Arbeitgeber sind mit der 
Ratifikation des Ü 183 und den Änderungen des ArG und der ArGV1 nicht 
einverstanden. Die Arbeitnehmer haben die Ratifikation des Ü 183 sowie die 
vorliegenden gesetzlichen Änderungen unterstützt. 
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Bericht

1 Entstehung des Entwurfs 

Am 5. November 2008 gab die SGK-N der von Nationalrätin Liliane Maury 
Pasquier am 22. Juni 2007 eingereichten parlamentarischen Initiative (07.055 n) mit 
12 zu 8 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge. Die SGK des Ständerates stimmte 
diesem Beschluss am 15. Februar 2010 mit 5 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu.. 
Am 14. Oktober 2010 beauftragte die SGK-N das Kommissionssekretariat und die 
Verwaltung mit der Ausarbeitung eines Bundesbeschlusses und des erläuternden 
Berichts. Diese wurden von der Kommission am 12. Mai 2011 zuhanden der 
Vernehmlassungverabschiedet.

2 Grundzüge des Entwurfs 

Das Übereinkommen Nr. 183 stellt eine Revision des Übereinkommens (Nr. 103) 
über den Mutterschutz von 1952 dar. 
Die Annahme des Übereinkommens über den Mutterschutz ist das Ergebnis 
erheblicher Anstrengungen des IAA seit Mitte der neunziger Jahre zur Frage von 
Bedeutung und Wirksamkeit der internationalen Arbeitsnormen, mit dem Ziel 
herauszufinden, ob sie den heutigen Verhältnissen noch angemessen sind. Seit der 
Annahme des Übereinkommens Nr. 103 im Jahr 1952 hat sich die Rolle der Frau in 
der Gesellschaft verändert. Die Beschäftigungsstruktur hat eine bedeutsame 
Entwicklung erfahren und der Anteil der erwerbstätigen Frauen hat stark 
zugenommen. Der Mutterschutz der Arbeitnehmerinnen gewinnt daher immer mehr 
an Bedeutung. 
Das Übereinkommen Nr. 183 bringt erhebliche Fortschritte, indem der den Frauen 
während der Schwangerschaft und der Stillzeit zukommende Schutz ausgedehnt 
wird: es gewährt allen unselbständig beschäftigten Frauen, einschliesslich 
denjenigen, die in atypischen Formen abhängiger Arbeit tätig sind, einen 
Mutterschutz von mindestens 14 Wochen. Des Weiteren enthält das 
Übereinkommen Nr. 183 Normen zum Gesundheitsschutz, zum Urlaub im Falle von 
Krankheit oder Komplikationen, zu Geld- und medizinischen Leistungen, zum 
Beschäftigungsschutz und zur Nichtdiskriminierung und zum Schutz stillender 
Mütter. 
Das Übereinkommen Nr. 183 führt durch einen Verweis auf die innerstaatliche 
Gesetzgebung und Praxis eine verstärkte Flexibilität ein mit dem Ziel, eine grössere 
Anzahl von Ratifikationen zu erreichen. Bis zum heutigen Tag haben 18 Staaten das 
Übereinkommen ratifiziert, darunter 12 Staaten der Europäischen Union: Bulgarien, 
Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Rumänien, 
Slowakei, Slowenien, Ungarn und Zypern. 
Das Übereinkommen Nr. 183 umfasst 21 Artikel, wobei nur die ersten 11 Artikel 
materiell-rechtlicher Natur sind. Um festzustellen, ob die Schweiz die 
Anforderungen des Übereinkommens erfüllt, müssen dessen Bestimmungen mit den 
Gesetzesnormen und der Praxis der Schweiz verglichen werden, namentlich mit den 
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Bestimmungen des Obligationenrechts (OR; SR 220), des Arbeitsgesetzes vom 13. 
März 1964 (ArG; SR 822.11) und dessen Ausführungsverordnungen, insbesondere 
der Verordnung 1 (ArGV1; SR 822.111), des Gleichstellungsgesetzes vom 24. März 
1995 (GIG; SR 151), des Bundesgesetzes vom 18. März 1994 über die 
Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) und des Bundesgesetzes über den 
Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft (EOG; SR 834.1).

3 Erläuterung zu den einzelnen Artikeln des 
Übereinkommens 

3.1 Artikel 1 

Gemäss Artikel 1 des Übereinkommens bezeichnet der Begriff „Frau“ jede Person 
weiblichen Geschlechts ohne irgendwelche Diskriminierung. Es handelt sich um 
eine sehr offene Begriffsumschreibung. Der Begriff „Diskriminierung“ muss im 
Sinne des Übereinkommens (Nr. 111) über die Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf, 1958, verstanden werden, das die Schweiz ratifiziert hat 
(SR 0.822.721.1). Ferner finden sich diese Begriffsumschreibungen im 
Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (SR 0.108) und im Übereinkommen vom 21. Dezember 
1965 zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (SR 0.104), die 
ebenfalls von der Schweiz ratifiziert wurden. Ferner schliesst das Übereinkommen 
Nr. 183 jede auf der Mutterschaftssituation basierende Diskriminierung aus. Die 
Begriffsbestimmung von „Kind“ ist derjenigen von „Frau“ nachgebildet. 
Insbesondere ist damit auch das Adoptivkind gemeint. Einen besonderen Schutz 
lassen die Bestimmungen des Übereinkommens dem Kind allerdings nicht 
angedeihen. Allgemein gewährleistet Artikel 8 der Bundesverfassung die 
Gleichbehandlung und die Nicht-Diskriminierung; ferner hat die Schweiz die 
Europäische Menschenrechtskonvention (Art. 14; SR 0.101) und den Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte ratifiziert (Art. 26; SR 0.103.2).
Insofern wirft die Bestimmung des Übereinkommens Nr. 183 keinerlei Probleme für 
das schweizerische Recht auf. 

3.2 Artikel 2 

Artikel 2 umschreibt den persönlichen Geltungsbereich des Übereinkommens. 
Gemäss Ziffer 1 von Artikel 2 gilt das Übereinkommen für alle unselbständig 
beschäftigten Frauen, einschliesslich der in atypischen Formen abhängiger Arbeit 
tätigen. Der Ausdruck „beschäftigte Frauen“ umfasst alle Frauen, die einem 
Arbeitsverhältnis verpflichtet sind, unbesehen der Form des Arbeitsvertrags 
(mündlich oder schriftlich, ausdrücklich oder stillschweigend) oder der Art der 
Entlöhnung. Bestimmend ist die Arbeitsbeziehung unabhängig von der Art der 
Arbeit oder dem Arbeitsort. Das ArG findet grundsätzlich auf alle öffentlichen oder 
privaten Betriebe Anwendung, die dauernd oder vorübergehend einen oder mehrere 
Arbeitnehmer beschäftigen (Art. 1 Abs. 1 und 2 ArG). Nach dem OR verpflichtet 
sich der Arbeitnehmer durch den Einzelarbeitsvertrag auf bestimmte oder 
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unbestimmte Zeit zur Leistung von Arbeit im Dienst des Arbeitgebers und dieser zur 
Entrichtung eines Lohnes; der Begriff des Arbeitsvertrags umfasst auch die 
Teilzeitarbeit (Art. 319 OR). Damit umfasst der Geltungsbereich des 
Übereinkommens denjenigen des ArG und des OR. 
Ziffer 2 von Artikel 2 erlaubt die teilweise oder ganze Ausnahme von begrenzten 
Gruppen von Arbeitnehmern aus dem Geltungsbereich des Übereinkommens, wenn 
die Anwendung des Übereinkommens auf diese Gruppen besondere Probleme von 
erheblicher Bedeutung aufwerfen würde. 
Das ArG schliesst von seinem Geltungsbereich nicht nur bestimmte 
Personengruppen aus (vor allem die Heimarbeiter, vgl. Art. 3 ArG), sondern auch 
bestimmte Arten von Betrieben (namentlich die Landwirtschaftsbetriebe, die 
Unternehmen des öffentlichen Verkehrs und die öffentlichen Verwaltungen, vgl. 
Art. 2 ArG). Für die öffentlichen Verwaltungen muss jedoch präzisiert werden, dass 
gemäss Artikel 3a ArG der Artikel 35 ArG über den Gesundheitsschutz der 
Arbeitnehmerin bei Mutterschaft auf die Verwaltungen des Bundes, der Kantone 
und Gemeinden anwendbar ist. 
Ziffer 3 von Artikel 2 stipuliert die Modalitäten der Anwendung der vorstehenden 
Ziffer. 
Die Schweiz wird von der Möglichkeit Gebrauch machen, die nicht vom ArG 
erfassten Kategorien von Arbeitnehmerinnen bezüglich der in Artikel 3 und 
eventuell Artikel 10 des Übereinkommens Nr. 183 vorgesehenen Massnahmen 
auszuschliessen.  

3.3 Artikel 3 

Artikel 3 des Übereinkommens stellt eine allgemeine Bestimmung bezüglich des 
Gesundheitsschutzes von Mutter und Kind dar. Er verlangt von den Mitgliedstaaten, 
dass sie, nach Anhörung der repräsentativen Verbände der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer, Massnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass schwangere oder 
stillende Frauen nicht gezwungen sind, Arbeit zu verrichten, die für die Gesundheit 
der Mutter oder des Kindes schädlich ist oder die eine erhebliche Gefahr für die 
Gesundheit von Mutter oder Kind darstellt.  
Gemäss Artikel 35 Absatz 1 des Arbeitsgesetzes (ArG) hat der Arbeitgeber 
schwangere Frauen und stillende Mütter so zu beschäftigen und ihre 
Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass ihre Gesundheit und die Gesundheit des 
Kindes nicht beeinträchtigt werden. Artikel 35 Absatz 2 ArG führt weiter aus, dass 
die Beschäftigung schwangerer Frauen und stillender Mütter für beschwerliche oder 
gefährliche Arbeiten aus gesundheitlichen Gründen per Verordnung untersagt oder 
von besonderen Voraussetzungen abhängig gemacht werden kann. Gemäss Artikel 
62 Absatz 3 der Verordnung 1 zum ArG vom 10. Mai 2000 (ArGV 1) gelten als 
„beschwerliche und gefährliche Arbeiten“ alle Arbeiten, die sich erfahrungsgemäss 
nachteilig auf die Gesundheit der schwangeren oder stillenden Frauen oder auf die 
Gesundheit ihrer Kinder auswirken. Diese Arbeiten werden im Rahmen einer 
besonderen Verordnung vertieft und evaluiert (Verordnung über gefährliche und 
beschwerliche Arbeiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft; SR 822.111.52). Der 
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Schutz, den das positive Schweizer Recht der schwangeren Frau gewährt, erfüllt die 
Anforderungen von Artikel 3 des Übereinkommens Nr. 183. 

3.4 Artikel 4 

Artikel 4 des Übereinkommens behandelt den Mutterschaftsurlaub. Jede Frau, auf 
die das Übereinkommen Anwendung findet, hat Anspruch auf einen mindestens 
vierzehnwöchigen Mutterschaftsurlaub (Ziff. 1). Der Mutterschaftsurlaub hat einen 
sechswöchigen obligatorischen Urlaub nach der Entbindung einzuschliessen, soweit 
auf innerstaatlicher Ebene von der Regierung und den repräsentativen Verbänden 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nichts anderes vereinbart wird (Ziff. 4).  
Der Artikel 329f OR sieht einen Mutterschaftsurlaub von mindestens 14 Wochen 
nach der Niederkunft vor. Das schweizerische Recht sieht keinen 
Mutterschaftsurlaub vor der Niederkunft vor. Zwar geht die Verpflichtung, einen 
Teil des Mutterschaftsurlaub vor der Niederkunft vorzusehen, aus dem 
Übereinkommen Nr. 183 nicht deutlich hervor, man könnte sie aber aus Artikel 4 
Abs. 5 herleiten, der die Verlängerung des pränatalen Mutterschaftsurlaubs um die 
Zeit zwischen dem angenommenen und dem effektiven Datum der Niederkunft 
vorsieht. Um in dieser Frage jedes Missverständnis zu vermeiden, haben wir am 5. 
Dezember 2007 eine Rechtsmeinung beim Internationalen Arbeitsamt in Genf 
eingeholt. Am 24. Januar 2008 übermittelte uns das IAA seine Antwort: Das 
Mutterschaftsübereinkommen sieht nicht die Einrichtung eines pränatalen 
Mutterschaftsurlaubs vor und verpflichtet die Staaten auch nicht zu einem solchen. 
Das ArG untersagt die Beschäftigung der Frauen während acht Wochen nach der 
Niederkunft; danach dürfen die Wöchnerinnen bis zur 16. Woche nur mit ihrem 
Einverständnis beschäftigt werden (Art. 35a Abs. 3 ArG). 
Das positive Schweizer Recht erfüllt die Anforderungen von Artikel 4 des 
Übereinkommens Nr. 183.  

3.5 Artikel 5 

In Übereinstimmung mit Artikel 5 des Übereinkommens muss im Falle einer 
Krankheit, von Komplikationen oder der Gefahr von Komplikationen als Folge der 
Schwangerschaft oder der Entbindung ein Urlaub gewährt werden. In der Schweiz 
wird ein solcher Urlaub nicht von der Erwerbsersatzordnung, sondern vom OR 
geregelt (siehe unten Kapitel 3.6 zu Art. 6).  

3.6 Artikel 6 

Artikel 6 des Übereinkommens regelt die Frage der Gewährung von Geld- oder 
Sachleistungen während des Urlaubs gemäss Artikel 4 und 5. 
Während Ziffer 1 von Artikel 6 den Grundsatz aufstellt, legen die Ziffern 2 bis 4 die 
Kriterien bezüglich des Niveaus der zu gewährenden Geldleistungen fest. Dieses 
Niveau muss den Unterhalt der Frau und des Kindes in einwandfreien 
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gesundheitlichen Verhältnissen und bei angemessener Lebenshaltung gewährleisten 
(Ziff. 2). Beruhen die für den in Artikel 4 erwähnten Urlaub gezahlten 
Geldleistungen auf dem früheren Verdienst, darf der Betrag dieser Leistungen zwei 
Drittel des früheren Verdienstes der Frau oder des für die Berechnung der 
Leistungen berücksichtigten Teils dieses Verdienstes nicht unterschreiten (Ziff. 3).
Werden die Geldleistungen auf Grund anderer Methoden bestimmt, hat ihr Betrag 
dem Betrag vergleichbar zu sein, der sich im Durchschnitt aus der Anwendung von 
Ziffer 3 ergibt (Ziff. 4). Jedes Mitglied hat sicherzustellen, dass die 
Anspruchsvoraussetzungen für Geldleistungen von einer grossen Mehrheit der 
Frauen, für die dieses Übereinkommen gilt, erfüllt werden können (Ziff. 5).
Was die während des in Artikel 4 erwähnten  Urlaubs (das heisst des 
Mutterschaftsurlaubs) gezahlten Geldleistungen angeht, finden die Artikel 16b ff 
KVG Anwendung. Seit der Revision dieses Gesetzes, die im Juli 2005 in Kraft 
getreten ist, sieht die Erwerbsersatzordnung eine Mutterschaftsentschädigung für 
erwerbstätige Frauen in Höhe von 80% des vor der Niederkunft erzielten 
Erwerbseinkommens vor. Dieser Satz ist höher als der von dem Übereinkommen Nr. 
183 geforderte. 
Auf die in Artikel 5 erwähnten, während des Urlaubs gewährten Geldleistungen 
(Urlaub im Falle von Krankheit oder Komplikationen) findet das OR Anwendung. 
Gemäss Artikel 324a Absatz 3 OR hat eine Frau, die während der Schwangerschaft 
an der Arbeitsleistung verhindert wird, Anspruch auf die Entrichtung ihres Lohns 
während einer beschränkten Zeit in Abhängigkeit der Dauer des 
Arbeitsverhältnisses. Wenn diese Frau aber im Jahr ihrer Schwangerschaft bereits in 
den Genuss dieses Rechts gekommen ist, kann ihr Recht auf Entrichtung ihres Lohns 
eingeschränkt werden oder sogar erlöschen. In diesem letzten Fall hätte sie keinerlei 
Anspruch auf eine Geldleistung. Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 
zahlreicher Arbeitnehmerinnen über eine Erwerbsausfallversicherung verfügen oder 
in Gesamtarbeitsverträgen (GAV) vorgesehene günstigere Bedingungen geniessen. 
Es ist nicht sicher, dass der Schutz, den das schweizerische Recht im Fall eines 
Urlaubs infolge von Krankheit oder Komplikationen vorsieht, die Anforderungen 
von Artikel 6 des Übereinkommens Nr. 183 erfüllt. Auch in dieser Frage haben wir 
beim IAA um Erläuterung gebeten und am 24. Januar 2008 eine Antwort erhalten. 
Danach erfüllt das schweizerische Recht die Anforderungen des Übereinkommens 
Nr. 183 in diesem Punkt, denn es gewährt einen Mutterschutz mit Lohnfortzahlung 
während mindestens drei Wochen pro Jahr. Artikel 35a Absatz 2 ArG schliesslich 
gestattet der Schwangeren, in allen Fällen auf blosse Anzeige hin von der Arbeit 
fernzubleiben oder sie zu verlassen.  
Ziffer 6 von Artikel 6 stipuliert den Grundsatz, wonach Frauen, welche die 
Anspruchsvoraussetzungen für Geldleistungen nicht erfüllen, Leistungen aus der 
Sozialhilfe zu gewähren sind. In der Schweiz fällt die Sozialhilfe in die 
Zuständigkeit der Kantone (Art. 115 BV). Sie kommt nur ergänzend und subsidiär 
zum Zuge und gilt nur für die Personen, die keine Sozialversicherungsdeckung 
haben oder nicht mehr haben, oder deren Einkommen ungenügend ist. Das Recht, in 
Notlagen Hilfe zu erhalten, ist in Artikel 12 der Bundesverfassung verankert. Das 
schweizerische Recht im Bereich der Sozialhilfe ist mit den Anforderungen des 
Übereinkommens vereinbar. 
Gemäss Ziffer 7 von Artikel  6 müssen der Mutter und ihrem Kind ärztliche 
Leistungen in Übereinstimmung mit der innerstaatlichen Gesetzgebung oder auf eine 
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andere der innerstaatlichen Praxis entsprechenden Weise gewährt werden. Diese 
Leistungen haben Betreuung vor, während und nach der Entbindung und 
erforderlichenfalls Krankenhauspflege zu umfassen. Bei Mutterschaft sieht das KVG 
Sachleistungen im Rahmen der Krankenpflegeversicherung vor (obligatorische 
Versicherung für die ganze Bevölkerung). Diese Versicherung übernimmt die von 
Ärztinnen und Ärzten oder von Hebammen durchgeführten oder ärztlich 
angeordneten Kontrolluntersuchungen während und nach der Schwangerschaft; die 
Entbindung zu Hause, in einem Spital oder in einem Geburtshaus sowie die 
Geburtshilfe durch Ärztinnen und Ärzte und Hebammen; einen Beitrag von 100 
Franken für die Geburtsvorbereitung in Kursen, welche die Hebamme in Gruppen 
durchführt; die Stillberatung, sofern sie durch Hebammen oder durch speziell in 
Stillberatung ausgebildete Krankenschwestern oder Krankenpfleger durchgeführt 
wird und die Pflege und den Aufenthalt des gesunden Neugeborenen, solange es sich 
mit der Mutter im Spital aufhält (Art. 29 KVG). Ist die Frau während der 
Schwangerschaft oder nach der Entbindung krank, hat sie Anspruch auf die 
allgemeinen Leistungen bei Krankheit. Die Dauer der Übernahme der 
Krankenpflege und der Medikamente ist unbegrenzt. Die schweizerische 
Gesetzgebung betreffend die obligatorische Krankenpflegeversicherung (KVG, 2. 
Titel) ist mit dieser Ziffer vereinbar. 
Ziffer 8 von Artikel 6 sieht einerseits vor, dass die Leistungen im Zusammenhang 
mit dem Urlaub durch eine obligatorische Sozialversicherung oder aus öffentlichen 
Mitteln oder auf eine durch die innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis bestimmte 
Weise zu gewähren sind. Andererseits schreibt diese Bestimmung vor, dass dem 
Arbeitgeber die unmittelbaren Kosten einer solchen Geldleistung, die einer von ihm 
beschäftigten Frau zusteht, ohne seine ausdrückliche Zustimmung nicht persönlich 
auferlegt werden dürfen. Diese Befreiung des Arbeitgebers von den Kosten der einer 
Arbeitnehmerin geschuldeten finanziellen Leistungen unterliegt einer zweifachen 
Ausnahme: Erstens kann ein Mitgliedsstaat, der vor dem 15. Juni 2000 (Zeitpunkt 
der Annahme des Übereinkommens) über ein solches System verfügte, dies 
weiterführen und das Übereinkommen ratifizieren, ohne seine Gesetzgebung 
abzuändern. Zweitens: Ein Mitgliedsstaat, der das Übereinkommen ratifiziert hat, 
kann später ein solches System beschliessen, dies unter dem Vorbehalt, dass die 
Regierung die Zustimmung der repräsentativen Verbände der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer hat. Das Übereinkommen ist in diesem Punkt von einer grossen 
Flexibilität geprägt, die es erlaubt, verschiedenen Systemen Rechnung zu tragen. 
Die Sachleistungen werden von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung und 
die Geldleistungen während der Dauer des Mutterschaftsurlaubs von der 
Erwerbsersatzordnung garantiert; beide sind obligatorische Sozialversicherungen. 
Bei während des Urlaubs im Fall von Krankheit oder Komplikationen gezahlten 
Leistungen weist Artikel 324a OR dem Arbeitgeber die Verpflichtung zur Zahlung 
des Lohns zu. Da Artikel 324a OR in der heutigen Fassung seit 1972 in Kraft ist, 
kann die in Artikel 6 Absatz 8 Buchstabe a des Übereinkommens vorgesehene 
Ausnahme angewendet werden. Artikel 324a Absatz 4 OR berechtigt zudem den 
Arbeitgeber zum Abschluss einer Krankentaggeldversicherung, deren Finanzierung 
hälftig dem Arbeitnehmer zufallen kann.   



9

3.7 Artikel 7 

Artikel 7 des Übereinkommens führt eine Flexibilitätsklausel zu Gunsten von 
Ländern ein, deren Wirtschaft und System der sozialen Sicherheit unzureichend 
entwickelt sind. Auf diesen Artikel kann sich die Schweiz nicht berufen. 

3.8 Artikel 8 

Artikel 8 des Übereinkommens ist auf einen genügenden Beschäftigungsschutz 
gerichtet. 
Gemäss Ziffer 1 von Artikel 8 ist es einem Arbeitgeber untersagt, das 
Arbeitsverhältnis einer Frau während ihrer Schwangerschaft, des 
Mutterschaftsurlaubs oder während des Urlaubs im Fall einer Krankheit oder von 
Komplikationen sowie während eines durch die innerstaatliche Gesetzgebung 
vorzuschreibenden Zeitraums nach ihrer Rückkehr an den Arbeitsplatz zu beenden, 
ausser aus Gründen, die mit der Schwangerschaft oder der Geburt des Kindes und 
ihren Folgen oder dem Stillen nicht zusammenhängen. Die Beweislast liegt beim 
Arbeitgeber. Gemäss Artikel 336c Absatz 1 Buchstabe c OR darf der Arbeitgeber 
das Arbeitsverhältnis während der Schwangerschaft und in den 16 Wochen nach der 
Niederkunft nicht kündigen. Eine Kündigung während der sechzehnwöchigen 
Sperrfrist ist nichtig (Art. 336c Abs. 2 OR). Hingegen kann ein Arbeitsvertrag aus 
wichtigen Gründen gekündigt werden. Als wichtiger Grund gilt namentlich jeder 
Umstand, bei dessen Vorhandensein dem Kündigenden nach Treu und Glauben die 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht zugemutet werden kann (Art. 337 Abs. 2 
OR). Der Beweis des Vorliegens wichtiger Gründe ist vom Arbeitgeber zu 
erbringen. Unsere innerstaatliche Gesetzgebung ist mit dem Übereinkommen 
vereinbar. 
Das schweizerische Recht geht zudem über das Übereinkommen Nr. 183 hinaus, 
denn es fordert wichtige Kündigungsgründe, während das Übereinkommen jeden 
Grund zulässt, der mit der Schwangerschaft, der Geburt des Kindes und ihren 
Folgen oder dem Stillen nicht zusammenhängt. 
Eine Frage, die jedoch noch geprüft werden muss, betrifft zugleich Artikel 8 und 9 
des Übereinkommens: Einerseits ging es darum, ob der Schutz gegen die 
Kündigung, der in diesen beiden Bestimmungen aus Gründen des Stillens 
vorgesehen ist, während der gesamten Stilldauer gültig ist oder ob er nach der 
Rückkehr der Mutter zur Arbeit nach dem Mutterschaftsurlaub auf eine von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung bestimmte Dauer begrenzt ist. Andererseits ging es 
darum, ob die vom schweizerischen Recht vorgesehenen Sanktionen ausreichend 
sind, um diesen beiden Artikeln  Geltung zu verschaffen. Einmal mehr haben wir die 
Rechtsmeinung des IAA eingeholt, das uns am 16. November 2010 die folgende 
Erklärung übermittelte: 
Was den Schutz gegen Entlassung angeht, insbesondere aus Gründen, die mit dem 
Stillen zusammenhängen, so errichten Artikel 8 und 9 einander ergänzende 
Rechtssysteme, die sich hinsichtlich der Schutzdauer, der Schutzmassnahmen und 
der vorgesehenen Sanktionen voneinander unterscheiden. 
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Artikel 8 erweitert den Beschäftigungsschutz auf den ausschliesslich auf die 
Schwangerschaft, den Mutterschaftsurlaub und auf einen von der innerstaatlichen 
Gesetzgebung festzulegenden Zeitraum nach der Rückkehr aus dem 
Mutterschaftsurlaub. Der von Artikel 9 gewährte Schutz erstreckt sich hingegen auf 
einen längeren Zeitraum, welcher jenen aus Artikel 8 beinhaltet, da er mit der 
Einstellung der Frau einsetzt und bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
reicht. 
Diese unterschiedliche zeitliche Anwendung ist auch der Grund, warum Artikel 8 
und Artikel 9 jeweils unterschiedliche Schutzmassnahmen gegen Entlassung und 
Diskriminierung auf Grund von Mutterschaft aufstellen. Artikel 8 bezieht sich nur 
auf die Entlassung, während Artikel 9 auf alle diskriminierenden Handlungen 
gegenüber Arbeitnehmerinnen zielt. Für den begrenzten Zeitraum stellt Artikel 8 
Absatz 1 ausdrücklich den Grundsatz des Verbots von Entlassungen aus Gründen 
der Schwangerschaft auf. Für den weiter gefassten Zeitraum schreibt Artikel 9 die 
Verpflichtung vor, geeignete Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass 
Mutterschaft (einschliesslich vorangehende Geburten) keinen Grund für eine 
Diskriminierung darstellt. 
Schliesslich unterscheiden sich auch die von den zwei Bestimmungen vorgesehenen 
Regelungen für Sanktionen und/oder Schadenersatz von einander. Gemäss dem 
Geist der Bestimmung zieht ein Verstoss gegen das Entlassungsverbot von Artikel 8 
die Nichtigkeit der Entlassung und im Prinzip die daraus folgende Rückkehr der 
Arbeitnehmerin an den vorangehenden Arbeitsplatz nach sich. Die Rückkehr der 
Arbeitnehmerin nach dem Mutterschaftsurlaub an den gleichen Arbeitsplatz oder an 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz mit dem gleichen Entgelt stellt zudem den 
ausdrücklich von Artikel 8 Absatz 2 des Übereinkommens etablierten Normalfall 
dar. Implizit gilt dies ebenso für den Fall der Entlassung während der begrenzten 
Schutzdauer, welche diese Bestimmung etabliert. Artikel 9 wiederum definiert nicht, 
welches die „geeigneten Massnahmen“ sind, um sicherzustellen, dass Mutterschaft 
keinen Grund für Diskriminierung darstellt. Somit steht es jedem Mitgliedsstaat, der 
das Übereinkommen ratifiziert hat, frei, im Rahmen seiner Beziehungen nach Artikel  
22 der IAO den Beweis zu erbringen, dass die auf innerstaatlicher Ebene ergriffenen 
Massnahmen in der Praxis ausreichen, um Diskriminierung aus Gründen von 
Mutterschaft in der Beschäftigung und im Zugang zu Beschäftigung zu verhindern. 
Aus der Mitteilung der Regierung geht hervor, dass das schweizerische Recht dem 
Arbeitgeber untersagt, das Arbeitsverhältnis einer Frau während der 
Schwangerschaft und während eines sechzehnwöchigen Zeitraums nach der 
Entbindung zu kündigen. Eine während der sechzehnwöchigen Sperrfrist erklärte 
Kündigung ist von Rechts wegen nichtig, sofern sie nicht aus wichtigen Gründen 
erfolgt. Darüber hinaus begründet jede Ablehnung einer Einstellung bzw. jede 
diskriminierende Kündigung des Arbeitsvertrags einen Anspruch auf Entschädigung 
in Höhe von drei bzw. höchstens sechs Monatslöhnen. Es scheint daher, dass die 
vom schweizerischen Recht vorgesehene Sanktion im Falle einer Entlassung 
während der Schwangerschaft bzw. in den 16 Wochen nach der Niederkunft mit dem 
Übereinkommen insofern konform ist, als die Nichtigkeit einer solchen Kündigung, 
sofern möglich, die Rückkehr der entlassenen Arbeitnehmerin auf ihren Arbeitsplatz 
zu erfordern scheint. Was diskriminierende Kündigungen angeht, die ausserhalb der 
von Artikel 8 vorgesehenen Sperrfristen ausgesprochen werden, ist es im Fall einer 
Ratifikation des Übereinkommens Sache des Mitgliedstaates, den Beweis zu 



11

erbringen, dass die vorgesehenen Entschädigungen „geeignet“ sind, 
diskriminierende Verhaltensweisen zu verhindern. 
Zu der Frage, ob der in Artikel 8 des Übereinkommens vorgesehene Schutz vor 
Kündigungen aus Gründen, die einen Bezug zum Stillen haben, während der 
gesamten Stillzeit oder nur während eines begrenzten Zeitraums nach der Rückkehr 
der Arbeitnehmerin an den Arbeitsplatz nach dem Mutterschaftsurlaub gilt, ist 
anzumerken, dass eines der Ziele dieser Bestimmung ist, stillenden Frauen einen 
über den Mutterschaftsurlaub hinausgehenden Schutz zu garantieren und ihnen auf 
diese Weise zu ermöglichen, auf demselben oder einem anderen Arbeitsplatz und 
unter Berücksichtigung ihres gesundheitlichen Zustands und der am Arbeitsplatz 
vorhandenen Risiken ihre neuen familiären Pflichten mit den Anforderungen ihrer 
Arbeit zu vereinen (vgl. Art. 3 des Übereinkommens). Dennoch überlässt es diese 
Bestimmung den ratifizierenden Mitgliedsstaaten, den besagten Schutzzeitraum nach 
der Rückkehr an die Arbeitsstelle festzulegen und sieht keine Verpflichtung vor, 
diesen Zeitraum auf die gesamte Stillzeit auszudehnen. Aus der Botschaft der 
Regierung geht hervor, dass sich der Kündigungsschutz auf die 16 Wochen nach der 
Niederkunft erstreckt (Art. 336c Abs. 2 OR). Das Internationale Arbeitsamt meint zu 
verstehen, dass die gesetzliche Dauer des Mutterschaftsurlaubs in der Schweiz 14 
Wochen beträgt. Daher scheint das schweizerische Recht mit dem Übereinkommen 
insofern vereinbar, als sich daraus ergibt, dass eine Frau, die stillt und ihre Arbeit 
nach dem vierzehnwöchigen Mutterschaftsurlaub wiederaufnimmt, noch über zwei 
Wochen verfügt (nämlich bis zum Ablauf der 16. Woche nach der Niederkunft), oder 
sogar darüber hinaus, wenn sie sich in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Möglichkeiten für sechs Wochen Urlaub vor der Geburt entschieden hätte. Zudem 
deckt der im schweizerischen Recht vorgesehene Schutz gegen diskriminierende 
Kündigungen Kündigungen aus Gründen mit Bezug zum Stillen ab, so wie es Artikel 
9 des Übereinkommens verlangt. 
Ziffer 2 sieht vor, dass gewährleistet sein muss, dass die Frau am Ende des 
Mutterschaftsurlaubs an denselben Arbeitsplatz oder an einen gleichwertigen 
Arbeitsplatz mit dem gleichen Entgelt zurückkehren kann. Hier gewährleistet der 
allgemeine Schutz des OR, dass die Frau die Arbeit an ihrem Arbeitsplatz nach der 
Entbindung zu denselben Bedingungen wiederaufnehmen kann. Tatsächlich bedarf 
eine Änderung des Arbeitsvertrags nach schweizerischem Recht der 
übereinstimmenden Willensäusserung der Vertragsparteien. 
In Anbetracht der vorangehenden Ausführungen erfüllt das positive Schweizer 
Recht die Anforderungen von Artikel 8 des Übereinkommens Nr. 183.  

3.9 Artikel 9 

Artikel 9 des Übereinkommens verpflichtet die Mitgliedstaaten, Massnahmen zu 
treffen, um sicherzustellen, dass Mutterschaft keinen Grund für eine 
Diskriminierung in der Beschäftigung darstellt (Ziff. 1). Der Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung gemäss Artikel 8 der Bundesverfassung ist insbesondere im 
GIG umgesetzt worden, dessen Artikel 3 die Diskriminierung der Arbeitnehmer auf 
Grund ihres Geschlechts, namentlich sofern es die Arbeitnehmerinnen anbelangt, 
unter Berufung auf ihre Schwangerschaft, untersagt. Wir verweisen diesbezüglich 
auch auf die Artikel 4, 5 und 6 GIG.  
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Das Verbot von Schwangerschaftstests ist eine der in Ziffer 2 von Artikel 9 
aufgezählten Massnahmen, die dem Grundsatz gemäss Ziffer 1 Achtung verschaffen 
sollen. Allerdings erlaubt diese Bestimmung, dass Schwangerschaftstests
ausnahmsweise aus Gründen der Sicherheit und der Gesundheit durchgeführt 
werden können. Gemäss der schweizerischen Gesetzgebung ergibt sich das Verbot 
von Schwangerschaftstests stillschweigend aus dem Schutz der Persönlichkeit 
(insbesondere von Art. 328 OR). Ferner verbieten Artikel 3 Absatz 1 und 2 GIG jede 
Diskriminierung auf Grund des Geschlechts bei der Anstellung, der 
Aufgabenzuteilung und vor allem jede Diskriminierung auf Grund des Zivilstands, 
der familiären Situation oder von Schwangerschaft. Schwangerschaftstests können 
jedoch als objektiv gerechtfertigte Massnahmen betrachtet werden und sind somit 
möglich für Arbeiten, die in schwangerem Zustand nicht ausgeführt werden können 
(Mannequins, Tänzerinnen, für die Entwicklung der Schwangerschaft schädliche 
Tätigkeiten usw.). 
Vor dem Hintergrund der unter Ziffer 3.8 aufgeführten Aspekte erfüllt das positive 
Schweizer Recht die Anforderungen von Artikel 9 des Übereinkommens Nr. 183.  

3.10 Artikel 10 

Artikel 10 des Übereinkommens garantiert der Frau das Recht auf eine oder mehrere 
tägliche Pausen oder auf eine tägliche Verkürzung der Arbeitszeit zum Stillen ihres 
Kindes (Ziff. 1). Diese Stillpausen sind als Arbeitszeit anzurechnen und 
entsprechend zu bezahlen (Ziff. 2). Gemäss der Rechtsmeinung des IAA vom 16. 
November 2010 gliedert sich dieser Absatz 2 in zwei Sätze: Der erste Satz sieht vor, 
dass die innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis den Zeitraum festlegen müssen, 
während dessen Stillpausen oder die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit gestattet 
sind, die Anzahl und die Dauer der Stillpausen und die Verfahren für die 
Verkürzung der täglichen Arbeitszeit. Der zweite Satz bestimmt, dass diese Pausen 
oder die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit als Arbeitszeit anzurechnen und 
entsprechend zu bezahlen sind, ohne jedoch ausdrücklich anzuweisen, dass dies in 
der innerstaatlichen Gesetzgebung enthalten sein muss. Artikel 12 sieht die 
Durchführung durch alle Mittel wie Gesetzgebung, Gesamtarbeitsverträge, 
Schiedssprüche, gerichtliche Entscheidungen oder auf eine andere der 
innerstaatlichen Praxis entsprechende Weise vor.  
Im Hinblick auf die Zeit, die den Müttern für das Stillen der Kinder gewährt wird, 
bestimmt Artikel 35a Absatz 2 ArG: „Stillenden Müttern ist die erforderliche Zeit 
zum Stillen freizugeben.“ Die von Artikel 60 Absatz 2 ArGV1 erlassenen 
Bedingungen führen die Umstände aus, in denen die für das Stillen aufgewendete 
Zeit auf die Arbeitszeit angerechnet wird: für das Stillen im ersten Lebensjahr des 
Kindes gilt die gesamte Stillzeit als Arbeitszeit, sofern die Mutter das Kind im 
Betrieb stillt; verlässt die Arbeitnehmerin den Arbeitsort zum Stillen, ist die Hälfte 
dieser Abwesenheit als Arbeitszeit anzuerkennen. 
Das ArG und die ArGV1 regeln nicht direkt die Frage der Entlöhnung der für das 
Stillen aufgewendeten Zeit. Zur Förderung der Rechtssicherheit schlagen wir vor, 
das Arbeitsgesetz entsprechend anzupassen. 
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3.11 Artikel 11 

Gemäss Artikel 11 des Übereinkommens muss jeder Mitgliedstaat in Beratung mit 
den repräsentativen Verbänden der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer regelmässig 
prüfen, ob es zweckmässig ist, die Dauer des Mutterschaftsurlaubs zu verlängern 
oder den Betrag oder Satz der Geldleistungen anzuheben.  

3.12 Schlussbestimmungen 

Die Artikel 12 bis 21 des Übereinkommens enthalten die üblichen 
Schlussbestimmungen, die keiner besonderen Erörterung bedürfen. Nur Artikel 13 
des Übereinkommens verdient hervorgehoben zu werden: Er sieht vor, dass das 
Übereinkommen Nr. 183 mit seinem Inkrafttreten das Übereinkommen Nr. 103 
ersetzt.  

3.13 Schlussfolgerung

Sechs Jahre nach dem Inkrafttreten der Änderung der Erwerbsersatzordnung und der 
Einführung einer während 14 Wochen gezahlten Mutterschaftszulage in der Schweiz 
ist der Mutterschutz gewissermassen in unserer Gesetzgebung verankert. Die 
Notwendigkeit, die Bedeutung eines wirksamen Mutterschutzes zu bekräftigen, 
bleibt auf jeden Fall aktuell und die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 der 
IAO  über den Mutterschutz gibt der Schweiz die Möglichkeit, ihren Willen zu 
bekräftigen, den Mutterschutz zu gewährleisten und dabei ihre Verbundenheit 
gegenüber den Urkunden der IAO zu unterstreichen, die ihren Sitz auf Schweizer 
Staatsgebiet hat. Zur Förderung der Rechtssicherheit im Hinblick auf die Entlöhnung 
der Stillpausen und der Konformität des schweizerischen Rechts mit 
Übereinkommen Nr. 183 wird Artikel 35a Absatz 2 ArG geändert (vgl. Ziff. 4.2). 

4  Auswirkungen 

4.1  Änderung schweizerischen Rechts 

In Anbetracht der Erklärungen unter Ziffer 3.10 bezweckt die vorliegende Revision 
die Harmonisierung des Bundesrechts mit dem Übereinkommen. 
Die Entlöhnung der für das Stillen aufgewendeten Zeit kann im schweizerischen 
Recht aus Artikel 324a OR abgeleitet werden, es gibt jedoch in dieser Frage keine 
Praxis, insbesondere des Bundesgerichts. Zudem kann das Recht auf Lohn je nach 
Fall eingeschränkt werden oder es kann erlöschen (vgl. nachfolgend Ziff. 3.6). Somit 
ist nicht sicher, dass unser positives Recht den Anforderungen des Übereinkommens 
Nr. 183 entspricht. Eine Änderung von Artikel 324a OR mit dem Ziel, ausdrücklich 
das Stillen darin vorzusehen, hätte den Anforderungen des Übereinkommens in 
weiten Teilen entsprechen können.  
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Eine ausdrückliche Bestimmung in Artikel 35a Abs. 2 ArG, welche die Entlöhnung 
der für das Stillen aufgewendeten Zeit vorsieht, würde die Anforderungen des 
Übereinkommens vollumfänglich erfüllen und die Rechtssicherheit gewährleisten.  
Bei der gleichen Gelegenheit bitten wir den Bundesrat, die Einzelheiten im 
Zusammenhang mit der Dauer der entlöhnten Stillpausen im Rahmen von Absatz 2 
von Artikel 60 ArGV1 zu regeln. Eine solche Regelung entspräche der gängigen 
Praxis in den verschiedenen europäischen Staaten, die das Übereinkommen Nr. 183 
ratifiziert haben. Dazu nachfolgend einige Beispiele: 
In Österreich stehen stillenden Müttern, deren Arbeitstag länger als viereinhalb 
Stunden dauert, eine Stillpause von 45 Minuten und bei einem Arbeitstag von 
mindestens acht Stunden zwei Pausen von je 45 Minuten oder eine Pause von 60 
Minuten zu (Mutterschutzgesetz, Art. 9 MSchG). 
Deutschland sieht entweder zweimal täglich eine 30-minütige oder einmal täglich 
eine 60-minütige Stillpause vor. Bei einem Arbeitstag von mehr als acht Stunden 
und wenn die stillende Mutter dies verlangt, hat sie Anspruch auf zwei Stillpausen 
von mindestens 45 Minuten oder von mindestens einmal 90 Minuten 
(Mutterschutzgesetz, Art. 7 MuSchG). 
In Luxemburg gewährt das Arbeitsgesetz (Art. L. 336-3) stillenden Müttern täglich 
eine entgoltene 90-minütige Stillpause, die auf zwei Stillpausen von je 45 Minuten 
verteilt, oder, wenn die betriebliche Arbeitspause eine Stunde beträgt, in einer 
einzigen Stillzeit von mindestens 90 Minuten genommen werden kann.

4.2  Finanzielle und personelle Auswirkungen 

Abgesehen von der üblichen Berichterstattungspflicht über ratifizierte Übereinkom-
men hat die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 weder in finanzieller noch in 
personeller Hinsicht spezielle Auswirkungen.

4.3  Weitere Auswirkungen 

Die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 durch die Schweiz hat keine weiteren 
Auswirkungen.

5  Verhältnis zum europäischen Recht 

Gegenwärtig liegt die minimale Dauer des Mutterschaftsurlaubs in der EU bei 
14 Wochen. Die europäischen Abgeordneten schlugen Ende Oktober 2010 vor, den 
Mutterschutz in der EU auf 20 Wochen zu verlängern und den Grundsatz des 
Vaterschaftsurlaubs einzuführen. Die Dauer des Mutterschaftsurlaubs variiert 
erheblich zwischen den europäischen Staaten. Dazu nachfolgend einige Beispiele. 
Deutschland: 14 Wochen für die Mutter bei 100% Lohn. Belgien: 15 Wochen (bis 
zu 19 Wochen bei Mehrlingsgeburten). Während des ersten Monats wird eine 
Entschädigung in Höhe von 82% des Lohns gezahlt, die im Weiteren auf 75% 
zurückgeht. Der Vater hat Anspruch auf einen Vaterschaftsurlaub von 10 Tagen. 
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Dänemark: 18 Wochen. Männer haben 2 Wochen Vaterschaftsurlaub nach der 
Geburt. Gemäss den meisten Gesamtarbeitsverträgen betragen die den Eltern 
gezahlten Entschädigungen 100% des Lohns. Spanien: 16 Wochen, davon ist ein 
Teil auf den Vater übertragbar. Die Entschädigung entspricht 100% des Lohns. 
Frankreich: 16 Wochen bei einer Entschädigung von 100% des Grundlohns. Der 
Vater hat Anspruch auf 14 Tage Urlaub (davon 11 Tage Vaterschaftsurlaub) und auf  
21 Tage im Fall von Mehrlingsgeburten. Italien: 5 Monate, in denen der Arbeitgeber 
eine Entschädigung von mindestens 80%, aber häufig von 100% des Lohns zahlt. Es 
gibt einen Vaterschaftsurlaub, der unter bestimmten Bedingungen beansprucht 
werden kann. Niederlande: 16 Wochen bei Zahlung von 100% des Lohns. Die Väter 
haben Anspruch auf 2 Tage Urlaub. Polen: 22 bis 40 Wochen, je nach Anzahl der 
geborenen Kinder, entschädigt mit 100% des Lohns. Kürzlich wurde ein 
einwöchiger Vaterschaftsurlaub eingeführt. Portugal: 6 oder 5 Monate, von denen 30 
Tage mit dem Vater des Kindes geteilt werden. Der „Eltern“-Urlaub wird mit 83% 
des Grundlohns entschädigt. Tschechische Republik: 28 bis 37 Wochen (je nach 
Anzahl Geburten), während derer eine monatliche Entschädigung in Höhe von 69 % 
des Lohns gezahlt wird. Rumänien: 126 Tage bei Bezug von 85% des Lohns. Der 
Vater kann nach der Geburt 5 Tage Vaterschaftsurlaub erhalten. Vereinigtes 
Königreich: Der Mutterschaftsurlaub beträgt 26 Wochen, die sechs ersten Wochen 
werden mit 90% des Lohns entschädigt, die 33 folgenden mit einer Obergrenze von 
125 Pfund (rund 151 Euro). Der Vaterschaftsurlaub wird während der ersten zwei 
Wochen mit 90% des Lohns entschädigt, die Obergrenze liegt bei 125 Pfund. 
Slowakische Republik: 28 Wochen. Die Entschädigung beträgt 55 % des Lohns und 
ist auf ungefähr 500 Euro pro Monat begrenzt. Die Väter können in den Genuss der 
gleichen Konditionen kommen. Schweden: 14 Wochen. Schweden verfügt über ein 
flexibles Elternurlaubssystem, das auf den Vater übertragbar ist und bis zu 480 Tage 
umfassen kann, die mit 80% des Lohns entschädigt werden.

6 Rechtliche Grundlagen 

6.1 Verfassungsmässigkeit und 
Bundesrechtskonformität 

Artikel 54 Abs. 1 der Bundesverfassung bestimmt, dass die auswärtigen 
Angelegenheiten Sache des Bundes sind. Die Zuständigkeit der 
Bundesversammlung für die Annahme internationaler Verträge ergibt sich aus 
Artikel 166 Absatz 2 BV. Ausgenommen sind Verträge, deren Abschluss kraft des 
Gesetzes oder eines internationalen Vertrags in die Zuständigkeit des Bundesrates 
fallen.
Gemäss Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 1 bis 3 BV unterliegen 
internationale Verträge dem fakultativen Referendum, sofern sie unbefristet und 
unkündbar sind, den Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen oder 
wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den Erlass 
von Bundesgesetzen erfordert. 
Das Übereinkommen Nr. 183 kann, wie die Gesamtheit aller Übereinkommen der 
IAO, frühestens zehn Jahre nach seiner Ratifikation gekündigt werden (Art. 16). Es 
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sieht keinen Beitritt zu einer internationalen Organisation vor. Es enthält hingegen 
Bestimmungen, die eine Anpassung des Arbeitsgesetzes erfordern. Somit unterliegt 
es dem fakultativen Referendum gemäss Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 
BV.
Der Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 
untersteht dem Referendum und enthält, in Übereinstimmung mit Artikel 141a 
Absatz 2 BV die Abänderung des Bundesarbeitsgesetzes im Zusammenhang mit der 
Umsetzung des Übereinkommens, so wie unter Ziffer 4.2 des vorliegenden Berichts 
ausgeführt. 

6.2  Erlassform 

Der Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 umfasst 
drei Artikel: Der erste genehmigt das Übereinkommen Nr. 183 und ermächtigt den 
Bundesrat zu seiner Ratifikation. Der zweite enthält die Abänderung von Artikel 32a 
Absatz 2 ArG. Der dritte Artikel sieht vor, dass der Beschluss dem fakultativen 
Referendum untersteht und ermächtigt den Bundesrat, das Datum des Inkrafttretens 
der Abänderung des Arbeitsgesetzes festzulegen. 

6.3  Prüfung nicht ratifizierter Übereinkommen 
Die Schweiz hat das Übereinkommen Nr.144 über dreigliedrige Beratungen zur 
Förderung der Durchführung internationaler Arbeitsnormen der IAO (BBl  2000 I 
330) ratifiziert und kann somit die Ratifikation alter und bis zum heutigen Tage 
nicht ratifizierter Übereinkommen prüfen. 

7 Konsultation der Dreigliedrigen Eidgenössischen 
Kommission für Angelegenheiten der IAO 

Der vorliegende Bericht wurde der Dreigliedrigen Eidgenössischen Kommission für 
Angelegenheiten der IAO unterbreitet. Diese ausserparlamentarische Kommission, 
welche aus Mitgliedern der Bundesverwaltung und der Schweizer Sozialpartner 
besteht, hat vom Bericht Kenntnis genommen. Die Arbeitgeber sind mit der 
Ratifikation des Ü 183 und den Änderungen des ArG und der ArGV1 nicht 
einverstanden. Die Arbeitnehmer haben die Ratifikation des Ü 183 sowie die 
vorliegenden gesetzlichen Änderungen unterstützt. 
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Anhang 1 

Bundesbeschluss                                                                                  Entwurf
über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 der Internationalen 
Arbeitsorganisation über den Mutterschutz  

vom … 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf die Artikel 54 Absatz 1 und 166 Absatz 2 der Bundesverfassung, 
gestützt auf den Bericht der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des 
Nationalrats, 
beschliesst: 

Art. 1 
1
 Das Übereinkommen Nr.183 über den Mutterschutz vom 15. Juni 2000 wird 

genehmigt.
2
 Der Bundesrat wird ermächtigt, das Übereinkommen zu ratifizieren. 

Art. 2 
Das Bundesgesetz vom 13. März 1964 über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und 
Handel1 wird wie folgt geändert: 
Art. 35a Abs. 2 
2 Schwangere dürfen auf blosse Anzeige hin von der Arbeit fernbleiben oder die 
Arbeit verlassen. Stillenden Müttern ist die erforderliche Zeit zum Stillen 
freizugeben. Die Verordnung bestimmt die Stillzeit, welche als entlöhnte Arbeitszeit 
anzurechnen ist. 

Art. 3 
1 Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Staatsvertragsreferendum für 
Verträge, die wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren 
Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen erfordert, nach den Artikeln 141 Absatz 
1 Buchstabe d Ziffer 3 und 141a der Bundesverfassung. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten des in Artikel 2 aufgeführten 
abgeänderten Bundesgesetzes. 

1 SR 822.1



18

Anhang 2 

Übereinkommen Nr. 183 über den Mutterschutz (2000) 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation,  

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen 
wurde und am 30. Mai 2000 zu ihrer achtundachtzigsten Tagung zusammengetreten 
ist, 

verweist auf die Notwendigkeit, das Übereinkommen über den Mutterschutz 
(Neufassung), 1952, und die Empfehlung betreffend den Mutterschutz, 1952, 
neuzufassen, um die Gleichstellung aller erwerbstätigen Frauen und die Gesundheit 
und Sicherheit der Mutter und des Kindes weiter zu fördern und um die 
Vielfältigkeit der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Mitglieder sowie 
die Vielfältigkeit der Unternehmen und die Entwicklung des Mutterschutzes in der 
innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis anzuerkennen,  

verweist auf die Bestimmungen der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
(1948), der Konvention der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (1979), der Konvention der Vereinten Nationen über die 
Rechte des Kindes (1989), der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing 
(1995), der Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation über die 
Chancengleichheit und die Gleichbehandlung der berufstätigen Frauen (1975), der 
Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation über grundlegende Prinzipien und 
Rechte bei der Arbeit und ihrer Folgemassnahmen (1998) sowie der internationalen 
Arbeitsübereinkommen und -empfehlungen, die auf die Gewährleistung der 
Chancengleichheit und Gleichbehandlung männlicher und weiblicher Arbeitnehmer 
abzielen, insbesondere des Überreinkommens über Arbeitnehmer mit 
Familienpflichten, 1981,  

berücksichtigt die Lage weiblicher Arbeitnehmer und die Notwendigkeit, 
Schwangerschaftsschutz vorzusehen, was in die gemeinsame Verantwortung der 
Regierung und der Gesellschaft fällt,  

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend die Neufassung des 
Übereinkommens über den Mutterschutz (Neufassung), 1952, und der Empfehlung 
betreffend den Mutterschutz, 1952, eine Frage, die den vierten Gegenstand ihrer 
Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, dass diese Anträge die Form eines internationalen Übereinkommens 
erhalten sollen.  

Die Konferenz nimmt heute, am 15. Juni 2000, das folgende Übereinkommen an, 
das als Übereinkommen über den Mutterschutz, 2000, bezeichnet wird.  

GELTUNGSBEREICH
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Artikel 1  

Im Sinne dieses Übereinkommens gilt der Ausdruck Frau für jede Person 
weiblichen Geschlechts ohne irgendwelche Diskriminierung und der Ausdruck Kind
für jedes Kind ohne irgendwelche Diskriminierung.  

Artikel 2  

1. Dieses Übereinkommen gilt für alle unselbständig beschäftigen Frauen, 
einschliesslich derjenigen, die in atypischen Formen abhängiger Arbeit tätig sind. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert, kann jedoch nach 
Anhörung der in Betracht kommenden repräsentativen Verbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer begrenzte Gruppen von Arbeitnehmern ganz oder teilweise 
aus dem Geltungsbereich des Übereinkommens ausnehmen, wenn die Anwendung 
des Übereinkommens auf diese Gruppen besondere Probleme von erheblicher 
Bedeutung aufwerfen würde.  

3. Jedes Mitglied, das die im vorstehenden Absatz gebotene Möglichkeit für sich in 
Anspruch nimmt, hat in seinem ersten Bericht über die Durchführung des 
Übereinkommens nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation die auf diese Weise ausgenommenen Gruppen von 
Arbeitnehmern und die Gründe für ihre Ausnahme zu benennen. In seinen späteren 
Berichten hat das Mitglied die Massnahmen anzugeben, die getroffen worden sind, 
um die Bestimmungen des Übereinkommens schrittweise auf diese Gruppen 
auszudehnen.  

GESUNDHEITSSCHUTZ 

Artikel 3  

Jedes Mitglied hat nach Anhörung der repräsentativen Verbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer geeignete Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass 
schwangere oder bruststillende Frauen nicht gezwungen sind, Arbeit zu verrichten, 
die nach den Feststellungen der zuständigen Stelle für die Gesundheit der Mutter 
oder des Kindes schädlich ist oder deren Beurteilung ergeben hat, dass sie eine 
erhebliche Gefahr für die Gesundheit der Mutter oder diejenige ihres Kindes 
darstellt.  

MUTTERSCHAFTSURLAUB 

Artikel 4  

1. Bei Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses oder einer anderen geeigneten 
Bescheinigung, wie durch die innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis bestimmt, in 
denen der voraussichtliche Zeitpunkt der Entbindung angegeben ist, hat eine Frau, 
für die dieses Übereinkommen gilt, Anspruch auf einen mindestens 
vierzehnwöchigen Mutterschaftsurlaub.  
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2. Die vorstehend erwähnte Dauer des Urlaubs ist von jedem Mitglied in einer seiner 
Ratifikation dieses Übereinkommens beigefügten Erklärung anzugeben.  

3. Jedes Mitglied kann später beim Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
eine weitere Erklärung hinterlegen, mit der die Dauer des Mutterschaftsurlaubs 
verlängert wird.  

4. Unter gebührender Berücksichtigung des Schutzes der Gesundheit der Mutter und 
derjenigen des Kindes hat der Mutterschaftsurlaub einen sechswöchigen 
obligatorischen Urlaub nach der Entbindung einzuschliessen, soweit auf 
innerstaatlicher Ebene von der Regierung und den repräsentativen Verbänden der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nichts anderes vereinbart wird. 

5. Der Teil des Mutterschaftsurlaubs vor der Geburt ist um jeden Zeitraum zu 
verlängern, der zwischen dem voraussichtlichen und dem tatschlichen Zeitpunkt der 
Entbindung verstreicht, ohne dass die Dauer des obligatorischen Teils des Urlaubs 
nach der Geburt verringert wird.  

URLAUB IM FALL EINER KRANKHEIT ODER VON KOMPLIKATIONEN 

Artikel 5  

Bei Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses ist vor oder nach dem Zeitraum des 
Mutterschaftsurlaubs im Fall einer Krankheit, von Komplikationen oder der Gefahr 
von Komplikationen als Folge der Schwangerschaft oder der Entbindung Urlaub zu 
gewähren. Die Art und die Höchstdauer eines solchen Urlaubs können in 
Übereinstimmung mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis vorgeschrieben 
werden.

LEISTUNGEN

Artikel 6  

1. Frauen sind während der Abwesenheit von der Arbeit aufgrund des in Artikel 4 
oder 5 erwähnten Urlaubs Geldleistungen in Übereinstimmung mit der 
innerstaatlichen Gesetzgebung oder auf eine andere der innerstaatlichen Praxis 
entsprechende Weise zu gewähren.  

2. Die Geldleistungen sind auf einem Niveau festzusetzen, das den Unterhalt der 
Frau und ihres Kindes in einwandfreien gesundheitlichen Verhältnissen und bei 
angemessener Lebenshaltung gewährleistet.  

3. Falls aufgrund der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis die für den in 
Artikel 4 erwähnten Urlaub gezahlten Geldleistungen auf dem früheren Verdienst 
beruhen, darf der Betrag dieser Leistungen zwei Drittel des früheren Verdienstes der 
Frau oder des für die Berechnung der Leistungen berücksichtigten Teils dieses 
Verdienstes nicht unterschreiten.  
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4. Falls aufgrund der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis andere Methoden 
verwendet werden, um die für den in Artikel 4 erwähnten Urlaub gezahlten 
Geldleistungen zu bestimmen, hat der Betrag dieser Leistungen dem Betrag 
vergleichbar zu sein, der sich im Durchschnitt aus der Anwendung des vorstehenden 
Absatzes ergibt.  

5. Jedes Mitglied hat sicherzustellen, dass die Anspruchsvoraussetzungen für 
Geldleistungen von einer grossen Mehrheit der Frauen, für die dieses 
Übereinkommen gilt, erfüllt werden können.  

6. Falls eine Frau die durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder auf eine andere 
der innerstaatlichen Praxis entsprechende Weise vorgesehenen 
Anspruchsvoraussetzungen für Geldleistungen nicht erfüllt, hat sie Anspruch auf 
angemessene Leistungen aus der Sozialhilfe, vorbehaltlich der für eine solche Hilfe 
vorgeschriebenen Bedürftigkeitsprüfung.

7. Der Frau und ihrem Kind sind ärztliche Leistungen in Übereinstimmung mit der 
innerstaatlichen Gesetzgebung oder auf eine andere der innerstaatlichen Praxis 
entsprechende Weise zu gewähren. Die ärztlichen Leistungen haben Betreuung vor, 
während und nach der Entbindung und erforderlichenfalls Krankenhauspflege zu 
umfassen.

8. Um die Lage der Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu schützen, sind die Leistungen 
für den in den Artikeln 4 und 5 erwähnten Urlaub durch die gesetzliche 
Sozialversicherung oder aus öffentlichen Mitteln oder auf eine durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis bestimmte Weise zu gewähren. Einem 
Arbeitgeber dürfen die unmittelbaren Kosten einer solchen Geldleistung, die einer 
von ihm beschäftigten Frau zusteht, ohne seine ausdrückliche Zustimmung nicht 
persönlich auferlegt werden, es sein denn,  

a) dass dies in der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis eines Mitgliedstaats 
vor der Annahme dieses Übereinkommens durch die Internationale 
Arbeitskonferenz vorgesehen war; oder  

b) dass dies später auf innerstaatlicher Ebene durch die Regierung und die 
repräsentativen Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer vereinbart wird.  

Artikel 7  

1. Die Bestimmungen von Artikel 6 Absätze 3 und 4 gelten als erfüllt, wenn ein 
Mitglied, dessen Wirtschaft und System der sozialen Sicherheit unzureichend 
entwickelt sind, Geldleistungen zu einem Satz gewährt, der nicht niedriger ist als der 
Satz, der bei Krankheit oder vorübergehender Arbeitsunfähigkeit in 
Übereinstimmung mit der innerstaatlichen Gesetzgebung zu zahlen ist.  

2. Ein Mitglied, das die im vorstehenden Absatz gebotene Möglichkeit für sich in 
Anspruch nimmt, hat in seinem ersten Bericht über die Durchführung des 
Übereinkommens nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
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Arbeitsorganisation die Gründe dafür zu erläutern und den Satz anzugeben, zu dem 
Geldleistungen gewährt werden. In seinen späteren Berichten hat das Mitglied die 
Massnahmen anzugeben, die getroffen worden sind, um den Leistungssatz 
schrittweise anzuheben.  

BESCHÄFTIGUNGSSCHUTZ UND NICHTDISKRIMINIERUNG  

Artikel 8  

1. Es ist einem Arbeitgeber untersagt, das Arbeitsverhältnis einer Frau während ihrer 
Schwangerschaft, während des in Artikel 4 oder 5 erwähnten Urlaubs oder während 
eines durch die innerstaatliche Gesetzgebung vorzuschreibenden Zeitraums nach 
ihrer Rückkehr zur Arbeit zu beenden, ausser aus Gründen,  die mit der 
Schwangerschaft oder der Geburt des Kindes und ihren Folgen oder dem Stillen 
nicht zusammenhängen. Die Beweislast  dafür, dass die Gründe für die Entlassung 
nicht mit der Schwangerschaft oder der Entbindung und ihren Folgen oder dem 
Stillen zusammenhängen, liegt beim Arbeitgeber.  

2. Es ist zu gewährleisten, dass eine Frau nach dem Ende ihres Mutterschaftsurlaubs 
an denselben Arbeitsplatz oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz mit dem gleichen 
Entgelt zurückkehren kann.  

Artikel 9  

1. Jedes Mitglied hat geeignete Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass 
Mutterschaft keinen Grund für eine Diskriminierung in der Beschäftigung 
einschliesslich – ungeachtet Artikel 2 Absatz 1 – des Zugangs zur Beschäftigung 
darstellt.  

2. Die im vorstehenden Absatz erwähnten Massnahmen haben das Verbot 
einzuschliessen, von einer Frau, die sich um einen Arbeitsplatz bewirbt, einen 
Schwangerschaftstest oder den Nachweis eines solchen Tests zu verlangen, ausser in 
Fällen, in denen die innerstaatliche Gesetzgebung dies für Arbeit vorschreibt, die:  

a) aufgrund der innerstaatlichen Gesetzgebung für schwangere oder stillende Frauen 
ganz oder teilweise verboten ist; oder 

b) eine anerkannte oder erhebliche Gefahr für die Gesundheit der Frau und des 
Kindes mit sich bringt.  

BRUSTSTILLENDE MÜTTER 

Artikel 10  

1. Einer Frau ist das Recht auf eine oder mehrere tägliche Pausen oder eine tägliche 
Verkürzung der Arbeitszeit zum Bruststillen ihres Kindes zu gewähren.  
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2. Der Zeitraum, während dessen Stillpausen oder die Verkürzung der täglichen 
Arbeitszeit gestattet sind, die Anzahl und die Dauer der Stillpausen und die 
Verfahren für die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit sind durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis festzulegen. Diese Pausen oder die 
Verkürzung der täglichen Arbeitszeit sind als Arbeitszeit anzurechnen und 
entsprechend zu bezahlen.  

REGELMÄSSIGE ÜBERPRÜFUNG 

Artikel 11  

Jedes Mitglied hat in Beratung mit den repräsentativen Verbänden der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer regelmässig zu prüfen, ob es zweckmässig ist, die Dauer des 
in Artikel 4 erwähnten Urlaubs zu verlängern oder den in Artikel 6 erwähnten 
Betrag oder Satz der Geldleistungen anzuheben.  

DURCHFÜHRUNG 

Artikel 12  

Dieses Übereinkommen ist durch die Gesetzgebung durchzuführen, soweit es nicht 
durch andere Mittel wie Gesamtarbeitsverträge, Schiedssprüche, gerichtliche 
Entscheidungen oder auf eine andere der innerstaatlichen Praxis entsprechende 
Weise durchgeführt wird.  

SCHLUSSBESTIMMUNGEN  

Artikel 13  

Durch dieses Übereinkommen wird das Übereinkommen über den Mutterschutz 
(Neufassung), 1952, neugefasst.  

Artikel 14  

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind dem Generaldirektor 
des Internationalen Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 15  

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder der Internationalen 
Arbeitsorganisation, deren Ratifikation durch den Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes eingetragen ist.  

2. Es tritt zwölf Monate, nachdem die Ratifikationen zweier Mitglieder durch den 
Generaldirektor eingetragen worden sind, in Kraft.  

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mitglied zwölf Monate nach 
der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft.  
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Artikel 16  

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat, kann es nach Ablauf 
von zehn Jahren seit seinem erstmaligen Inkrafttreten durch förmliche Mitteilung an 
den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. Sie wird erst ein Jahr nach der Eintragung wirksam.  

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat und binnen eines Jahres 
nach Ablauf der in Absatz 1 genannten zehn Jahr von dem in diesem Artikel 
vorgesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, bleibt für weitere zehn 
Jahre gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkommen jeweils nach Ablauf 
von zehn Jahren nach Massgabe dieses Artikels kündigen.  

Artikel 17  

1. Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintragung aller Ratifikationen 
und Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt werden.  

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organisation, wenn er ihnen von der 
Eintragung der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den 
Zeitpunkt aufmerksam machen, zu dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt.  

Artikel 18  

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes übermittelt dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen zur Eintragung nach Artikel 102 der Charta 
der Vereinten Nationen vollständige Auskünfte über alle von ihm nach Massgabe 
der vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen und Kündigungen.  

Artikel 19  

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes erstattet der Allgemeinen 
Konferenz, wenn immer er es für nötig erachtet, einen Bericht über die 
Durchführung dieses Übereinkommens und prüft, ob die Frage seiner gänzlichen 
oder teilweisen Neufassung auf die Tagesordnung der Konferenz gesetzt werden 
soll.  

Artikel 20  

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, welches das vorliegende 
Übereinkommen ganz oder teilweise neu fasst, und sieht das neue Übereinkommen 
nichts anderes vor, so gilt folgendes:  

a) Die Ratifikation des neugefassten Übereinkommens durch ein Mitglied hat 
ungeachtet des Artikels 16 ohne weiteres die Wirkung einer sofortigen Kündigung 
des vorliegenden Übereinkommens, sofern das neugefasste Übereinkommen in Kraft 
getreten ist.  



25

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefassten Übereinkommens an kann das 
vorliegende Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr ratifiziert werden.  

2. In jedem Fall bleibt das vorliegende Übereinkommen nach Form und Inhalt für 
diejenigen Mitglieder in Kraft, die dieses, nicht jedoch das neugefasste 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 21  

Der französische und der englische Wortlaut dieses Übereinkommens sind in 
gleicher Weise verbindlich. 
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Synopse 
 
 

 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-
bedarf 

Art. 1 Im Sinne dieses Übereinkommens gilt der 
Ausdruck Frau für jede Person weiblichen 
Geschlechts ohne irgendwelche 
Diskriminierung und der Ausdruck Kind für 
jedes Kind ohne irgendwelche 
Diskriminierung. 

Übereinkommen (Nr. 111) über die Diskriminierung 
in Beschäftigung und Beruf, 1958 (SR 0.822.721.1) 
Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau (SR 0.108)  
Übereinkommen vom 21. Dezember 1965 zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
(SR 0.104) 
Bundesverfassung (Art. 8; SR 101) 
Europäische Menschenrechtskonvention (Art. 14; 
SR 0.101) 
Internationaler Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte (Art. 26; SR 0.103.2) 

Ja Nein 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 2 1. Dieses Übereinkommen gilt für alle 
unselbständig beschäftigen Frauen, 
einschliesslich derjenigen, die in atypischen 
Formen abhängiger Arbeit tätig sind. 

Art. 1, Abs. 1 und 2 ArG (RS 822.11) 
Art. 319 OR (SR 220) 

Ja Nein 

 2. Jedes Mitglied, das dieses 
Übereinkommen ratifiziert, kann jedoch nach 
Anhörung der in Betracht kommenden 
repräsentativen Verbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer begrenzte Gruppen 
von Arbeitnehmern ganz oder teilweise aus 
dem Geltungsbereich des Übereinkommens 
ausnehmen, wenn die Anwendung des 
Übereinkommens auf diese Gruppen 
besondere Probleme von erheblicher 
Bedeutung aufwerfen würde.  

Art. 2, 3, 3a und 35 ArG (SR 822.11) 
 

Falls nötig 
wird die 
Schweiz von 
der Möglich-
keit 
Gebrauch 
machen, die 
nicht vom 
ArG erfass-
ten Katego-
rien von Ar-
beitnehme-
rinnen be-
züglich der in 
Artikel 3 und 
eventuell Ar-
tikel 10 des 
Überein-
kommens Nr. 
183 vorge-
sehenen 
Massnah-
men auszu-
schliessen.  
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 3. Jedes Mitglied, das die im vorstehenden 
Absatz gebotene Möglichkeit für sich in 
Anspruch nimmt, hat in seinem ersten 
Bericht über die Durchführung des 
Übereinkommens nach Artikel 22 der 
Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation die auf diese Weise 
ausgenommenen Gruppen von 
Arbeitnehmern und die Gründe für ihre 
Ausnahme zu benennen. In seinen späteren 
Berichten hat das Mitglied die Massnahmen 
anzugeben, die getroffen worden sind, um 
die Bestimmungen des Übereinkommens 
schrittweise auf diese Gruppen 
auszudehnen. 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 3 Jedes Mitglied hat nach Anhörung der 
repräsentativen Verbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer geeignete 
Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, 
dass schwangere oder bruststillende Frauen 
nicht gezwungen sind, Arbeit zu verrichten, 
die nach den Feststellungen der zuständigen 
Stelle für die Gesundheit der Mutter oder des 
Kindes schädlich ist oder deren Beurteilung 
ergeben hat, dass sie eine erhebliche Gefahr 
für die Gesundheit der Mutter oder diejenige 
ihres Kindes darstellt.  

Art. 35 Abs. 1 und 2 ArG (SR 822.11) 
Art. 62 Abs. 3 ArGV 1 (SR 822.111) 
Verordnung über gefährliche und beschwerliche 
Arbeiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft 
(SR 822.111.52) 

Ja Nein 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 4 1. Bei Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses 
oder einer anderen geeigneten 
Bescheinigung, wie durch die innerstaatliche 
Gesetzgebung und Praxis bestimmt, in 
denen der voraussichtliche Zeitpunkt der 
Entbindung angegeben ist, hat eine Frau, für 
die dieses Übereinkommen gilt, Anspruch auf 
einen mindestens vierzehnwöchigen 
Mutterschaftsurlaub. 

Art. 329f OR (SR 222) Ja Nein 

 2. Die vorstehend erwähnte Dauer des 
Urlaubs ist von jedem Mitglied in einer seiner 
Ratifikation dieses Übereinkommens 
beigefügten Erklärung anzugeben. 

   

 3. Jedes Mitglied kann später beim 
Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes eine weitere Erklärung 
hinterlegen, mit der die Dauer des 
Mutterschaftsurlaubs verlängert wird.  

   

 4. Unter gebührender Berücksichtigung des 
Schutzes der Gesundheit der Mutter und 
derjenigen des Kindes hat der 
Mutterschaftsurlaub einen sechswöchigen 
obligatorischen Urlaub nach der Entbindung 
einzuschliessen, soweit auf innerstaatlicher 
Ebene von der Regierung und den 
repräsentativen Verbänden der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer nichts anderes 
vereinbart wird. 

Art. 35a Abs. 3 ArG (SR 822.11) Ja Nein 
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 5. Der Teil des Mutterschaftsurlaubs vor der 
Geburt ist um jeden Zeitraum zu verlängern, 
der zwischen dem voraussichtlichen und 
dem tatschlichen Zeitpunkt der Entbindung 
verstreicht, ohne dass die Dauer des 
obligatorischen Teils des Urlaubs nach der 
Geburt verringert wird.  

Vgl. die im Bericht wiedergegebene 
Rechtsmeinung des IAA  

 

Ja Nein 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 5 Bei Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses ist 
vor oder nach dem Zeitraum des 
Mutterschaftsurlaubs im Fall einer Krankheit, 
von Komplikationen oder der Gefahr von 
Komplikationen als Folge der 
Schwangerschaft oder der Entbindung 
Urlaub zu gewähren. Die Art und die 
Höchstdauer eines solchen Urlaubs können 
in Übereinstimmung mit der innerstaatlichen 
Gesetzgebung und Praxis vorgeschrieben 
werden. 

Siehe Art. 6 Ja Nein 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 6 1. Frauen sind während der Abwesenheit von 
der Arbeit aufgrund des in Artikel 4 oder 5 
erwähnten Urlaubs Geldleistungen in 
Übereinstimmung mit der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder auf eine andere der 
innerstaatlichen Praxis entsprechende Weise 
zu gewähren.  

Siehe Art. 4 Ja Nein 

 2. Die Geldleistungen sind auf einem Niveau 
festzusetzen, das den Unterhalt der Frau und 
ihres Kindes in einwandfreien 
gesundheitlichen Verhältnissen und bei 
angemessener Lebenshaltung gewährleistet.  

Siehe Art. 4 Ja Nein 

 3. Falls aufgrund der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder Praxis die für den in 
Artikel 4 erwähnten Urlaub gezahlten 
Geldleistungen auf dem früheren Verdienst 
beruhen, darf der Betrag dieser Leistungen 
zwei Drittel des früheren Verdienstes der 
Frau oder des für die Berechnung der 
Leistungen berücksichtigten Teils dieses 
Verdienstes nicht unterschreiten. 

Für die Geldleistungen während des 
Mutterschaftsurlaubs: siehe Art. 16b ff KVG (SR 
834.1) 

 

Ja Nein 

 4. Falls aufgrund der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder Praxis andere Methoden 
verwendet werden, um die für den in Artikel 4 
erwähnten Urlaub gezahlten Geldleistungen 
zu bestimmen, hat der Betrag dieser 
Leistungen dem Betrag vergleichbar zu sein, 
der sich im Durchschnitt aus der Anwendung 
des vorstehenden Absatzes ergibt. 

Siehe Art. 4 Ja Nein 
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 5. Jedes Mitglied hat sicherzustellen, dass 
die Anspruchsvoraussetzungen für 
Geldleistungen von einer grossen Mehrheit 
der Frauen, für die dieses Übereinkommen 
gilt, erfüllt werden können. 

Die Erwerbsersatzordnung, das KVG und das OR 
decken die grosse Mehrheit der in der Schweiz 
beschäftigten Frauen 

Ja Nein 

 6. Falls eine Frau die durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung oder auf eine 
andere der innerstaatlichen Praxis 
entsprechende Weise vorgesehenen 
Anspruchsvoraussetzungen für 
Geldleistungen nicht erfüllt, hat sie Anspruch 
auf angemessene Leistungen aus der 
Sozialhilfe, vorbehaltlich der für eine solche 
Hilfe vorgeschriebenen 
Bedürftigkeitsprüfung. 

Kantonale Sozialhilfe : Art. 12 und 115 BV  Ja Nein 

 7. Der Frau und ihrem Kind sind ärztliche 
Leistungen in Übereinstimmung mit der 
innerstaatlichen Gesetzgebung oder auf eine 
andere der innerstaatlichen Praxis 
entsprechende Weise zu gewähren. Die 
ärztlichen Leistungen haben Betreuung vor, 
während und nach der Entbindung und 
erforderlichenfalls Krankenhauspflege zu 
umfassen. 

Bei Mutterschaft: Sachleistungen des KVG (Titel 
2) im Rahmen der Krankenpflegeversicherung 
(obligatorische Versicherung für die ganze 
Bevölkerung).  
 
Bei Krankheit der Frau während der 
Schwangerschaft oder nach der Entbindung: 
allgemeine Leistungen bei Krankheit gemäss KVG 

Ja Nein 
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 8. Um die Lage der Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt zu schützen, sind die 
Leistungen für den in den Artikeln 4 und 5 
erwähnten Urlaub durch die gesetzliche 
Sozialversicherung oder aus öffentlichen 
Mitteln oder auf eine durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis 
bestimmte Weise zu gewähren. Einem 
Arbeitgeber dürfen die unmittelbaren Kosten 
einer solchen Geldleistung, die einer von ihm 
beschäftigten Frau zusteht, ohne seine 
ausdrückliche Zustimmung nicht persönlich 
auferlegt werden, es sein denn,  

a) dass dies in der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder Praxis eines 
Mitgliedstaats vor der Annahme dieses 
Übereinkommens durch die Internationale 
Arbeitskonferenz vorgesehen war; oder  

b) dass dies später auf innerstaatlicher 
Ebene durch die Regierung und die 
repräsentativen Verbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer vereinbart wird. 

Für die Sachleistungen: obligatorische 
Krankenpflegeversicherung  
 
Für die Geldleistungen während der Dauer des 
Mutterschaftsurlaubs: siehe 
Erwerbsersatzordnung  
 

Für die vom Arbeitgeber gezahlten Leistungen im 
Fall von Krankheit oder Komplikationen (Art. 324a 
OR, vor allem Abs. 3 und 4; RS 220); Abs. 4 
berechtigt den Arbeitgeber zum Abschluss einer 
Krankentaggeldversicherung, deren Finanzierung 
hälftig dem Arbeitnehmer zufallen kann und 
autorisiert vorteilhaftere Gesamtarbeitsverträge  

 

Ja Nein 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 7 1. Die Bestimmungen von Artikel 6 Absätze 3 
und 4 gelten als erfüllt, wenn ein Mitglied, 
dessen Wirtschaft und System der sozialen 
Sicherheit unzureichend entwickelt sind, 
Geldleistungen zu einem Satz gewährt, der 
nicht niedriger ist als der Satz, der bei 
Krankheit oder vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit in Übereinstimmung mit 
der innerstaatlichen Gesetzgebung zu zahlen 
ist.  

2. Ein Mitglied, das die im vorstehenden 
Absatz gebotene Möglichkeit für sich in 
Anspruch nimmt, hat in seinem ersten 
Bericht über die Durchführung des 
Übereinkommens nach Artikel 22 der 
Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation die Gründe dafür zu 
erläutern und den Satz anzugeben, zu dem 
Geldleistungen gewährt werden. In seinen 
späteren Berichten hat das Mitglied die 
Massnahmen anzugeben, die getroffen 
worden sind, um den Leistungssatz 
schrittweise anzuheben. 

Betrifft die Schweiz nicht   
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 8 1. Es ist einem Arbeitgeber untersagt, das 
Arbeitsverhältnis einer Frau während ihrer 
Schwangerschaft, während des in Artikel 4 
oder 5 erwähnten Urlaubs oder während 
eines durch die innerstaatliche 
Gesetzgebung vorzuschreibenden Zeitraums 
nach ihrer Rückkehr zur Arbeit zu beenden, 
ausser aus Gründen,  die mit der 
Schwangerschaft oder der Geburt des 
Kindes und ihren Folgen oder dem Stillen 
nicht zusammenhängen. Die Beweislast  
dafür, dass die Gründe für die Entlassung 
nicht mit der Schwangerschaft oder der 
Entbindung und ihren Folgen oder dem 
Stillen zusammenhängen, liegt beim 
Arbeitgeber. 

Art. 336c Abs. 1 Buchstabe c und Abs. 2 OR 
(SR 220) 

Ja  Nein 

 2. Es ist zu gewährleisten, dass eine Frau 
nach dem Ende ihres Mutterschaftsurlaubs 
an denselben Arbeitsplatz oder einen 
gleichwertigen Arbeitsplatz mit dem gleichen 
Entgelt zurückkehren kann. 

Allgemeiner Schutz des OR, Art. 319 ff (SR 220) Ja Nein 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 9 1. Jedes Mitglied hat geeignete Massnahmen 
zu treffen, um sicherzustellen, dass 
Mutterschaft keinen Grund für eine 
Diskriminierung in der Beschäftigung 
einschliesslich – ungeachtet Artikel 2 Absatz 
1 – des Zugangs zur Beschäftigung darstellt. 

Art. 8 BV (SR 101) 
Art. 3 bis 6 GIG (SR 151) 

Ja Nein 

 2. Die im vorstehenden Absatz erwähnten 
Massnahmen haben das Verbot 
einzuschliessen, von einer Frau, die sich um 
einen Arbeitsplatz bewirbt, einen 
Schwangerschaftstest oder den Nachweis 
eines solchen Tests zu verlangen, ausser in 
Fällen, in denen die innerstaatliche 
Gesetzgebung dies für Arbeit vorschreibt, 
die:  

a) aufgrund der innerstaatlichen 
Gesetzgebung für schwangere oder stillende 
Frauen ganz oder teilweise verboten ist; oder 

b) eine anerkannte oder erhebliche Gefahr 
für die Gesundheit der Frau und des Kindes 
mit sich bringt. 

Schutz der Persönlichkeit (insbesondere Art. 328 
OR) 

Ja Nein 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 10 1. Einer Frau ist das Recht auf eine oder 
mehrere tägliche Pausen oder eine tägliche 
Verkürzung der Arbeitszeit zum Bruststillen 
ihres Kindes zu gewähren. 

Für die Stillpausen: Artikel 35a Abs. 2 ArG (RS 
822.11) und Art. 60, Abs. 2 ArGV1 (RS 822.111) 

Ja Nein 

 2. Der Zeitraum, während dessen Stillpausen 
oder die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit 
gestattet sind, die Anzahl und die Dauer der 
Stillpausen und die Verfahren für die 
Verkürzung der täglichen Arbeitszeit sind 
durch die innerstaatliche Gesetzgebung und 
Praxis festzulegen. Diese Pausen oder die 
Verkürzung der täglichen Arbeitszeit sind als 
Arbeitszeit anzurechnen und entsprechend 
zu bezahlen. 

Für die Entlöhnung der Stillpausen: Lage von Fall 
zu Fall geregelt oder gemäss 
Gesamtarbeitsverträgen, aber weder durch OR 
noch ArG 
 
Um die Rechtssicherheit zu gewährleisten, wird 
eine Anpassung von Art. 35a, Abs. 2 und Art. 60, 
Abs. 2 ArGV1 vorgeschlagen: 

Das Bundesgesetz vom 13. März 1964 über die 
Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel1 wird wie 
folgt geändert: 
Art. 35a Abs. 2 
2 Schwangere dürfen auf blosse Anzeige hin von 
der Arbeit fernbleiben oder die Arbeit verlassen. 
Stillenden Müttern ist die erforderliche Zeit zum 
Stillen freizugeben. Die Verordnung bestimmt die 
Stillzeit, welche als entlöhnte Arbeitszeit 
anzurechnen ist.

Teilweise Ja, um die 
Rechtssicherh
eit zu 
gewährleisten 

 

                                                            
1 SR 822.1 
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 Text Ü 183 Schweizer Recht Realisiert Anpassungs-

bedarf 

Art. 11 Jedes Mitglied hat in Beratung mit den 
repräsentativen Verbänden der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer regelmässig zu prüfen, 
ob es zweckmässig ist, die Dauer des in 
Artikel 4 erwähnten Urlaubs zu verlängern 
oder den in Artikel 6 erwähnten Betrag oder 
Satz der Geldleistungen anzuheben.  

Art. 76 EOG (SR 834.1) i.V.m. 72 AHVG (SR 
831.10) 

Ja Nein 
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Übersicht 

Das Übereinkommen Nr. 183 über den Mutterschutz gewährleistet den Schutz aller 
Arbeitnehmerinnen, einschliesslich jener in atypischen Arbeitsverhältnissen. Es legt 
die Dauer des Mutterschaftsurlaubs auf 14 Wochen fest. Zugleich können gewisse 
Bestimmungen durch nationale Gesetze und nach Konsultation mit den Sozialpart-
nern abgeschwächt werden. So kann beispielsweise statt einer Versicherungslösung 
die direkte Belastung des Arbeitgebers während des Mutterschaftsurlaubs vorgese-
hen werden. Ausserdem können bestimmte Kategorien von Frauen vom Überein-
kommen gezielt ausgeschlossen werden. 
Der Bundesrat hatte das Übereinkommen Nr. 183 in seinem Bericht vom 15. Juni 
2001 (BBl 2001 5867) zwar geprüft, seine Ratifikation aber nicht beantragen kön-
nen, da die Schweiz zum damaligen Zeitpunkt noch nicht über eine Mutterschutzver-
sicherung verfügte. Dies hat sich seither geändert und die Ratifikation dieses IAO-
Übereinkommens ist heute möglich. Tatsächlich erfüllt das schweizerische Recht die 
Anforderungen des Übereinkommens praktisch ausnahmslos. Die einzige – margi-
nale – Rechtslücke, die es im Arbeitsgesetz aus Gründen der Rechtssicherheit ein für 
alle Mal zu schliessen gilt, ist der Grundsatz der Entlöhnung der Stillpausen.  
Der vorliegende Bericht wurde ebenfalls der Tripartiten Eidgenössischen Kommis-
sion für Angelegenheiten der IAO vorgelegt. Diese ausserparlamentarische Kom-
mission, welche aus Mitgliedern der Bundesverwaltung und der Sozialpartner 
besteht, hat vom Bericht Kenntnis genommen. Die Arbeitgeber sind mit der Ratifika-
tion des Ü 183 und den Änderungen des ArG und der ArGV1 nicht einverstanden. 
Die Arbeitnehmer haben die Ratifikation des Ü 183 sowie die vorliegenden gesetz-
lichen Änderungen unterstützt. 
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Bericht 

1 Entstehung des Entwurfs 

Am 5. November 2008 gab die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 
des Nationalrates (SGK-N) der von Nationalrätin Liliane Maury Pasquier am 22. Juni 
2007 eingereichten parlamentarischen Initiative (07.055 n) mit 12 zu 8 Stimmen bei 
3 Enthaltungen Folge. Die SGK des Ständerates stimmte diesem Beschluss am 
15. Februar 2010 mit 5 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu. Am 14. Oktober 2010 
beauftragte die SGK-N das Kommissionssekretariat und die Verwaltung mit der 
Ausarbeitung eines Bundesbeschlusses und des erläuternden Berichts. Die Kommis-
sion verabschiedete diese am 12. Mai 2011 mit 12 gegen 11 Stimmen und eröffnete 
die Vernehmlassung, die bis zum 31. August 2011 dauerte. 
Die Ergebnisse der Vernehmlassung widerspiegeln teilweise die Stellungnahme der 
Tripartiten Kommission. 18 Kantone sprachen sich für und 2 gegen die Ratifizierung 
aus. Dagegen sind die SVP und die FDP/Liberale, die anderen Parteien, die geant-
wortet haben, unterstützen die Ratifizierung. Die Arbeitnehmerorganisationen spre-
chen sich klar für und die Arbeitgeberorganisation und einige Wirtschaftsverbände 
klar dagegen aus. Befürwortende und ablehnende Stellungnahmen decken sich auch 
in Bezug auf die vorgeschlagene Anpassung des Arbeitsgesetzes weitestgehend. 
Nach Kenntnisnahme der Vernehmlassungsergebnisse verabschiedete die Kommis-
sion am 10. November 2011 Erlassentwurf und Bericht zuhanden ihres Rates und 
des Bundesrates zur Stellungnahme. 
Eine Minderheit beantragt Nichteintreten auf die Vorlage. 

2 Grundzüge des Entwurfs 

Das Übereinkommen Nr. 183 stellt eine Revision des Übereinkommens (Nr. 103) 
über den Mutterschutz von 1952 dar. 
Die Annahme des Übereinkommens über den Mutterschutz ist das Ergebnis erhebli-
cher Anstrengungen des IAA seit Mitte der neunziger Jahre zur Frage von Bedeu-
tung und Wirksamkeit der internationalen Arbeitsnormen, mit dem Ziel herauszu-
finden, ob sie den heutigen Verhältnissen noch angemessen sind. Seit der Annahme 
des Übereinkommens Nr. 103 im Jahr 1952 hat sich die Rolle der Frau in der 
Gesellschaft verändert. Die Beschäftigungsstruktur hat eine bedeutsame Entwick-
lung erfahren und der Anteil der erwerbstätigen Frauen hat stark zugenommen. Der 
Mutterschutz der Arbeitnehmerinnen gewinnt daher immer mehr an Bedeutung. 
Das Übereinkommen Nr. 183 bringt erhebliche Fortschritte, indem der den Frauen 
während der Schwangerschaft und der Stillzeit zukommende Schutz ausgedehnt 
wird: es gewährt allen unselbständig beschäftigten Frauen, einschliesslich denjeni-
gen, die in atypischen Formen abhängiger Arbeit tätig sind, einen Mutterschutz von 
mindestens 14 Wochen. Des Weiteren enthält das Übereinkommen Nr. 183 Normen 
zum Gesundheitsschutz, zum Urlaub im Falle von Krankheit oder Komplikationen, 
zu Geld- und medizinischen Leistungen, zum Beschäftigungsschutz und zur Nicht-
diskriminierung und zum Schutz stillender Mütter. 
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Das Übereinkommen Nr. 183 führt durch einen Verweis auf die innerstaatliche 
Gesetzgebung und Praxis eine verstärkte Flexibilität ein mit dem Ziel, eine grössere 
Anzahl von Ratifikationen zu erreichen. Bis zum heutigen Tag haben 18 Staaten das 
Übereinkommen ratifiziert, darunter 12 Staaten der Europäischen Union: Bulgarien, 
Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Rumänien, Slowa-
kei, Slowenien, Ungarn und Zypern. 
Das Übereinkommen Nr. 183 umfasst 21 Artikel, wobei nur die ersten 11 Artikel 
materiell-rechtlicher Natur sind. Um festzustellen, ob die Schweiz die Anforderun-
gen des Übereinkommens erfüllt, müssen dessen Bestimmungen mit den Gesetzes-
normen und der Praxis der Schweiz verglichen werden, namentlich mit den Bestim-
mungen des Obligationenrechts (OR; SR 220), des Arbeitsgesetzes vom 13. März 
1964 (ArG; SR 822.11) und dessen Ausführungsverordnungen, insbesondere der 
Verordnung 1 (ArGV1; SR 822.111), des Gleichstellungsgesetzes vom 24. März 
1995 (GIG; SR 151.1), des Bundesgesetzes vom 18. März 1994 über die Kranken-
versicherung (KVG; SR 832.10) und des Bundesgesetzes vom 25. September 1952 
über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft (EOG; SR 834.1). 

3 Erläuterung zu den einzelnen Artikeln 
des Übereinkommens 

Art. 1 
Gemäss Artikel 1 des Übereinkommens bezeichnet der Begriff «Frau» jede Per-
son weiblichen Geschlechts ohne irgendwelche Diskriminierung. Es handelt sich 
um  eine sehr offene Begriffsumschreibung. Der Begriff «Diskriminierung»  
muss im Sinne des Übereinkommens (Nr. 111) über die Diskriminierung in Beschäf-
tigung und Beruf, 1958, verstanden werden, das die Schweiz ratifiziert hat 
(SR 0.822.721.1). Ferner finden sich diese Begriffsumschreibungen im Überein-
kommen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
der Frau (SR 0.108) und im Übereinkommen vom 21. Dezember 1965 zur Beseiti-
gung jeder Form von Rassendiskriminierung (SR 0.104), die ebenfalls von der 
Schweiz ratifiziert wurden. Ferner schliesst das Übereinkommen Nr. 183 jede auf 
der Mutterschaftssituation basierende Diskriminierung aus. Die Begriffsbestimmung 
von «Kind» ist derjenigen von «Frau» nachgebildet. Insbesondere ist damit auch das 
Adoptivkind gemeint. Einen besonderen Schutz lassen die Bestimmungen des Über-
einkommens dem Kind allerdings nicht angedeihen. Allgemein gewährleistet Arti-
kel 8 der Bundesverfassung die Gleichbehandlung und die Nicht-Diskriminierung; 
ferner hat die Schweiz die Europäische Menschenrechtskonvention (Art. 14; 
SR 0.101) und den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
ratifiziert (Art. 26; SR 0.103.2). Insofern wirft die Bestimmung des Übereinkom-
mens Nr. 183 keinerlei Probleme für das schweizerische Recht auf. 

Art. 2 
Artikel 2 umschreibt den persönlichen Geltungsbereich des Übereinkommens. 
Gemäss Ziffer 1 von Artikel 2 gilt das Übereinkommen für alle unselbständig 
beschäftigten Frauen, einschliesslich der in atypischen Formen abhängiger Arbeit 
tätigen. Der Ausdruck «beschäftigte Frauen» umfasst alle Frauen, die einem 
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Arbeitsverhältnis verpflichtet sind, unbesehen der Form des Arbeitsvertrags (münd-
lich oder schriftlich, ausdrücklich oder stillschweigend) oder der Art der Entlöh-
nung. Bestimmend ist die Arbeitsbeziehung unabhängig von der Art der Arbeit oder 
dem Arbeitsort. Das ArG findet grundsätzlich auf alle öffentlichen oder privaten 
Betriebe Anwendung, die dauernd oder vorübergehend einen oder mehrere Arbeit-
nehmer beschäftigen (Art. 1 Abs. 1 und 2 ArG). Nach dem OR verpflichtet sich der 
Arbeitnehmer durch den Einzelarbeitsvertrag auf bestimmte oder unbestimmte Zeit 
zur Leistung von Arbeit im Dienst des Arbeitgebers und dieser zur Entrichtung eines 
Lohnes; der Begriff des Arbeitsvertrags umfasst auch die Teilzeitarbeit (Art. 319 
OR). Damit umfasst der Geltungsbereich des Übereinkommens denjenigen des ArG 
und des OR. 
Ziffer 2 von Artikel 2 erlaubt die teilweise oder ganze Ausnahme von begrenzten 
Gruppen von Arbeitnehmern aus dem Geltungsbereich des Übereinkommens, wenn 
die Anwendung des Übereinkommens auf diese Gruppen besondere Probleme von 
erheblicher Bedeutung aufwerfen würde. 
Das ArG schliesst von seinem Geltungsbereich nicht nur bestimmte Personengrup-
pen aus (vor allem die Heimarbeiter, vgl. Art. 3 ArG), sondern auch bestimmte 
Arten von Betrieben (namentlich die Landwirtschaftsbetriebe, die Unternehmen des 
öffentlichen Verkehrs und die öffentlichen Verwaltungen, vgl. Art. 2 ArG). Für die 
öffentlichen Verwaltungen muss jedoch präzisiert werden, dass gemäss Artikel 3a 
ArG der Artikel 35 ArG über den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmerin bei Mut-
terschaft auf die Verwaltungen des Bundes, der Kantone und Gemeinden anwendbar 
ist. 
Ziffer 3 von Artikel 2 stipuliert die Modalitäten der Anwendung der vorstehenden 
Ziffer. 
Die Schweiz wird von der Möglichkeit Gebrauch machen, die nicht vom ArG erfass-
ten Kategorien von Arbeitnehmerinnen bezüglich der in Artikel 3 und eventuell 
Artikel 10 des Übereinkommens Nr. 183 vorgesehenen Massnahmen auszuschlies-
sen. 

Art. 3 
Artikel 3 des Übereinkommens stellt eine allgemeine Bestimmung bezüglich des 
Gesundheitsschutzes von Mutter und Kind dar. Er verlangt von den Mitgliedstaaten, 
dass sie, nach Anhörung der repräsentativen Verbände der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer, Massnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass schwangere oder 
stillende Frauen nicht gezwungen sind, Arbeit zu verrichten, die für die Gesundheit 
der Mutter oder des Kindes schädlich ist oder die eine erhebliche Gefahr für die 
Gesundheit von Mutter oder Kind darstellt. 
Gemäss Artikel 35 Absatz 1 des Arbeitsgesetzes (ArG) hat der Arbeitgeber schwan-
gere Frauen und stillende Mütter so zu beschäftigen und ihre Arbeitsbedingungen so 
zu gestalten, dass ihre Gesundheit und die Gesundheit des Kindes nicht beeinträch-
tigt werden. Artikel 35 Absatz 2 ArG führt weiter aus, dass die Beschäftigung 
schwangerer Frauen und stillender Mütter für beschwerliche oder gefährliche Arbei-
ten aus gesundheitlichen Gründen per Verordnung untersagt oder von besonderen 
Voraussetzungen abhängig gemacht werden kann. Gemäss Artikel 62 Absatz 3 der 
Verordnung 1 zum ArG vom 10. Mai 2000 (ArGV 1) gelten als «beschwerliche und 
gefährliche Arbeiten» alle Arbeiten, die sich erfahrungsgemäss nachteilig auf die 
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Gesundheit der schwangeren oder stillenden Frauen oder auf die Gesundheit ihrer 
Kinder auswirken. Diese Arbeiten werden im Rahmen einer besonderen Verordnung 
vertieft und evaluiert (Verordnung des EVD vom 20. März 2001 über gefährliche 
und beschwerliche Arbeiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft; SR 822.111.52). 
Der Schutz, den das positive Schweizer Recht der schwangeren Frau gewährt, erfüllt 
die Anforderungen von Artikel 3 des Übereinkommens Nr. 183. 

Art. 4 
Artikel 4 des Übereinkommens behandelt den Mutterschaftsurlaub. Jede Frau, auf 
die das Übereinkommen Anwendung findet, hat Anspruch auf einen mindestens 
vierzehnwöchigen Mutterschaftsurlaub (Ziff. 1). Der Mutterschaftsurlaub hat einen 
sechswöchigen obligatorischen Urlaub nach der Entbindung einzuschliessen, soweit 
auf innerstaatlicher Ebene von der Regierung und den repräsentativen Verbänden 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nichts anderes vereinbart wird (Ziff. 4). 
Der Artikel 329f OR sieht einen Mutterschaftsurlaub von mindestens 14 Wochen 
nach der Niederkunft vor. Das schweizerische Recht sieht keinen Mutterschafts-
urlaub vor der Niederkunft vor. Zwar geht die Verpflichtung, einen Teil des Mutter-
schaftsurlaub vor der Niederkunft vorzusehen, aus dem Übereinkommen Nr. 183 
nicht deutlich hervor, man könnte sie aber aus Artikel 4 Absatz 5 herleiten, der die 
Verlängerung des pränatalen Mutterschaftsurlaubs um die Zeit zwischen dem 
angenommenen und dem effektiven Datum der Niederkunft vorsieht. Um in dieser 
Frage jedes Missverständnis zu vermeiden, haben wir am 5. Dezember 2007 eine 
Rechtsmeinung beim Internationalen Arbeitsamt in Genf eingeholt. Am 24. Januar 
2008 übermittelte uns das IAA seine Antwort: Das Mutterschaftsübereinkommen 
sieht nicht die Einrichtung eines pränatalen Mutterschaftsurlaubs vor und verpflich-
tet die Staaten auch nicht zu einem solchen. 
Das ArG untersagt die Beschäftigung der Frauen während acht Wochen nach der 
Niederkunft; danach dürfen die Wöchnerinnen bis zur 16. Woche nur mit ihrem 
Einverständnis beschäftigt werden (Art. 35a Abs. 3 ArG). 
Das positive Schweizer Recht erfüllt die Anforderungen von Artikel 4 des Überein-
kommens Nr. 183. 

Art. 5 
In Übereinstimmung mit Artikel 5 des Übereinkommens muss im Falle einer Krank-
heit, von Komplikationen oder der Gefahr von Komplikationen als Folge der 
Schwangerschaft oder der Entbindung ein Urlaub gewährt werden. In der Schweiz 
wird ein solcher Urlaub nicht von der Erwerbsersatzordnung, sondern vom OR 
geregelt (siehe unten Kap. 3.6 zu Art. 6).  

Art. 6 
Artikel 6 des Übereinkommens regelt die Frage der Gewährung von Geld- oder 
Sachleistungen während des Urlaubs gemäss Artikel 4 und 5. 
Während Ziffer 1 von Artikel 6 den Grundsatz aufstellt, legen die Ziffern 2–4 die 
Kriterien bezüglich des Niveaus der zu gewährenden Geldleistungen fest. Dieses 
Niveau muss den Unterhalt der Frau und des Kindes in einwandfreien gesundheit-
lichen Verhältnissen und bei angemessener Lebenshaltung gewährleisten (Ziff. 2). 
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Beruhen die für den in Artikel 4 erwähnten Urlaub gezahlten Geldleistungen auf 
dem früheren Verdienst, darf der Betrag dieser Leistungen zwei Drittel des früheren 
Verdienstes der Frau oder des für die Berechnung der Leistungen berücksichtigten 
Teils dieses Verdienstes nicht unterschreiten (Ziff. 3). Werden die Geldleistungen 
auf Grund anderer Methoden bestimmt, hat ihr Betrag dem Betrag vergleichbar zu 
sein, der sich im Durchschnitt aus der Anwendung von Ziffer 3 ergibt (Ziff. 4). Jedes 
Mitglied hat sicherzustellen, dass die Anspruchsvoraussetzungen für Geldleistungen 
von einer grossen Mehrheit der Frauen, für die dieses Übereinkommen gilt, erfüllt 
werden können (Ziff. 5). 
Was die während des in Artikel 4 erwähnten Urlaubs (das heisst des Mutterschafts-
urlaubs) gezahlten Geldleistungen angeht, finden die Artikel 16b ff KVG Anwen-
dung. Seit der Revision dieses Gesetzes, die im Juli 2005 in Kraft getreten ist, sieht 
die Erwerbsersatzordnung eine Mutterschaftsentschädigung für erwerbstätige Frauen 
in Höhe von 80 % des vor der Niederkunft erzielten Erwerbseinkommens vor. 
Dieser Satz ist höher als der von dem Übereinkommen Nr. 183 geforderte. 
Auf die in Artikel 5 erwähnten, während des Urlaubs gewährten Geldleistungen 
(Urlaub im Falle von Krankheit oder Komplikationen) findet das OR Anwendung. 
Gemäss Artikel 324a Absatz 3 OR hat eine Frau, die während der Schwangerschaft 
an der Arbeitsleistung verhindert wird, Anspruch auf die Entrichtung ihres Lohns 
während einer beschränkten Zeit in Abhängigkeit der Dauer des Arbeitsverhältnis-
ses. Wenn diese Frau aber im Jahr ihrer Schwangerschaft bereits in den Genuss 
dieses Rechts gekommen ist, kann ihr Recht auf Entrichtung ihres Lohns einge-
schränkt werden oder sogar erlöschen. In diesem letzten Fall hätte sie keinerlei 
Anspruch auf eine Geldleistung. Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, dass zahlrei-
cher Arbeitnehmerinnen über eine Erwerbsausfallversicherung verfügen oder in 
Gesamtarbeitsverträgen (GAV) vorgesehene günstigere Bedingungen geniessen. Es 
ist nicht sicher, dass der Schutz, den das schweizerische Recht im Fall eines Urlaubs 
infolge von Krankheit oder Komplikationen vorsieht, die Anforderungen von Arti-
kel 6 des Übereinkommens Nr. 183 erfüllt. Auch in dieser Frage haben wir beim 
IAA um Erläuterung gebeten und am 24. Januar 2008 eine Antwort erhalten. Danach 
erfüllt das schweizerische Recht die Anforderungen des Übereinkommens Nr. 183 in 
diesem Punkt, denn es gewährt einen Mutterschutz mit Lohnfortzahlung während 
mindestens drei Wochen pro Jahr. Artikel 35a Absatz 2 ArG schliesslich gestattet 
der Schwangeren, in allen Fällen auf blosse Anzeige hin von der Arbeit fernzublei-
ben oder sie zu verlassen.  
Ziffer 6 von Artikel 6 stipuliert den Grundsatz, wonach Frauen, welche die 
Anspruchsvoraussetzungen für Geldleistungen nicht erfüllen, Leistungen aus der 
Sozialhilfe zu gewähren sind. In der Schweiz fällt die Sozialhilfe in die Zuständig-
keit der Kantone (Art. 115 BV). Sie kommt nur ergänzend und subsidiär zum Zuge 
und gilt nur für die Personen, die keine Sozialversicherungsdeckung haben oder 
nicht mehr haben, oder deren Einkommen ungenügend ist. Das Recht, in Notlagen 
Hilfe zu erhalten, ist in Artikel 12 der Bundesverfassung verankert. Das schweizeri-
sche Recht im Bereich der Sozialhilfe ist mit den Anforderungen des Übereinkom-
mens vereinbar. 
Gemäss Ziffer 7 von Artikel 6 müssen der Mutter und ihrem Kind ärztliche Leistun-
gen in Übereinstimmung mit der innerstaatlichen Gesetzgebung oder auf eine andere 
der innerstaatlichen Praxis entsprechenden Weise gewährt werden. Diese Leistungen 
haben Betreuung vor, während und nach der Entbindung und erforderlichenfalls 
Krankenhauspflege zu umfassen. Bei Mutterschaft sieht das KVG Sachleistungen im 
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Rahmen der Krankenpflegeversicherung vor (obligatorische Versicherung für die 
ganze Bevölkerung). Diese Versicherung übernimmt die von Ärztinnen und Ärzten 
oder von Hebammen durchgeführten oder ärztlich angeordneten Kontrolluntersu-
chungen während und nach der Schwangerschaft; die Entbindung zu Hause, in 
einem Spital oder in einem Geburtshaus sowie die Geburtshilfe durch Ärztinnen und 
Ärzte und Hebammen; einen Beitrag von 100 Franken für die Geburtsvorbereitung 
in Kursen, welche die Hebamme in Gruppen durchführt; die Stillberatung, sofern sie 
durch Hebammen oder durch speziell in Stillberatung ausgebildete Krankenschwes-
tern oder Krankenpfleger durchgeführt wird und die Pflege und den Aufenthalt des 
gesunden Neugeborenen, solange es sich mit der Mutter im Spital aufhält (Art. 29 
KVG). Ist die Frau während der Schwangerschaft oder nach der Entbindung krank, 
hat sie Anspruch auf die allgemeinen Leistungen bei Krankheit. Die Dauer der 
Übernahme der Krankenpflege und der Medikamente ist unbegrenzt. Die schweize-
rische Gesetzgebung betreffend die obligatorische Krankenpflegeversicherung 
(KVG, 2. Titel) ist mit dieser Ziffer vereinbar. 
Ziffer 8 von Artikel 6 sieht einerseits vor, dass die Leistungen im Zusammenhang 
mit dem Urlaub durch eine obligatorische Sozialversicherung oder aus öffentlichen 
Mitteln oder auf eine durch die innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis bestimmte 
Weise zu gewähren sind. Andererseits schreibt diese Bestimmung vor, dass dem 
Arbeitgeber die unmittelbaren Kosten einer solchen Geldleistung, die einer von ihm 
beschäftigten Frau zusteht, ohne seine ausdrückliche Zustimmung nicht persönlich 
auferlegt werden dürfen. Diese Befreiung des Arbeitgebers von den Kosten der einer 
Arbeitnehmerin geschuldeten finanziellen Leistungen unterliegt einer zweifachen 
Ausnahme: Erstens kann ein Mitgliedsstaat, der vor dem 15. Juni 2000 (Zeitpunkt 
der Annahme des Übereinkommens) über ein solches System verfügte, dies weiter-
führen und das Übereinkommen ratifizieren, ohne seine Gesetzgebung abzuändern. 
Zweitens: Ein Mitgliedsstaat, der das Übereinkommen ratifiziert hat, kann später ein 
solches System beschliessen, dies unter dem Vorbehalt, dass die Regierung die 
Zustimmung der repräsentativen Verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer hat. 
Das Übereinkommen ist in diesem Punkt von einer grossen Flexibilität geprägt, die 
es erlaubt, verschiedenen Systemen Rechnung zu tragen. 
Die Sachleistungen werden von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung und 
die Geldleistungen während der Dauer des Mutterschaftsurlaubs von der Erwerbser-
satzordnung garantiert; beide sind obligatorische Sozialversicherungen. Bei während 
des Urlaubs im Fall von Krankheit oder Komplikationen gezahlten Leistungen weist 
Artikel 324a OR dem Arbeitgeber die Verpflichtung zur Zahlung des Lohns zu. 
Da  Artikel 324a OR in der heutigen Fassung seit 1972 in Kraft ist, kann die 
in  Artikel 6 Absatz 8 Buchstabe a des Übereinkommens vorgesehene Ausnahme 
angewendet werden. Artikel 324a Absatz 4 OR berechtigt zudem den Arbeitgeber 
zum Abschluss einer Krankentaggeldversicherung, deren Finanzierung hälftig dem 
Arbeitnehmer zufallen kann. 

Art. 7 
Artikel 7 des Übereinkommens führt eine Flexibilitätsklausel zu Gunsten von Län-
dern ein, deren Wirtschaft und System der sozialen Sicherheit unzureichend entwi-
ckelt sind. Auf diesen Artikel kann sich die Schweiz nicht berufen. 
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Art. 8 
Artikel 8 des Übereinkommens ist auf einen genügenden Beschäftigungsschutz 
gerichtet. 
Gemäss Ziffer 1 von Artikel 8 ist es einem Arbeitgeber untersagt, das Arbeitsver-
hältnis einer Frau während ihrer Schwangerschaft, des Mutterschaftsurlaubs oder 
während des Urlaubs im Fall einer Krankheit oder von Komplikationen sowie wäh-
rend eines durch die innerstaatliche Gesetzgebung vorzuschreibenden Zeitraums 
nach ihrer Rückkehr an den Arbeitsplatz zu beenden, ausser aus Gründen, die mit 
der Schwangerschaft oder der Geburt des Kindes und ihren Folgen oder dem Stillen 
nicht zusammenhängen. Die Beweislast liegt beim Arbeitgeber. Gemäss Arti-
kel 336c Absatz 1 Buchstabe c OR darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis wäh-
rend der Schwangerschaft und in den 16 Wochen nach der Niederkunft nicht kündi-
gen. Eine Kündigung während der sechzehnwöchigen Sperrfrist ist nichtig 
(Art. 336c Abs. 2 OR). Hingegen kann ein Arbeitsvertrag aus wichtigen Gründen 
gekündigt werden. Als wichtiger Grund gilt namentlich jeder Umstand, bei dessen 
Vorhandensein dem Kündigenden nach Treu und Glauben die Fortsetzung des 
Arbeitsverhältnisses nicht zugemutet werden kann (Art. 337 Abs. 2 OR). Der 
Beweis des Vorliegens wichtiger Gründe ist vom Arbeitgeber zu erbringen. Unsere 
innerstaatliche Gesetzgebung ist mit dem Übereinkommen vereinbar. 
Das schweizerische Recht geht zudem über das Übereinkommen Nr. 183 hinaus, 
denn es fordert wichtige Kündigungsgründe, während das Übereinkommen jeden 
Grund zulässt, der mit der Schwangerschaft, der Geburt des Kindes und ihren Fol-
gen oder dem Stillen nicht zusammenhängt. 
Eine Frage, die jedoch noch geprüft werden muss, betrifft zugleich Artikel 8 und 9 
des Übereinkommens: Einerseits ging es darum, ob der Schutz gegen die Kündi-
gung, der in diesen beiden Bestimmungen aus Gründen des Stillens vorgesehen ist, 
während der gesamten Stilldauer gültig ist oder ob er nach der Rückkehr der Mutter 
zur Arbeit nach dem Mutterschaftsurlaub auf eine von der innerstaatlichen Gesetz-
gebung bestimmte Dauer begrenzt ist. Andererseits ging es darum, ob die vom 
schweizerischen Recht vorgesehenen Sanktionen ausreichend sind, um diesen bei-
den Artikeln Geltung zu verschaffen. Einmal mehr haben wir die Rechtsmeinung 
des IAA eingeholt, das uns am 16. November 2010 die folgende Erklärung übermit-
telte: 
Was den Schutz gegen Entlassung angeht, insbesondere aus Gründen, die mit dem 
Stillen zusammenhängen, so errichten Artikel 8 und 9 einander ergänzende Rechts-
systeme, die sich hinsichtlich der Schutzdauer, der Schutzmassnahmen und der 
vorgesehenen Sanktionen voneinander unterscheiden. 
Artikel 8 erweitert den Beschäftigungsschutz auf den ausschliesslich auf die 
Schwangerschaft, den Mutterschaftsurlaub und auf einen von der innerstaatlichen 
Gesetzgebung festzulegenden Zeitraum nach der Rückkehr aus dem Mutterschaftsur-
laub. Der von Artikel 9 gewährte Schutz erstreckt sich hingegen auf einen längeren 
Zeitraum, welcher jenen aus Artikel 8 beinhaltet, da er mit der Einstellung der Frau 
einsetzt und bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses reicht. 
Diese unterschiedliche zeitliche Anwendung ist auch der Grund, warum Artikel 8 
und Artikel 9 jeweils unterschiedliche Schutzmassnahmen gegen Entlassung und 
Diskriminierung auf Grund von Mutterschaft aufstellen. Artikel 8 bezieht sich nur 
auf die Entlassung, während Artikel 9 auf alle diskriminierenden Handlungen 
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gegenüber Arbeitnehmerinnen zielt. Für den begrenzten Zeitraum stellt Artikel 8 
Absatz 1 ausdrücklich den Grundsatz des Verbots von Entlassungen aus Gründen 
der Schwangerschaft auf. Für den weiter gefassten Zeitraum schreibt Artikel 9 die 
Verpflichtung vor, geeignete Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass Mut-
terschaft (einschliesslich vorangehende Geburten) keinen Grund für eine Diskrimi-
nierung darstellt. 
Schliesslich unterscheiden sich auch die von den zwei Bestimmungen vorgesehenen 
Regelungen für Sanktionen und/oder Schadenersatz von einander. Gemäss dem 
Geist der Bestimmung zieht ein Verstoss gegen das Entlassungsverbot von Artikel 8 
die Nichtigkeit der Entlassung und im Prinzip die daraus folgende Rückkehr der 
Arbeitnehmerin an den vorangehenden Arbeitsplatz nach sich. Die Rückkehr der 
Arbeitnehmerin nach dem Mutterschaftsurlaub an den gleichen Arbeitsplatz oder an 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz mit dem gleichen Entgelt stellt zudem den aus-
drücklich von Artikel 8 Absatz 2 des Übereinkommens etablierten Normalfall dar. 
Implizit gilt dies ebenso für den Fall der Entlassung während der begrenzten 
Schutzdauer, welche diese Bestimmung etabliert. Artikel 9 wiederum definiert nicht, 
welches die «geeigneten Massnahmen» sind, um sicherzustellen, dass Mutterschaft 
keinen Grund für Diskriminierung darstellt. Somit steht es jedem Mitgliedsstaat, der 
das Übereinkommen ratifiziert hat, frei, im Rahmen seiner Beziehungen nach Arti-
kel 22 der IAO den Beweis zu erbringen, dass die auf innerstaatlicher Ebene ergrif-
fenen Massnahmen in der Praxis ausreichen, um Diskriminierung aus Gründen von 
Mutterschaft in der Beschäftigung und im Zugang zu Beschäftigung zu verhindern. 
Aus der Mitteilung der Regierung geht hervor, dass das schweizerische Recht dem 
Arbeitgeber untersagt, das Arbeitsverhältnis einer Frau während der Schwanger-
schaft und während eines sechzehnwöchigen Zeitraums nach der Entbindung zu 
kündigen. Eine während der sechzehnwöchigen Sperrfrist erklärte Kündigung ist 
von Rechts wegen nichtig, sofern sie nicht aus wichtigen Gründen erfolgt. Darüber 
hinaus begründet jede Ablehnung einer Einstellung bzw. jede diskriminierende 
Kündigung des Arbeitsvertrags einen Anspruch auf Entschädigung in Höhe von drei 
bzw. höchstens sechs Monatslöhnen. Es scheint daher, dass die vom schweizerischen 
Recht vorgesehene Sanktion im Falle einer Entlassung während der Schwanger-
schaft bzw. in den 16 Wochen nach der Niederkunft mit dem Übereinkommen inso-
fern konform ist, als die Nichtigkeit einer solchen Kündigung, sofern möglich, die 
Rückkehr der entlassenen Arbeitnehmerin auf ihren Arbeitsplatz zu erfordern 
scheint. Was diskriminierende Kündigungen angeht, die ausserhalb der von Arti-
kel 8 vorgesehenen Sperrfristen ausgesprochen werden, ist es im Fall einer Ratifika-
tion des Übereinkommens Sache des Mitgliedstaates, den Beweis zu erbringen, dass 
die vorgesehenen Entschädigungen «geeignet» sind, diskriminierende Verhaltens-
weisen zu verhindern. 
Zu der Frage, ob der in Artikel 8 des Übereinkommens vorgesehene Schutz vor 
Kündigungen aus Gründen, die einen Bezug zum Stillen haben, während der gesam-
ten Stillzeit oder nur während eines begrenzten Zeitraums nach der Rückkehr der 
Arbeitnehmerin an den Arbeitsplatz nach dem Mutterschaftsurlaub gilt, ist anzumer-
ken, dass eines der Ziele dieser Bestimmung ist, stillenden Frauen einen über den 
Mutterschaftsurlaub hinausgehenden Schutz zu garantieren und ihnen auf diese 
Weise zu ermöglichen, auf demselben oder einem anderen Arbeitsplatz und unter 
Berücksichtigung ihres gesundheitlichen Zustands und der am Arbeitsplatz vorhan-
denen Risiken ihre neuen familiären Pflichten mit den Anforderungen ihrer Arbeit zu 
vereinen (vgl. Art. 3 des Übereinkommens). Dennoch überlässt es diese Bestimmung 
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den ratifizierenden Mitgliedsstaaten, den besagten Schutzzeitraum nach der Rück-
kehr an die Arbeitsstelle festzulegen und sieht keine Verpflichtung vor, diesen Zeit-
raum auf die gesamte Stillzeit auszudehnen. Aus der Botschaft der Regierung geht 
hervor, dass sich der Kündigungsschutz auf die 16 Wochen nach der Niederkunft 
erstreckt (Art. 336c Abs. 2 OR). Das Internationale Arbeitsamt meint zu verstehen, 
dass die gesetzliche Dauer des Mutterschaftsurlaubs in der Schweiz 14 Wochen 
beträgt. Daher scheint das schweizerische Recht mit dem Übereinkommen insofern 
vereinbar, als sich daraus ergibt, dass eine Frau, die stillt und ihre Arbeit nach dem 
vierzehnwöchigen Mutterschaftsurlaub wiederaufnimmt, noch über zwei Wochen 
verfügt (nämlich bis zum Ablauf der 16. Woche nach der Niederkunft), oder sogar 
darüber hinaus, wenn sie sich in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Möglichkei-
ten für sechs Wochen Urlaub vor der Geburt entschieden hätte. Zudem deckt der im 
schweizerischen Recht vorgesehene Schutz gegen diskriminierende Kündigungen 
Kündigungen aus Gründen mit Bezug zum Stillen ab, so wie es Artikel 9 des Über-
einkommens verlangt. 
Ziffer 2 sieht vor, dass gewährleistet sein muss, dass die Frau am Ende des Mutter-
schaftsurlaubs an denselben Arbeitsplatz oder an einen gleichwertigen Arbeitsplatz 
mit dem gleichen Entgelt zurückkehren kann. Hier gewährleistet der allgemeine 
Schutz des OR, dass die Frau die Arbeit an ihrem Arbeitsplatz nach der Entbindung 
zu denselben Bedingungen wiederaufnehmen kann. Tatsächlich bedarf eine Ände-
rung des Arbeitsvertrags nach schweizerischem Recht der übereinstimmenden 
Willensäusserung der Vertragsparteien. 
In Anbetracht der vorangehenden Ausführungen erfüllt das positive Schweizer 
Recht die Anforderungen von Artikel 8 des Übereinkommens Nr. 183. 

Art. 9 
Artikel 9 des Übereinkommens verpflichtet die Mitgliedstaaten, Massnahmen zu 
treffen, um sicherzustellen, dass Mutterschaft keinen Grund für eine Diskriminie-
rung in der Beschäftigung darstellt (Ziff. 1). Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
gemäss Artikel 8 der Bundesverfassung ist insbesondere im GIG umgesetzt worden, 
dessen Artikel 3 die Diskriminierung der Arbeitnehmer auf Grund ihres Geschlechts, 
namentlich sofern es die Arbeitnehmerinnen anbelangt, unter Berufung auf ihre 
Schwangerschaft, untersagt. Wir verweisen diesbezüglich auch auf die Artikel 4, 5 
und 6 GIG.  
Das Verbot von Schwangerschaftstests ist eine der in Ziffer 2 von Artikel 9 aufge-
zählten Massnahmen, die dem Grundsatz gemäss Ziffer 1 Achtung verschaffen 
sollen. Allerdings erlaubt diese Bestimmung, dass Schwangerschaftstests aus-
nahmsweise aus Gründen der Sicherheit und der Gesundheit durchgeführt werden 
können. Gemäss der schweizerischen Gesetzgebung ergibt sich das Verbot von 
Schwangerschaftstests stillschweigend aus dem Schutz der Persönlichkeit (insbe-
sondere von Art. 328 OR). Ferner verbieten Artikel 3 Absatz 1 und 2 GIG jede 
Diskriminierung auf Grund des Geschlechts bei der Anstellung, der Aufgabenzutei-
lung und vor allem jede Diskriminierung auf Grund des Zivilstands, der familiären 
Situation oder von Schwangerschaft. Schwangerschaftstests können jedoch als 
objektiv gerechtfertigte Massnahmen betrachtet werden und sind somit möglich für 
Arbeiten, die in schwangerem Zustand nicht ausgeführt werden können (Manne-
quins, Tänzerinnen, für die Entwicklung der Schwangerschaft schädliche Tätigkei-
ten usw.). 
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Vor dem Hintergrund der unter Ziffer 3.8 aufgeführten Aspekte erfüllt das positive 
Schweizer Recht die Anforderungen von Artikel 9 des Übereinkommens Nr. 183. 

Art. 10 
Artikel 10 des Übereinkommens garantiert der Frau das Recht auf eine oder mehrere 
tägliche Pausen oder auf eine tägliche Verkürzung der Arbeitszeit zum Stillen ihres 
Kindes (Ziff. 1). Diese Stillpausen sind als Arbeitszeit anzurechnen und entspre-
chend zu bezahlen (Ziff. 2). Gemäss der Rechtsmeinung des IAA vom 16. November 
2010 gliedert sich dieser Absatz 2 in zwei Sätze: Der erste Satz sieht vor, dass die 
innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis den Zeitraum festlegen müssen, während 
dessen Stillpausen oder die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit gestattet sind, die 
Anzahl und die Dauer der Stillpausen und die Verfahren für die Verkürzung der 
täglichen Arbeitszeit. Der zweite Satz bestimmt, dass diese Pausen oder die Verkür-
zung der täglichen Arbeitszeit als Arbeitszeit anzurechnen und entsprechend zu 
bezahlen sind, ohne jedoch ausdrücklich anzuweisen, dass dies in der innerstaatli-
chen Gesetzgebung enthalten sein muss. Artikel 12 sieht die Durchführung durch 
alle Mittel wie Gesetzgebung, Gesamtarbeitsverträge, Schiedssprüche, gerichtliche 
Entscheidungen oder auf eine andere der innerstaatlichen Praxis entsprechende 
Weise vor.  
Im Hinblick auf die Zeit, die den Müttern für das Stillen der Kinder gewährt wird, 
bestimmt Artikel 35a Absatz 2 ArG: «Stillenden Müttern ist die erforderliche Zeit 
zum Stillen freizugeben.» Die von Artikel 60 Absatz 2 ArGV1 erlassenen Bedin-
gungen führen die Umstände aus, in denen die für das Stillen aufgewendete Zeit auf 
die Arbeitszeit angerechnet wird: für das Stillen im ersten Lebensjahr des Kindes 
gilt die gesamte Stillzeit als Arbeitszeit, sofern die Mutter das Kind im Betrieb stillt; 
verlässt die Arbeitnehmerin den Arbeitsort zum Stillen, ist die Hälfte dieser Abwe-
senheit als Arbeitszeit anzuerkennen. 
Das ArG und die ArGV1 regeln nicht direkt die Frage der Entlöhnung der für das 
Stillen aufgewendeten Zeit. Zur Förderung der Rechtssicherheit schlagen wir vor, 
das Arbeitsgesetz entsprechend anzupassen. 

Art. 11 
Gemäss Artikel 11 des Übereinkommens muss jeder Mitgliedstaat in Beratung mit 
den repräsentativen Verbänden der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer regelmässig 
prüfen, ob es zweckmässig ist, die Dauer des Mutterschaftsurlaubs zu verlängern 
oder den Betrag oder Satz der Geldleistungen anzuheben. 

3.1 Schlussbestimmungen 

Die Artikel 12–21 des Übereinkommens enthalten die üblichen Schlussbestimmun-
gen, die keiner besonderen Erörterung bedürfen. Nur Artikel 13 des Übereinkom-
mens verdient hervorgehoben zu werden: Er sieht vor, dass das Übereinkommen 
Nr. 183 mit seinem Inkrafttreten das Übereinkommen Nr. 103 ersetzt. 
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3.2 Schlussfolgerung 

Sechs Jahre nach dem Inkrafttreten der Änderung der Erwerbsersatzordnung und der 
Einführung einer während 14 Wochen gezahlten Mutterschaftszulage in der Schweiz 
ist der Mutterschutz gewissermassen in unserer Gesetzgebung verankert. Die Not-
wendigkeit, die Bedeutung eines wirksamen Mutterschutzes zu bekräftigen, bleibt 
auf jeden Fall aktuell und die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 der IAO 
über den Mutterschutz gibt der Schweiz die Möglichkeit, ihren Willen zu bekräfti-
gen, den Mutterschutz zu gewährleisten und dabei ihre Verbundenheit gegenüber 
den Urkunden der IAO zu unterstreichen, die ihren Sitz auf Schweizer Staatsgebiet 
hat. Zur Förderung der Rechtssicherheit im Hinblick auf die Entlöhnung der Still-
pausen und der Konformität des schweizerischen Rechts mit Übereinkommen 
Nr. 183 wird Artikel 35a Absatz 2 ArG geändert (vgl. Ziff. 4.2). 

4 Auswirkungen 
4.1 Änderung schweizerischen Rechts 

In Anbetracht der Erklärungen unter Ziffer 3.10 bezweckt die vorliegende Revision 
die Harmonisierung des Bundesrechts mit dem Übereinkommen. 
Die Entlöhnung der für das Stillen aufgewendeten Zeit kann im schweizerischen 
Recht aus Artikel 324a OR abgeleitet werden, es gibt jedoch in dieser Frage keine 
Praxis, insbesondere des Bundesgerichts. Zudem kann das Recht auf Lohn je nach 
Fall eingeschränkt werden oder es kann erlöschen (vgl. nachfolgend Ziff. 3.6). Somit 
ist nicht sicher, dass unser positives Recht den Anforderungen des Übereinkommens 
Nr. 183 entspricht. Eine Änderung von Artikel 324a OR mit dem Ziel, ausdrücklich 
das Stillen darin vorzusehen, hätte den Anforderungen des Übereinkommens in 
weiten Teilen entsprechen können. 
Eine ausdrückliche Bestimmung in Artikel 35a Absatz 2 ArG, welche die Entlöh-
nung der für das Stillen aufgewendeten Zeit vorsieht, würde die Anforderungen des 
Übereinkommens vollumfänglich erfüllen und die Rechtssicherheit gewährleisten. 
Bei der gleichen Gelegenheit bitten wir den Bundesrat, die Einzelheiten im Zusam-
menhang mit der Dauer der entlöhnten Stillpausen im Rahmen von Absatz 2 von 
Artikel 60 ArGV1 zu regeln. Eine solche Regelung entspräche der gängigen Praxis 
in den verschiedenen europäischen Staaten, die das Übereinkommen Nr. 183 ratifi-
ziert haben. Dazu nachfolgend einige Beispiele: 
In Österreich stehen stillenden Müttern, deren Arbeitstag länger als viereinhalb 
Stunden dauert, eine Stillpause von 45 Minuten und bei einem Arbeitstag von min-
destens acht Stunden zwei Pausen von je 45 Minuten oder eine Pause von 60 Minu-
ten zu (Mutterschutzgesetz, Art. 9 MSchG). 
Deutschland sieht entweder zweimal täglich eine 30-minütige oder einmal täglich 
eine 60-minütige Stillpause vor. Bei einem Arbeitstag von mehr als acht Stunden 
und wenn die stillende Mutter dies verlangt, hat sie Anspruch auf zwei Stillpausen 
von mindestens 45 Minuten oder von mindestens einmal 90 Minuten (Mutterschutz-
gesetz, Art. 7 MuSchG). 
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In Luxemburg gewährt das Arbeitsgesetz (Art. L. 336-3) stillenden Müttern täglich 
eine entgoltene 90-minütige Stillpause, die auf zwei Stillpausen von je 45 Minuten 
verteilt, oder, wenn die betriebliche Arbeitspause eine Stunde beträgt, in einer einzi-
gen Stillzeit von mindestens 90 Minuten genommen werden kann. 

4.2 Finanzielle und personelle Auswirkungen 

Abgesehen von der üblichen Berichterstattungspflicht über ratifizierte Übereinkom-
men hat die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 weder in finanzieller noch in 
personeller Hinsicht spezielle Auswirkungen. 

4.3 Weitere Auswirkungen 

Die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 durch die Schweiz hat keine weiteren 
Auswirkungen. 

5 Verhältnis zum europäischen Recht 

Gegenwärtig liegt die minimale Dauer des Mutterschaftsurlaubs in der EU bei 
14 Wochen. Die europäischen Abgeordneten schlugen Ende Oktober 2010 vor, den 
Mutterschutz in der EU auf 20 Wochen zu verlängern und den Grundsatz des Vater-
schaftsurlaubs einzuführen. Die Dauer des Mutterschaftsurlaubs variiert erheblich 
zwischen den europäischen Staaten. Dazu nachfolgend einige Beispiele. Deutsch-
land: 14 Wochen für die Mutter bei 100 % Lohn. Belgien: 15 Wochen (bis zu 
19 Wochen bei Mehrlingsgeburten). Während des ersten Monats wird eine Entschä-
digung in Höhe von 82 % des Lohns gezahlt, die im Weiteren auf 75 % zurückgeht. 
Der Vater hat Anspruch auf einen Vaterschaftsurlaub von 10 Tagen. Dänemark: 
18 Wochen. Männer haben 2 Wochen Vaterschaftsurlaub nach der Geburt. Gemäss 
den meisten Gesamtarbeitsverträgen betragen die den Eltern gezahlten Entschädi-
gungen 100 % des Lohns. Spanien: 16 Wochen, davon ist ein Teil auf den Vater 
übertragbar. Die Entschädigung entspricht 100 % des Lohns. Frankreich: 
16 Wochen bei einer Entschädigung von 100 % des Grundlohns. Der Vater hat 
Anspruch auf 14 Tage Urlaub (davon 11 Tage Vaterschaftsurlaub) und auf 21 Tage 
im Fall von Mehrlingsgeburten. Italien: 5 Monate, in denen der Arbeitgeber eine 
Entschädigung von mindestens 80 %, aber häufig von 100 % des Lohns zahlt. Es 
gibt einen Vaterschaftsurlaub, der unter bestimmten Bedingungen beansprucht 
werden kann. Niederlande: 16 Wochen bei Zahlung von 100 % des Lohns. Die Väter 
haben Anspruch auf 2 Tage Urlaub. Polen: 22–40 Wochen, je nach Anzahl der 
geborenen Kinder, entschädigt mit 100 % des Lohns. Kürzlich wurde ein einwöchi-
ger Vaterschaftsurlaub eingeführt. Portugal: 6 oder 5 Monate, von denen 30 Tage 
mit dem Vater des Kindes geteilt werden. Der «Eltern»-Urlaub wird mit 83 % des 
Grundlohns entschädigt. Tschechische Republik: 28–37 Wochen (je nach Anzahl 
Geburten), während derer eine monatliche Entschädigung in Höhe von 69 % des 
Lohns gezahlt wird. Rumänien: 126 Tage bei Bezug von 85 % des Lohns. Der Vater 
kann nach der Geburt 5 Tage Vaterschaftsurlaub erhalten. Vereinigtes Königreich: 
Der Mutterschaftsurlaub beträgt 26 Wochen, die sechs ersten Wochen werden mit 
90 % des Lohns entschädigt, die 33 folgenden mit einer Obergrenze von 125 Pfund 



 1811 

(rund 151 Euro). Der Vaterschaftsurlaub wird während der ersten zwei Wochen mit 
90 % des Lohns entschädigt, die Obergrenze liegt bei 125 Pfund. Slowakische 
Republik: 28 Wochen. Die Entschädigung beträgt 55 % des Lohns und ist auf unge-
fähr 500 Euro pro Monat begrenzt. Die Väter können in den Genuss der gleichen 
Konditionen kommen. Schweden: 14 Wochen. Schweden verfügt über ein flexibles 
Elternurlaubssystem, das auf den Vater übertragbar ist und bis zu 480 Tage umfas-
sen kann, die mit 80 % des Lohns entschädigt werden. 

6 Rechtliche Grundlagen 
6.1 Verfassungsmässigkeit und 

Bundesrechtskonformität 

Artikel 54 Absatz 1 der Bundesverfassung bestimmt, dass die auswärtigen Angele-
genheiten Sache des Bundes sind. Die Zuständigkeit der Bundesversammlung für 
die Annahme internationaler Verträge ergibt sich aus Artikel 166 Absatz 2 BV. 
Ausgenommen sind Verträge, deren Abschluss kraft des Gesetzes oder eines interna-
tionalen Vertrags in die Zuständigkeit des Bundesrates fallen.  
Gemäss Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 1–3 BV unterliegen internationale 
Verträge dem fakultativen Referendum, sofern sie unbefristet und unkündbar sind, 
den Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen oder wichtige rechtset-
zende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den Erlass von Bundesgeset-
zen erfordert. 
Das Übereinkommen Nr. 183 kann, wie die Gesamtheit aller Übereinkommen der 
IAO, frühestens zehn Jahre nach seiner Ratifikation gekündigt werden (Art. 16). Es 
sieht keinen Beitritt zu einer internationalen Organisation vor. Es enthält hingegen 
Bestimmungen, die eine Anpassung des Arbeitsgesetzes erfordern. Somit unterliegt 
es dem fakultativen Referendum gemäss Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 
BV. 
Der Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 unter-
steht dem Referendum und enthält, in Übereinstimmung mit Artikel 141a Absatz 2 
BV die Abänderung des Bundesarbeitsgesetzes im Zusammenhang mit der Umset-
zung des Übereinkommens, so wie unter Ziffer 4.2 des vorliegenden Berichts ausge-
führt. 

6.2 Erlassform 

Der Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 umfasst 
drei Artikel: Der erste genehmigt das Übereinkommen Nr. 183 und ermächtigt den 
Bundesrat zu seiner Ratifikation. Der zweite enthält die Abänderung von Artikel 32a 
Absatz 2 ArG. Der dritte Artikel sieht vor, dass der Beschluss dem fakultativen 
Referendum untersteht und ermächtigt den Bundesrat, das Datum des Inkrafttretens 
der Abänderung des Arbeitsgesetzes festzulegen. 
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6.3 Prüfung nicht ratifizierter Übereinkommen 

Die Schweiz hat das Übereinkommen Nr.144 über dreigliedrige Beratungen zur 
Förderung der Durchführung internationaler Arbeitsnormen der IAO (BBl 2000 330) 
ratifiziert und kann somit die Ratifikation alter und bis zum heutigen Tage nicht 
ratifizierter Übereinkommen prüfen. 

7 Konsultation der Dreigliedrigen Eidgenössischen 
Kommission für Angelegenheiten der IAO 

Der vorliegende Bericht wurde der Dreigliedrigen Eidgenössischen Kommission für 
Angelegenheiten der IAO unterbreitet. Diese ausserparlamentarische Kommission, 
welche aus Mitgliedern der Bundesverwaltung und der Schweizer Sozialpartner 
besteht, hat vom Bericht Kenntnis genommen. Die Arbeitgeber sind mit der Ratifi-
kation des Ü 183 und den Änderungen des ArG und der ArGV1 nicht einverstanden. 
Die Arbeitnehmer haben die Ratifikation des Ü 183 sowie die vorliegenden gesetz-
lichen Änderungen unterstützt. 

8 Minderheit für Nichteintreten 

Eine Kommissionsminderheit (Bortoluzzi, Borer, Estermann, Frehner, Kleiner, 
Parmelin, Scherer, Stahl, Triponez) beantragt, auf den Erlassentwurf nicht einzutre-
ten. Diese Minderheit stösst sich daran, dass viele mit der Schweiz vergleichbare 
Länder das Abkommen noch nicht ratifiziert haben, darunter erstaunlicherweise 
auch die nordischen Länder. Umgekehrt hätten Länder wie Bulgarien oder Rumä-
nien bereits ratifiziert. Es sei deshalb nicht nötig, so frühzeitig zu ratifizieren. 
Eine Ratifizierung des Abkommens widerspreche auch weitgehend der bisherigen 
schweizerischen Praxis, derartige Abkommen erst dann zu ratifizieren, wenn die 
schweizerische Rechtslage deren Anforderungen vollständig erfülle. Das ist hier 
nicht der Fall, wie die vorgeschlagene Anpassung des Arbeitsgesetzes zeigt. 
Befürchtet werden in diesem Zusammenhang auch Schwierigkeiten für Unterneh-
men, wenn Mütter ihre Kinder ausserhalb des Betriebes stillen und dies als Arbeits-
zeit gerechnet und vollständig bezahlt wird. Es ist in diesem Zusammenhang unklar, 
welches die finanziellen Auswirkungen dieser Anpassung des Arbeitsgesetzes sind. 
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Bundesbeschluss Entwurf 
über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
über den Mutterschutz 

vom … 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf die Artikel 54 Absatz 1 und 166 Absatz 2 der Bundesverfassung1 (BV), 
gestützt auf den Bericht vom 10. November 20112 der Kommission für soziale  
Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates, 
beschliesst: 

Minderheit (Bortoluzzi, Borer, Estermann, Frehner, Kleiner, Parmelin, Scherer, 
Stahl, Triponez) 
Nichteintreten 

Art. 1 
1 Das Übereinkommen Nr. 183 über den Mutterschutz vom 15. Juni 20003 wird 
genehmigt. 
2 Der Bundesrat wird ermächtigt, das Übereinkommen zu ratifizieren. 

Art. 2 
Das Bundesgesetz vom 13. März 19644 über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und 
Handel wird wie folgt geändert: 

Art. 35a Abs. 2 
2 Schwangere dürfen auf blosse Anzeige hin von der Arbeit fernbleiben oder die 
Arbeit verlassen. Stillenden Müttern ist die erforderliche Zeit zum Stillen frei-
zugeben. Die Verordnung bestimmt die Stillzeit, welche als entlöhnte Arbeitszeit 
anzurechnen ist. 

Art. 3 
1 Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Staatsvertragsreferendum für Ver-
träge, die wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung 

  

  
1 SR 101 
2 BBl 2012 1797 
3 SR ...; BBl 2012 1815 
4 SR 822.1 
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den Erlass von Bundesgesetzen erfordert, nach den Artikeln 141 Absatz 1 Buch-
stabe d Ziffer 3 und 141a der BV. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten des in Artikel 2 aufgeführten abgeänder-
ten Bundesgesetzes. 
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Übersetzung1 

Übereinkommen 
Nr. 183 über den Mutterschutz (2000) 

 
Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation, 
die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen 
wurde und am 30. Mai 2000 zu ihrer achtundachtzigsten Tagung zusammengetreten 
ist, 
verweist auf die Notwendigkeit, das Übereinkommen über den Mutterschutz (Neu-
fassung), 1952, und die Empfehlung betreffend den Mutterschutz, 1952, neuzufas-
sen, um die Gleichstellung aller erwerbstätigen Frauen und die Gesundheit und 
Sicherheit der Mutter und des Kindes weiter zu fördern und um die Vielfältigkeit der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Mitglieder sowie die Vielfältigkeit 
der Unternehmen und die Entwicklung des Mutterschutzes in der innerstaatlichen 
Gesetzgebung und Praxis anzuerkennen, 
verweist auf die Bestimmungen der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
(1948), der Konvention der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau (1979), der Konvention der Vereinten Nationen über die 
Rechte des Kindes (1989), der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing 
(1995), der Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation über die Chancen-
gleichheit und die Gleichbehandlung der berufstätigen Frauen (1975), der Erklärung 
der Internationalen Arbeitsorganisation über grundlegende Prinzipien und Rechte 
bei der Arbeit und ihrer Folgemassnahmen (1998) sowie der internationalen 
Arbeitsübereinkommen und -empfehlungen, die auf die Gewährleistung der Chan-
cengleichheit und Gleichbehandlung männlicher und weiblicher Arbeitnehmer 
abzielen, insbesondere des Überreinkommens über Arbeitnehmer mit Familien-
pflichten, 1981, 
berücksichtigt die Lage weiblicher Arbeitnehmer und die Notwendigkeit, Schwan-
gerschaftsschutz vorzusehen, was in die gemeinsame Verantwortung der Regierung 
und der Gesellschaft fällt,  
hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend die Neufassung des 
Übereinkommens über den Mutterschutz (Neufassung), 1952, und der Empfehlung 
betreffend den Mutterschutz, 1952, eine Frage, die den vierten Gegenstand ihrer 
Tagesordnung bildet, und 
dabei bestimmt, dass diese Anträge die Form eines internationalen Übereinkommens 
erhalten sollen.  
Die Konferenz nimmt heute, am 15. Juni 2000, das folgende Übereinkommen an, 
das als Übereinkommen über den Mutterschutz, 2000, bezeichnet wird. 

  

  
1 Übersetzung des französischen Originaltextes. 
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Geltungsbereich 

Art. 1 
Im Sinne dieses Übereinkommens gilt der Ausdruck Frau für jede Person weibli-
chen Geschlechts ohne irgendwelche Diskriminierung und der Ausdruck Kind für 
jedes Kind ohne irgendwelche Diskriminierung. 

Art. 2 
1.  Dieses Übereinkommen gilt für alle unselbständig beschäftigen Frauen, ein-
schliesslich derjenigen, die in atypischen Formen abhängiger Arbeit tätig sind. 
2.  Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert, kann jedoch nach Anhö-
rung der in Betracht kommenden repräsentativen Verbände der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer begrenzte Gruppen von Arbeitnehmern ganz oder teilweise aus dem 
Geltungsbereich des Übereinkommens ausnehmen, wenn die Anwendung des Über-
einkommens auf diese Gruppen besondere Probleme von erheblicher Bedeutung 
aufwerfen würde. 
3.  Jedes Mitglied, das die im vorstehenden Absatz gebotene Möglichkeit für sich in 
Anspruch nimmt, hat in seinem ersten Bericht über die Durchführung des Überein-
kommens nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 
die auf diese Weise ausgenommenen Gruppen von Arbeitnehmern und die Gründe 
für ihre Ausnahme zu benennen. In seinen späteren Berichten hat das Mitglied die 
Massnahmen anzugeben, die getroffen worden sind, um die Bestimmungen des 
Übereinkommens schrittweise auf diese Gruppen auszudehnen. 

Gesundheitsschutz 

Art. 3 
Jedes Mitglied hat nach Anhörung der repräsentativen Verbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer geeignete Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass 
schwangere oder bruststillende Frauen nicht gezwungen sind, Arbeit zu verrichten, 
die nach den Feststellungen der zuständigen Stelle für die Gesundheit der Mutter 
oder des Kindes schädlich ist oder deren Beurteilung ergeben hat, dass sie eine 
erhebliche Gefahr für die Gesundheit der Mutter oder diejenige ihres Kindes dar-
stellt. 

Mutterschaftsurlaub 

Art. 4 
1.  Bei Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses oder einer anderen geeigneten Beschei-
nigung, wie durch die innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis bestimmt, in denen 
der voraussichtliche Zeitpunkt der Entbindung angegeben ist, hat eine Frau, für die 
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dieses Übereinkommen gilt, Anspruch auf einen mindestens vierzehnwöchigen 
Mutterschaftsurlaub. 
2.  Die vorstehend erwähnte Dauer des Urlaubs ist von jedem Mitglied in einer 
seiner Ratifikation dieses Übereinkommens beigefügten Erklärung anzugeben. 
3.  Jedes Mitglied kann später beim Generaldirektor des Internationalen Arbeitsam-
tes eine weitere Erklärung hinterlegen, mit der die Dauer des Mutterschaftsurlaubs 
verlängert wird. 
4.  Unter gebührender Berücksichtigung des Schutzes der Gesundheit der Mutter 
und derjenigen des Kindes hat der Mutterschaftsurlaub einen sechswöchigen obliga-
torischen Urlaub nach der Entbindung einzuschliessen, soweit auf innerstaatlicher 
Ebene von der Regierung und den repräsentativen Verbänden der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer nichts anderes vereinbart wird. 
5.  Der Teil des Mutterschaftsurlaubs vor der Geburt ist um jeden Zeitraum zu 
verlängern, der zwischen dem voraussichtlichen und dem tatschlichen Zeitpunkt der 
Entbindung verstreicht, ohne dass die Dauer des obligatorischen Teils des Urlaubs 
nach der Geburt verringert wird. 

Urlaub im Fall einer Krankheit oder von Komplikationen 

Art. 5 
Bei Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses ist vor oder nach dem Zeitraum des Mutter-
schaftsurlaubs im Fall einer Krankheit, von Komplikationen oder der Gefahr von 
Komplikationen als Folge der Schwangerschaft oder der Entbindung Urlaub zu 
gewähren. Die Art und die Höchstdauer eines solchen Urlaubs können in Überein-
stimmung mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis vorgeschrieben werden. 

Leistungen 

Art. 6 
1.  Frauen sind während der Abwesenheit von der Arbeit aufgrund des in Artikel 4 
oder 5 erwähnten Urlaubs Geldleistungen in Übereinstimmung mit der innerstaatli-
chen Gesetzgebung oder auf eine andere der innerstaatlichen Praxis entsprechende 
Weise zu gewähren. 
2.  Die Geldleistungen sind auf einem Niveau festzusetzen, das den Unterhalt der 
Frau und ihres Kindes in einwandfreien gesundheitlichen Verhältnissen und bei 
angemessener Lebenshaltung gewährleistet. 
3.  Falls aufgrund der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis die für den in 
Artikel 4 erwähnten Urlaub gezahlten Geldleistungen auf dem früheren Verdienst 
beruhen, darf der Betrag dieser Leistungen zwei Drittel des früheren Verdienstes der 
Frau oder des für die Berechnung der Leistungen berücksichtigten Teils dieses 
Verdienstes nicht unterschreiten. 
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4.  Falls aufgrund der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis andere Methoden 
verwendet werden, um die für den in Artikel 4 erwähnten Urlaub gezahlten Geldleis-
tungen zu bestimmen, hat der Betrag dieser Leistungen dem Betrag vergleichbar zu 
sein, der sich im Durchschnitt aus der Anwendung des vorstehenden Absatzes 
ergibt. 
5.  Jedes Mitglied hat sicherzustellen, dass die Anspruchsvoraussetzungen für Geld-
leistungen von einer grossen Mehrheit der Frauen, für die dieses Übereinkommen 
gilt, erfüllt werden können. 
6.  Falls eine Frau die durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder auf eine andere 
der innerstaatlichen Praxis entsprechende Weise vorgesehenen Anspruchsvorausset-
zungen für Geldleistungen nicht erfüllt, hat sie Anspruch auf angemessene Leistun-
gen aus der Sozialhilfe, vorbehaltlich der für eine solche Hilfe vorgeschriebenen 
Bedürftigkeitsprüfung. 
7.  Der Frau und ihrem Kind sind ärztliche Leistungen in Übereinstimmung mit der 
innerstaatlichen Gesetzgebung oder auf eine andere der innerstaatlichen Praxis 
entsprechende Weise zu gewähren. Die ärztlichen Leistungen haben Betreuung vor, 
während und nach der Entbindung und erforderlichenfalls Krankenhauspflege zu 
umfassen. 
8.  Um die Lage der Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu schützen, sind die Leistungen 
für den in den Artikeln 4 und 5 erwähnten Urlaub durch die gesetzliche Sozialversi-
cherung oder aus öffentlichen Mitteln oder auf eine durch die innerstaatliche 
Gesetzgebung und Praxis bestimmte Weise zu gewähren. Einem Arbeitgeber dürfen 
die unmittelbaren Kosten einer solchen Geldleistung, die einer von ihm beschäftig-
ten Frau zusteht, ohne seine ausdrückliche Zustimmung nicht persönlich auferlegt 
werden, es sein denn, 

a) dass dies in der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis eines Mitglied-
staats vor der Annahme dieses Übereinkommens durch die Internationale 
Arbeitskonferenz vorgesehen war; oder 

b) dass dies später auf innerstaatlicher Ebene durch die Regierung und die 
repräsentativen Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer vereinbart 
wird. 

Art. 7 
1.  Die Bestimmungen von Artikel 6 Absätze 3 und 4 gelten als erfüllt, wenn ein 
Mitglied, dessen Wirtschaft und System der sozialen Sicherheit unzureichend entwi-
ckelt sind, Geldleistungen zu einem Satz gewährt, der nicht niedriger ist als der Satz, 
der bei Krankheit oder vorübergehender Arbeitsunfähigkeit in Übereinstimmung mit 
der innerstaatlichen Gesetzgebung zu zahlen ist. 
2.  Ein Mitglied, das die im vorstehenden Absatz gebotene Möglichkeit für sich in 
Anspruch nimmt, hat in seinem ersten Bericht über die Durchführung des Überein-
kommens nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 
die Gründe dafür zu erläutern und den Satz anzugeben, zu dem Geldleistungen  
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gewährt werden. In seinen späteren Berichten hat das Mitglied die Massnahmen 
anzugeben, die getroffen worden sind, um den Leistungssatz schrittweise anzuhe-
ben. 

Beschäftigungsschutz und Nichtdiskriminierung 

Art. 8 
1.  Es ist einem Arbeitgeber untersagt, das Arbeitsverhältnis einer Frau während 
ihrer Schwangerschaft, während des in Artikel 4 oder 5 erwähnten Urlaubs oder 
während eines durch die innerstaatliche Gesetzgebung vorzuschreibenden Zeitraums 
nach ihrer Rückkehr zur Arbeit zu beenden, ausser aus Gründen, die mit der 
Schwangerschaft oder der Geburt des Kindes und ihren Folgen oder dem Stillen 
nicht zusammenhängen. Die Beweislast dafür, dass die Gründe für die Entlassung 
nicht mit der Schwangerschaft oder der Entbindung und ihren Folgen oder dem 
Stillen zusammenhängen, liegt beim Arbeitgeber. 
2.  Es ist zu gewährleisten, dass eine Frau nach dem Ende ihres Mutterschaftsurlaubs 
an denselben Arbeitsplatz oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz mit dem gleichen 
Entgelt zurückkehren kann. 

Art. 9 
1.  Jedes Mitglied hat geeignete Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass 
Mutterschaft keinen Grund für eine Diskriminierung in der Beschäftigung ein-
schliesslich – ungeachtet Artikel 2 Absatz 1 – des Zugangs zur Beschäftigung dar-
stellt. 
2.  Die im vorstehenden Absatz erwähnten Massnahmen haben das Verbot einzu-
schliessen, von einer Frau, die sich um einen Arbeitsplatz bewirbt, einen Schwan-
gerschaftstest oder den Nachweis eines solchen Tests zu verlangen, ausser in Fällen, 
in denen die innerstaatliche Gesetzgebung dies für Arbeit vorschreibt, die: 

a) aufgrund der innerstaatlichen Gesetzgebung für schwangere oder stillende 
Frauen ganz oder teilweise verboten ist; oder 

b) eine anerkannte oder erhebliche Gefahr für die Gesundheit der Frau und des 
Kindes mit sich bringt. 

Bruststillende Mütter 

Art. 10 
1.  Einer Frau ist das Recht auf eine oder mehrere tägliche Pausen oder eine tägliche 
Verkürzung der Arbeitszeit zum Bruststillen ihres Kindes zu gewähren. 
2.  Der Zeitraum, während dessen Stillpausen oder die Verkürzung der täglichen 
Arbeitszeit gestattet sind, die Anzahl und die Dauer der Stillpausen und die Verfah-
ren für die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit sind durch die innerstaatliche 
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Gesetzgebung und Praxis festzulegen. Diese Pausen oder die Verkürzung der tägli-
chen Arbeitszeit sind als Arbeitszeit anzurechnen und entsprechend zu bezahlen. 

Regelmässige Überprüfung 

Art. 11 
Jedes Mitglied hat in Beratung mit den repräsentativen Verbänden der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer regelmässig zu prüfen, ob es zweckmässig ist, die Dauer des 
in Artikel 4 erwähnten Urlaubs zu verlängern oder den in Artikel 6 erwähnten 
Betrag oder Satz der Geldleistungen anzuheben. 

Durchführung 

Art. 12 
Dieses Übereinkommen ist durch die Gesetzgebung durchzuführen, soweit es nicht 
durch andere Mittel wie Gesamtarbeitsverträge, Schiedssprüche, gerichtliche Ent-
scheidungen oder auf eine andere der innerstaatlichen Praxis entsprechende Weise 
durchgeführt wird. 

Schlussbestimmungen 

Art. 13 
Durch dieses Übereinkommen wird das Übereinkommen über den Mutterschutz 
(Neufassung), 1952, neugefasst. 

Art. 14 
Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind dem Generaldirektor 
des Internationalen Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Art. 15 
1.  Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder der Internationalen 
Arbeitsorganisation, deren Ratifikation durch den Generaldirektor des Internationa-
len Arbeitsamtes eingetragen ist. 
2.  Es tritt zwölf Monate, nachdem die Ratifikationen zweier Mitglieder durch den 
Generaldirektor eingetragen worden sind, in Kraft. 
3.  In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mitglied zwölf Monate nach 
der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft. 
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Art. 16 
1.  Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat, kann es nach Ablauf 
von zehn Jahren seit seinem erstmaligen Inkrafttreten durch förmliche Mitteilung an 
den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. Sie wird erst ein Jahr nach der Eintragung wirksam. 
2.  Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat und binnen eines Jahres 
nach Ablauf der in Absatz 1 genannten zehn Jahr von dem in diesem Artikel vorge-
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, bleibt für weitere zehn Jahre 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkommen jeweils nach Ablauf von 
zehn Jahren nach Massgabe dieses Artikels kündigen. 

Art. 17 
1.  Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintragung aller Ratifikationen 
und Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt werden. 
2.  Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organisation, wenn er ihnen von der 
Eintragung der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den 
Zeitpunkt aufmerksam machen, zu dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Art. 18 
Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes übermittelt dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen zur Eintragung nach Artikel 102 der Charta der Verein-
ten Nationen vollständige Auskünfte über alle von ihm nach Massgabe der voraus-
gehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen und Kündigungen. 

Art. 19 
Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes erstattet der Allgemeinen 
Konferenz, wenn immer er es für nötig erachtet, einen Bericht über die Durchfüh-
rung dieses Übereinkommens und prüft, ob die Frage seiner gänzlichen oder teilwei-
sen Neufassung auf die Tagesordnung der Konferenz gesetzt werden soll. 

Art. 20 
1.  Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, welches das vorliegende 
Übereinkommen ganz oder teilweise neu fasst, und sieht das neue Übereinkommen 
nichts anderes vor, so gilt folgendes: 

a) Die Ratifikation des neugefassten Übereinkommens durch ein Mitglied hat 
ungeachtet des Artikels 16 ohne weiteres die Wirkung einer sofortigen Kün-
digung des vorliegenden Übereinkommens, sofern das neugefasste Überein-
kommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefassten Übereinkommens an 
kann das vorliegende Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr rati-
fiziert werden. 
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2.  In jedem Fall bleibt das vorliegende Übereinkommen nach Form und Inhalt für 
diejenigen Mitglieder in Kraft, die dieses, nicht jedoch das neugefasste Überein-
kommen ratifiziert haben. 

Art. 21 
Der französische und der englische Wortlaut dieses Übereinkommens sind in glei-
cher Weise verbindlich. 
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zu 07.455 

Parlamentarische Initiative 
Ratifikation des Übereinkommens über den Mutterschutz 
(Nr. 183) der IAO 
Bericht vom 10. November 2011 der Kommission für soziale Sicherheit 
und Gesundheit des Nationalrats 

Stellungnahme des Bundesrates 

vom 15. Februar 2012 

 
Sehr geehrter Herr Nationalratspräsident  
Sehr geehrte Damen und Herren 

Gemäss Artikel 112 Absatz 3 des Parlamentsgesetzes (ParlG) übermitteln wir Ihnen 
nachfolgend unsere Stellungnahme zum Bericht vom 10. November 2011 der 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats betreffend die 
Parlamentarische Initiative «Ratifikation des Übereinkommens über den Mutter-
schutz (Nr. 183) der IAO» (07.455). 

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Nationalratspräsident, sehr geehrte Damen 
und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung. 

15. Februar 2012 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Die Bundespräsidentin: Eveline Widmer-Schlumpf 
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 

 

BBl  2012 1823
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Stellungnahme 

1 Ausgangslage 

Am 22. Juni 2007 hat Nationalrätin Liliane Maury Pasquier die Parlamentarische 
Initiative «Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz» 
eingereicht, die zum Ziel hat, den Bundesrat zur Ratifikation des Übereinkommens 
Nr. 183 der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu ermächtigen. Die Kom-
mission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-N) hat ihren 
Bericht sowie einen Entwurf für einen Bundesbeschluss verabschiedet, der in Arti-
kel 2 eine Änderung des Bundesgesetzes vom 13. März 19641 über die Arbeit in 
Industrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz, ArG) enthält. Der Entwurf einer 
Gesetzesänderung beabsichtigt, die Rechtssicherheit zu verbessern, indem das 
Prinzip der Entlöhnung der Pausen für stillende Mütter ausdrücklich im Arbeitsge-
setz festgehalten wird. Der Bundesrat soll beauftragt werden, die Details im Rahmen 
von Absatz 2 von Artikel 60 der Verordnung 1 vom 10. Mai 20002 zum Arbeits-
gesetz (ArGV 1) zu regeln. Der Bundesrat wird eingeladen, zu diesem Entwurf 
Stellung zu nehmen im Hinblick auf die Behandlung des Geschäfts im Nationalrat, 
die für die Frühjahrssession 2012 vorgesehen ist. 

2 Stellungnahme des Bundesrates 

In seinem Bericht vom 15. Juni 2001 (BBl 2001 5867 ff.) hatte der Bundesrat das 
Übereinkommen Nr. 183 der IAO untersucht und empfohlen, das Übereinkommen 
nicht zu ratifizieren, hauptsächlich begründet durch das Fehlen einer Mutterschafts-
versicherung in der Schweiz. 
Wie der Berichtsentwurf der Kommission berechtigterweise festhält, hat sich die 
Situation in der Schweiz seit 2001 positiv verändert. Der Bundesrat teilt die Analyse 
der Situation, wie sie im Berichtsentwurf der Kommission beschrieben wird, und ist 
der Ansicht, dass das positive Recht der Schweiz weitgehend mit den Bestimmun-
gen des Übereinkommens Nr. 183 der IAO übereinstimmt. 
Obwohl sich der Bundesrat dem Prinzip der Vertragsfreiheit, das unser privates 
Arbeitsvertragsrecht prägt, eng verpflichtet fühlt, nimmt er die von der SGK-N 
vorgeschlagene Änderung des ArG zur Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 
der IAO zur Kenntnis. Der Bundesrat ist der Ansicht, dass die Ratifikation dieses 
Übereinkommens im Rahmen einer kohärenten und solidarischen Politik in Sachen 
Mutterschutz und Gesundheit sowie zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf erfolgt. Gemäss dem aktuell gültigen System des privaten Arbeitsver-
tragsrechts wird die Bezahlung der Stillpausen zwischen den Sozialpartnern oder 
direkt zwischen den Parteien des Einzelarbeitsvertrages ausgehandelt. Soweit dieser 
Vertrag nichts anderes vorsieht, wird ein Arbeitnehmer nach Artikel 324a des Obli-
gationenrechts (OR)3 für eine zeitlich begrenzte Absenz aus Gründen, die in seiner 
Person liegen (z.B. Krankheit, Unfall oder Ausübung eines öffentlichen Amtes), 

  

1 SR 822.11 
2 SR 822.111 
3 SR 220 
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entlöhnt, sofern das Arbeitsverhältnis länger als drei Monate gedauert hat. In wel-
chem Umfang die Stillpausen entlöhnt werden, kann allerdings nach dem gegenwär-
tigen Stand der Rechtsprechung des Bundesgerichts bezüglich Artikel 324a OR 
nicht beantwortet werden. Abgesehen davon sieht Artikel 35a Absatz 2 ArG vor, 
dass stillenden Müttern die erforderliche Zeit zum Stillen freizugeben ist. Gestützt 
darauf hat der Bundesrat in Artikel 60 ArGV 1 festgelegt, dass Stillzeit im Betrieb 
als Arbeitszeit gilt; verlässt die Arbeitnehmerin den Arbeitsort zum Stillen, ist die 
Hälfte dieser Abwesenheit als Arbeitszeit anzuerkennen. Von der Feststellung 
ausgehend, dass zwischen der Schweizer Rechtsordnung und den Bestimmungen des 
Übereinkommens Nr. 183 nur eine geringe Abweichung besteht, ist der Bundesrat 
der Auffassung, dass eine Änderung von Artikel 35a Absatz 2 ArG nicht notwendig 
ist, um die Rechtssicherheit laut Empfehlung der SGK-N zu verbessern. Gemäss 
Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe b ArG ist der Bundesrat zuständig zum Erlasse von 
Ausführungsbestimmungen zur näheren Umschreibung einzelner Vorschriften des 
Gesetzes. Dieser Ansatz entspricht der schweizerischen Ratifikationspraxis in Bezug 
auf Arbeitsnormen der IAO. 
Artikel 40 Absatz 2 ArG besagt, dass der Bundesrat vor dem Erlasse von Bestim-
mungen die Kantone, die Eidgenössische Arbeitskommission und die zuständi-
gen Organisationen der Wirtschaft anzuhören hat. Er wird an die Eidgenössische 
Arbeitskommission wegen der Erarbeitung einer Vorlage gelangen, die eine ausführ-
liche Regelung der Bezahlung der Stillpausen gemäss Artikel 60 Absatz 2 ArGV 1 
enthalten soll. Anschliessend wird er den Anforderungen des Gesetzes entsprechend 
die Vernehmlassungen durchführen. Er wird dabei den Wortlaut von Artikel 10 des 
Übereinkommens Nr. 183 berücksichtigen.  
Die Änderung der Verordnung und die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 
der IAO werden nur relativ geringe Auswirkungen auf die Wirtschaft haben.  

3 Anträge des Bundesrates 

Der Bundesrat empfiehlt, auf die eingereichte Vorlage einzutreten und den Vor-
schlag der Minderheit abzulehnen. In Anbetracht der Erläuterungen unter Ziffer 2 
schlägt der Bundesrat der SGK-N vor, den Artikel 2 des Entwurfs des Bundesbe-
schlusses zu löschen, da eine Anderung des ArG für die Ratifikation des Überein-
kommens N. 183 nicht notwendig ist. Nach Anpassung der ArGV 1 wird der Bun-
desrat die Ratifikationsurkunde des Übereinkommens Nr. 183 dem Generaldirektor 
der IAO überreichen. Er gibt seiner Hoffnung Ausdruck, dass die notwendigen 
Arbeiten bis Mitte 2013 abgeschlossen sein werden.  
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Herbstsession 2012

Bundesbeschluss
über die Genehmigung des 
Übereinkommens Nr. 183 der 
Internationalen Arbeitsorgani-
sation über den Mutterschutz

vom …

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft,

gestützt auf die Artikel 54 Absatz 
1 und 166 Absatz 2 der Bundes-
verfassung1 (BV),
gestützt auf den Bericht vom 10. 
November 20112 der Kommis-
sion für soziale Sicherheit und 
Gesundheit des Nationalrates,

beschliesst:

1  SR 101
2  BBl 2012 ...

Anträge der Kommission für soziale Sicherheit 
und Gesundheit des Nationalrates

vom 10. November 2011 und vom 26. April 2012

Mehrheit

Eintreten und Zustimmung 
zum Entwurf der Kommission, 
wo nichts vermerkt ist

Entwurf der Kommission für 
soziale Sicherheit und Ge-
sundheit des Nationalrates

vom 10. November 2011

Stellungnahme 
des Bundesrates

vom 22. Februar 2012

Geltendes Recht

Minderheit (Bortoluzzi, Borer, 
Estermann, Frehner, Kleiner, 
Parmelin, Scherer, Stahl, Triponez)

Nichteintreten
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Geltendes Recht
Stellungnahme 
des Bundesrates

Entwurf der Kommission 
des Nationalrates

Art. 1

1 Das Übereinkommen Nr. 183 
über den Mutterschutz vom 15. 
Juni 20003 wird genehmigt.

2 Der Bundesrat wird ermächtigt, 
das Übereinkommen zu ratifi-
zieren.

Art. 2

Das Bundesgesetz vom 13. 
März 19644 über die Arbeit in 
Industrie, Gewerbe und Handel 
wird wie folgt geändert:

Art. 35a Abs. 2

2 Schwangere dürfen auf blosse 
Anzeige hin von der Arbeit 
fernbleiben oder die Arbeit ver-
lassen. Stillenden Müttern ist 
die erforderliche Zeit zum Stillen 
freizugeben. Die Verordnung 
bestimmt die Stillzeit, welche als 
entlöhnte Arbeitszeit anzurech-
nen ist.

3  SR ...; BBl 2012 ...
4  SR 822.1

Art. 2

Streichen

Art. 2

Gemäss Bundesrat

Art. 35a   Beschäftigung bei 
Mutterschaft

1 Schwangere und stillende 
Frauen dürfen nur mit ihrem Ein-
verständnis beschäftigt werden.

2 Schwangere dürfen auf blosse 
Anzeige hin von der Arbeit 
fernbleiben oder die Arbeit 
verlassen. Stillenden Müttern ist 
die erforderliche Zeit zum Stillen 
freizugeben.

3 Wöchnerinnen dürfen während 
acht Wochen nach der Nieder-
kunft nicht und danach bis zur 
16. Woche nur mit ihrem Einver-
ständnis beschäftigt werden.
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Geltendes Recht
Stellungnahme 
des Bundesrates

Entwurf der Kommission 
des Nationalrates

4 Schwangere Frauen dürfen ab 
der 8. Woche vor der Nieder-
kunft zwischen 20 Uhr und 6 Uhr 
nicht beschäftigt werden.

Art. 3

1 Dieser Beschluss untersteht 
dem fakultativen Staatsvertrag-
sreferendum für Verträge, die 
wichtige rechtsetzende Bestim-
mungen enthalten oder deren 
Umsetzung den Erlass von 
Bundesgesetzen erfordert, nach 
den Artikeln 141 Absatz 1 Buch-
stabe d Ziffer 3 und 141a der BV.

2 Der Bundesrat bestimmt das 
Inkrafttreten des in Artikel 2 
aufgeführten abgeänderten 
Bundesgesetzes.

Art. 3

1 ...

                                          ... 
Bundesgesetzen erfordert, nach  
Artikel 141 Absatz 1 Buch-
stabe d Ziffer 3 der BV.

2 Streichen

Art. 3

Gemäss Bundesrat
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Parlamentarische Initiative
Maury Pasquier Liliane.
Ratifikation
des IAO-Übereinkommens Nr. 183
über den Mutterschutz
Initiative parlementaire
Maury Pasquier Liliane.
Ratification
de la Convention no 183 de l'OIT
sur la protection de la maternité
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Informations CuriaVista
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Nationalrat/Conseil national 27.09.12 (Erstrat - Premier Conseil)
Ständerat/Conseil des Etats 12.12.12 (Zweitrat - Deuxième Conseil)
Nationalrat/Conseil national 14.12.12 (Schlussabstimmung - Vote final)
Ständerat/Conseil des Etats 14.12.12 (Schlussabstimmung - Vote final)
Text des Erlasses (BBl 2012 9727)
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Antrag der Mehrheit 
Eintreten 

Antrag der Minderheit 
(Bortoluzzi, Borer, Estermann, Frehner, Kleiner, Parmelin, Scherer, Stahl, Triponez) 
Nichteintreten 

Proposition de la majorité 
Entrer en matière 

Proposition de la minorité 
(Bortoluzzi, Borer, Estermann, Frehner, Kleiner, Parmelin, Scherer, Stahl, Triponez) 
Ne pas entrer en matière 

Schmid-Federer Barbara (CE, ZH), pour la commission: Ce n'est pas la première fois que la
ratification par la Suisse de cette convention de l'OIT est débattue. Ainsi le Conseil fédéral a-t-il
recommandé en 2001 de ne pas la ratifier, notamment parce qu'à l'époque la Suisse n'avait pas encore
introduit le congé-maternité. Depuis, la situation a changé: le congé-maternité de 14 semaines
assurant 80 pour cent du salaire a été entériné et est entré en vigueur. Grâce à ces nouvelles
données, la question de la ratification a été reposée en 2007 par la présente initiative parlementaire. 
Le 5 novembre 2008, la commission a donné suite à l'initiative parlementaire par 12 voix contre 8 et 3
abstentions. La commission du Conseil des Etats s'est ralliée à cette décision le 15 février 2010. Le 14
octobre 2010, l'administration a été chargée d'élaborer un arrêté fédéral qui fut adopté le 12 mai 2011
par 12 voix contre 11. Une procédure de consultation a été menée en 2011 à ce sujet. 
Après avoir pris connaissance des résultats de la consultation, la commission a adopté, le 10 novembre
2011, par 12 voix contre 10 et 2 abstentions, le projet d'arrêté fédéral et le rapport à l'intention de son
conseil. 

http://www.parlament.ch/d/seiten/default.aspx
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Dans son avis du 15 février 2012, le Conseil fédéral a approuvé la ratification, tout en proposant
parallèlement la suppression de l'article 2 du projet d'arrêté fédéral. Le Conseil fédéral considère en
effet qu'il suffit de modifier l'article 60 de l'ordonnance 1 relative à la loi sur le travail pour que la
Suisse puisse ratifier la convention de l'OIT. 
Votre commission a suivi l'avis du Conseil fédéral à une forte majorité le 26 avril 2012. L'initiative
prévoit l'élaboration d'un arrêté fédéral relatif à la ratification de la Convention no 183 de l'Organisation
internationale du travail sur la protection de la maternité. Aux termes de cet arrêté, le Conseil fédéral
est habilité à ratifier ladite convention. Celle-ci s'applique à toutes les femmes employées, y compris
aux femmes qui le sont dans le cadre de formes atypiques de travail dépendant. Les questions sont
réglées selon les six rubriques suivantes: 
1. protection de la santé; 
2. congé de maternité; 
3. congé en cas de maladie ou de complication; 
4. prestations financières et médicales; 
5. protection de l'emploi et non-discrimination; 
6. mères qui allaitent. 
La convention est compatible avec notre système juridique, sauf sur un point. Ce seul point concerne
l'article 10 de la convention qui demande que les pauses d'allaitement de la mère puissent être
rémunérées. La situation juridique suisse n'est pas très claire sur ce point. La loi sur le travail stipule
que la mère qui allaite peut prendre librement le temps nécessaire, mais ne dit rien sur la rémunération
des pauses d'allaitement. Le Code des obligations ne précise rien non plus à ce propos. 
La majorité de votre commission, ainsi que le Conseil fédéral, ont décidé de résoudre la question par la
voie d'ordonnance. Cela est possible, car la divergence entre le droit suisse et la convention est
mineure. Le Conseil fédéral a chargé le DFE d'élaborer un projet en collaboration avec la Commission
fédérale du travail et les partenaires sociaux. On consultera ensuite les cantons et les organes
économiques intéressés. La convention pourrait être ratifiée dès que l'ordonnance révisée entrera en
vigueur.
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Les participants à la procédure de consultation se sont prononcés majoritairement en faveur de la
ratification, ainsi que tous les partis, à l'exception de l'UDC et du PLR, ainsi que 18 cantons. Seuls
deux cantons s'y sont opposés. 
Les partisans de la ratification, soit la majorité de la commission, est d'avis que la ratification s'inscrit
dans le cadre d'une politique cohérente et solidaire en matière de protection de la maternité, de la
santé et d'encouragement à la conciliation entre vie familiale et vie professionnelle. Une protection plus
efficace de la maternité aurait une grande importance et constituerait une importante contribution à la
santé des nourrissons. En ratifiant cette convention, nous soulignons cette importance et montrons que
le léger remaniement qui doit encore être apporté à l'ordonnance n'est pas un obstacle. 
La question reste ouverte dans certaines branches qui ne sont pas régies par une CCT ou dont les
CCT ne contiennent aucune précision quant à savoir si l'allaitement fait ou non partie intégrante du
salaire. L'adaptation permet aux mères d'avoir la certitude d'être également rémunérées pendant cette
période. En l'occurrence, cela améliore la sécurité du droit. 
Dans l'intervalle, la convention a été ratifiée par 25 Etats et, en la ratifiant aussi, la Suisse marquerait,
selon l'avis de la majorité, un signal positif vis-à-vis de l'extérieur. 
La minorité Bortoluzzi émet des critiques. Selon elle, certains Etats européens comparables au nôtre
n'auraient pas encore ratifié la convention. A ce sujet, il faut dire que si les pays en question ne l'ont
pas fait, c'est parce qu'ils ont la plupart du temps des garanties qui vont beaucoup plus loin que celles
que prévoit la convention. Les opposants au projet d'arrêté craignent les conséquences financières et
les effets sur les personnes ainsi qu'une bureaucratie accrue. 
La durée de l'allaitement provoque également des craintes. Certaines femmes pourraient allaiter
pendant plusieurs années. Selon la minorité Bortoluzzi, le problème réside dans le fait que nombre de
femmes allaitent en dehors de leur lieu de travail et que ce temps est compté comme temps de travail.
De plus, les entreprises renonceraient de plus en plus à engager des femmes en âge de procréer si la
loi devenait encore plus stricte. 
Au cours du long processus parlementaire relatif à ce sujet, il y a toujours eu une majorité qui s'est
prononcée en faveur de la ratification, en particulier la majorité des participants à la procédure de
consultation, la majorité des cantons et la majorité des partis. Tous soulignaient que la ratification par la
Suisse lui offrirait la possibilité de renforcer sa volonté en ce qui concerne la protection de la maternité
et de garantir ladite protection. 
Les craintes des opposants ne sont pas partagées par la majorité, d'autant plus que la durée de
l'allaitement a tendance à diminuer en Suisse. Elle est en moyenne de deux mois, ce qui signifie que la
plupart des femmes n'allaitent plus après leur congé-maternité, ce qui démontre également que les
craintes de dommages financiers ne sont pas de mise. 
Dans cet esprit, je vous prie, au nom de la majorité de la commission, d'entrer en matière et d'adhérer
au projet de la commission. 

Schenker Silvia (S, BS), für die Kommission: Auch wenn das Geschäft die Nummer 07.455 trägt und
damit klarwird, dass es aus dem Jahr 2007 stammt, handelt es sich um ein noch langjährigeres
Anliegen: Frau Maury Pasquier hat diese parlamentarische Initiative im Zusammenhang mit der
Abstimmung vom 13. Juni 1999 eingereicht. Der 13. Juni 1999 war der Tag, an dem eine knappe
Mehrheit der Stimmbevölkerung die Einführung einer Mutterschaftsversicherung abgelehnt hat. Seit dem
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1. Juli 2005 hat die Schweiz eine Mutterschaftsversicherung. Während 14 Wochen erhalten die
betroffenen Frauen einen Erwerbsersatz in der Höhe von 80 Prozent ihres Einkommens. Damit erfüllt
die Schweiz in diesem Teil das IAO-Übereinkommen Nr. 183, über das wir jetzt hier sprechen. Wenn
Frau Maury Pasquier dennoch einen Vorstoss eingereicht hat, das Übereinkommen zu ratifizieren, dann
aus einem anderen Grund. Ich werde später darauf zurückkommen. 
Ihre SGK hat am 5. November 2008 die parlamentarische Initiative, welche eine Ratifizierung des IAO-
Übereinkommens verlangt, mit 12 zu 8 Stimmen bei 3 Enthaltungen unterstützt. Die ständerätliche
Kommission hat am 15. Februar 2010 ebenfalls grünes Licht für die parlamentarische Initiative
gegeben. Am 14. Oktober 2010 beauftragte die SGK-NR das Kommissionssekretariat und die
Verwaltung mit der Ausarbeitung einer Vorlage. 
Worum geht es in diesem Abkommen? Das IAO-Übereinkommen über den Mutterschutz bringt wichtige
Fortschritte für erwerbstätige Frauen, indem der Schutz während der Schwangerschaft und der Stillzeit
ausgedehnt wird. Das Übereinkommen gewährt allen Frauen einen Mutterschutz von mindestens 14
Wochen. Darüber hinaus enthält das Abkommen Normen zum Gesundheitsschutz, zum Urlaub im Fall
von Krankheit und Komplikationen, zum Beschäftigungsschutz und, wie gesagt, zum Schutz von
stillenden Müttern. 18 Staaten haben dieses Abkommen ratifiziert, darunter 12 der EU. In den
Kommissionen wurde weniger über den Inhalt des Abkommens diskutiert als über die Frage, ob es für
die Schweiz Konsequenzen hätte, wenn das Abkommen ratifiziert wird. Die einzige Massnahme, die im
Landesrecht umgesetzt werden muss, betrifft das Stillen während der Arbeitszeit. Zu lösen ist nicht die
Frage, ob Frauen während der Arbeitszeit stillen dürfen, sondern ob sie dies während der bezahlten
Arbeitszeit tun dürfen. 
Zwar regelt Artikel 324a des Obligationenrechts die Lohnfortzahlung, wenn Arbeitnehmende ohne ihr
Verschulden an der Arbeitsleistung verhindert sind. Es gibt aber keine Praxis, insbesondere keine des
Bundesgerichtes, zur Frage des Stillens am Arbeitsplatz. Diese Gesetzeslücke müsste gefüllt werden,
wenn die Schweiz dieses IAO-Übereinkommen ratifiziert. 
Eine Studie des Bundesamtes für Gesundheit aus dem Jahr 2004 hat ergeben, dass die
Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit der häufigste Grund für das Abstillen von Säuglingen ist.
Gleichzeitig empfehlen Ärzte, Hebammen, Kinderärzte und Gesundheitsorganisationen das Stillen. Wir
sollten also das wenige tun, was wir als Gesetzgeber tun können, um den erwerbstätigen stillenden
Müttern Unterstützung zu geben. 
Die Kommission hat die Vorlage in die Vernehmlassung gegeben. Das Resultat der Vernehmlassung
lautet wie folgt: 18 Kantone, 4 Parteien und 3 Dachverbände - Arbeitnehmerverbände - sind für die
Ratifizierung. Zusätzlich sind 12 andere Organisationen wie Pro Familia, die Schweizerische Stiftung
zur Förderung des Stillens und andere für die Ratifizierung. 2 Kantone, 2 Parteien, 3 Verbände - die
Arbeitgeberverbände - und 6 weitere Organisationen sind gegen die Ratifizierung. 
Die Kommission hatte ursprünglich vorgeschlagen, das Problem im Arbeitsgesetz zu lösen. Fast das
gleiche Bild wie bei der Grundsatzfrage zeigt die Vernehmlassung in der Frage, ob diese Lösung im
Arbeitsgesetz umgesetzt werden soll oder nicht. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme den Antrag
gestellt, die Frage des Stillens am Arbeitsplatz nicht im Arbeitsgesetz, sondern auf Verordnungsstufe zu
lösen. Mit diesem Schritt möchte der Bundesrat die Akzeptanz zur Ratifizierung des Abkommens
erhöhen. 
Die Kommission hat sich mit diesem Vorschlag einverstanden erklärt. Was Ihnen nun vorliegt, ist ein
Antrag der Kommission, der vom Bundesrat - wie gesagt - unterstützt wird. Eine Minderheit beantragt
Ihnen, auf die Vorlage nicht einzutreten. Diese Minderheit befürchtet, dass die Schweiz durch die
Unterzeichnung des Abkommens zu gesetzlichen Anpassungen gezwungen wird. 
Ich bitte Sie im Namen der stillenden Mütter in unserem Land und im Namen der Mehrheit der SGK:
Treten Sie auf die Vorlage ein, und stimmen Sie ihr zu. Ihre Kommission ist im Mai 2011 mit 12 zu 11
Stimmen auf die Vorlage eingetreten und hat sie im gleichen Stimmenverhältnis gutgeheissen. 
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Bortoluzzi Toni (V, ZH): Es gibt zwei Gründe, warum man dem Nichteintretensantrag zustimmen sollte.
Zuerst einmal untersteht dieser Beschluss dem fakultativen Staatsvertragsreferendum. Dieses ist für
Verträge vorgesehen, so die Bundesverfassung, die wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten
oder deren Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen erfordert. Also geht es nicht um ein
unbedeutendes Übereinkommen, sondern es hat Auswirkungen auf die arbeitsrechtlichen
Bestimmungen. Es ist zu bemängeln, dass es sich um ein detailliertes und vor allem nichtausgereiftes
Übereinkommen handelt. Die Auswirkungen sind zum Teil unklar, ausserhalb der Lücke, die hier zur
Diskussion steht. Es ist ein Übereinkommen, das aus meiner Sicht diesen Namen gar nicht verdient,
weil es nämlich von den Arbeitgebervertretern in der Internationalen Arbeitsorganisation nie unterstützt
wurde. 
Jetzt sagt der Bundesrat in seiner Stellungnahme, er könne diese Neuerung auf dem Verordnungsweg
einführen. Ich möchte auf die Lücke, die hier zur Diskussion steht, nicht im Besonderen eingehen. Das
haben die Kommissionssprecherinnen getan. 
Der Hauptgrund der Ablehnung bezieht sich auf den Umstand, dass sich unser Land im Arbeitsrecht
entgegen bisheriger Praxis eigenständig entwickelt und sich nicht in erster Linie an internationalen
Übereinkommen und an internationalen Organisationen orientiert hat. Es hat und sollte weiterhin
Gültigkeit haben, dass unser Recht nicht mithilfe eines internationalen Instruments verändert wird. Es
haben dieses Übereinkommen bisher auch nur 22 von 183 Mitgliedstaaten ratifiziert. Interessanterweise
fehlen die nordischen Staaten, die sonst in diesen Fragen ja eine Vorreiterrolle spielen. Das sollte
eigentlich auch ein Hinweis darauf sein, dass man hier Zurückhaltung üben sollte. Die Gruppe der
Arbeitgeber der Internationalen Arbeitsorganisation jedenfalls unterstützt dieses Übereinkommen nicht. 
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Es geht um unklaren materiellen Inhalt, der nicht ausdiskutiert ist, aber in erster Linie um den Umstand,
dass man versucht, mithilfe des internationalen Rechts schweizerisches Arbeitsrecht zu verändern, und
das, obwohl ein Teil der Sozialpartner damit nicht einverstanden ist. Es ist also eine Frage nicht nur des
Inhaltes, sondern ebenso sehr des Vorgehens. Die Vertreter der Arbeitgeber sind auch in unserem
Land, und etwas möchte ich deutlich sagen: Wenn man von Sozialpartnerschaft spricht, dann müssten
mindestens die Arbeitgeber signalisieren, dass sie mit dieser Ratifizierung einverstanden sind. Die
Kommissionssprecherinnen haben vergessen, darauf hinzuweisen, dass die Arbeitgeberorganisation
geschlossen gegen die Ratifizierung dieses Abkommens ist. Und das ist keine Kleinigkeit, wenn man
von Sozialpartnerschaft spricht! 
Es ist kein sozialpartnerschaftliches Übereinkommen, das ist das Problem. Darum beantragen wir Ihnen
Nichteintreten, und wir bitten Sie, diesem Nichteintretensantrag zuzustimmen. 

Ingold Maja (CE, ZH): Damals, 2001, hatte der Bundesrat das Übereinkommen über den Mutterschutz
zwar geprüft, aber seine Ratifikation nicht beantragen können, da die Schweiz zum damaligen Zeitpunkt
noch nicht über eine Mutterschaftsversicherung verfügte. Glücklicherweise sind wir heute einen grossen
Schritt weiter. Die Ratifikation dieses Übereinkommens ist heute möglich, und das im Rahmen einer
kohärenten und solidarischen Politik in Sachen Mutterschutz und Gesundheit sowie zur Förderung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Darum geht es im Kern. 
Für die CVP/EVP-Fraktion als Fraktion zweier Familienparteien muss dieses Übereinkommen - und mit
der Ratifikation letzten Endes die Umsetzung des Übereinkommens - dem Ziel der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf dienen. Unter dem Gesichtspunkt, ob dieses Familienziel erreicht werden kann, prüfte
die Fraktion, ob daraus ein Mehrwert oder ein Minderwert entsteht bzw. ob der Mehrwert oder der
Minderwert überwiegt. 
Konkret geht es bei diesem Bundesbeschluss ja um die Frage, wie im Arbeitsrecht bzw. in der
Verordnung die Rahmenbedingungen betreffend Stillen am Arbeitsplatz festgelegt werden. Gemäss
dem aktuell gültigen System des privaten Arbeitsvertragsrechts wird die Bezahlung der Stillpausen
zwischen den Sozialpartnern oder direkt zwischen den Parteien des Einzelarbeitsvertrags geregelt. In
welchem Umfang die Stillpausen entlöhnt werden, kann nach dem gegenwärtigen Stand der
Rechtsprechung nicht beantwortet werden. Vorgeschrieben ist aber nach Artikel 35a des
Arbeitsgesetzes, dass stillenden Müttern die erforderliche Zeit zum Stillen freigegeben ist. 
Nun wird mit diesem Bundesbeschluss zur Ratifikation des Übereinkommens der bisherigen Erlaubnis,
den stillenden Müttern die erforderliche Zeit zu geben, beigefügt: "Die Verordnung bestimmt die Stillzeit,
welche als entlöhnte Arbeitszeit anzurechnen ist." Das ist der Stein des Anstosses. Ist das jetzt eine
marginale Anpassung, oder ist das eine Art Wolf im Schafspelz, der zu Inflexibilität und
Frauenbenachteiligung führt, wie Arbeitgeberverbände warnen? Sie befürchten eine Invasion von
Müttern, die sich alle zwei Stunden für zwei Stunden vom Arbeitsplatz entfernen, um zu stillen, oder
von anderen, die ihr Kind ein, zwei oder drei Jahre lang stillen. 
Jede Regelung kann ausgenützt werden und wird es auch, das wissen wir alle. Ebenfalls wissen wir
aber alle, dass diese Geschichten, welche die Arbeitgeber so gerne sammeln, die Ausnahme
beschreiben. Die allermeisten Mütter haben abgestillt, wenn sie nach dem Mutterschaftsurlaub an ihren
Arbeitsplatz zurückkommen. Der grösste Teil der Mütter stillt gesamthaft nicht länger als sechs Monate.
Der unglaublich komplizierte und organisatorisch aufwendige Arbeitsalltag mit einem Säugling, der
mehrmals während der Arbeitszeit gestillt und dazwischen betreut werden muss, sorgt von selbst dafür,
dass das fast keine Mutter längere Zeit macht. Trauen Sie doch etwas dem gesunden
Menschenverstand und der vernünftigen Auffassung von Verantwortlichkeit am Arbeitsplatz der Mütter,
die nämlich auch zurück in ihren Beruf wollen. 
Ich bin erschüttert, was da für Abwehrszenarien entworfen werden, um sich vor den schrecklichen
Müttern zu schützen, die nur eines wollen, nämlich ihre mütterlichen Rechte durchdrücken und dafür
bezahlt werden: Dieser Ausbau des Mutterschutzes, der die Folge der Ratifikation des Übereinkommens
wäre, solle schwerwiegende Konsequenzen im arbeitsrechtlichen Bereich haben. Die finanziellen
Zugeständnisse beim Stillen, nämlich die geforderte Bezahlung der Stillpausen, hätten im Gegenzug
weniger grosszügige Regelungen bei Ferien, Überzeit oder Pausen zur Folge; man könnte tatsächlich
meinen, das ganze Personal gebäre ständig Kinder, die während der Arbeit gestillt werden müssen.
Schon heute würden sich die meisten Arbeitgeber eine Einstellung von Arbeitnehmerinnen im
gebärfähigen Alter überlegen. Durch die weit ausgebauten Rechte bei Schwangerschaft und
Mutterschaft könnten sich viele die damit zusammenhängenden Ausfälle nicht leisten. Entsprechend
würden die weniger gut geschützten Temporärmitarbeiterinnen oder ältere Arbeitnehmerinnen
bevorzugt. Ein zusätzlicher Schutz hätte die unerwünschte Folge, dass junge Frauen nur im Notfall fest
eingestellt würden. Die Grenze der Zumutbarkeit sei erreicht. 
Ich finde auch, dass eine Grenze der Zumutbarkeit erreicht ist, aber eine andere. Was geht hier vor?
Den Frauen wird selbstverständlich zugemutet, dass sie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
bewältigen, dass sie mutig in die anspruchsvolle Mehrfachrolle von Berufsfrau, Hausfrau und Mutter
steigen. Wenn sie für jedes Kind, das sie geboren haben und das immerhin zum Erhalt der Gesellschaft
und Wirtschaft beiträgt, ein paar Monate lang bezahlte Stillzeiten einziehen, dann soll das für die
Arbeitgeber nicht verkraftbar sein? 
Ich verstehe die Skepsis vonseiten der Arbeitgeber nicht. Es geht hier um Verhältnismässigkeit.
Selbstverständlich gibt es Einrichtungen wie die Langzeitpflege und die Spitäler, wo sehr viele junge
Mitarbeiterinnen die grosse Mehrheit bilden. Diese Einrichtungen sind verständlicherweise nicht
begeistert von zusätzlichen Regelungen. Doch die Schweiz hat
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nicht, die Schleusen für inakzeptable finanzielle Verpflichtungen und vermehrte Kontrollen zu öffnen,
sondern die Änderungen sind verhältnismässig. Wir können nicht einerseits den Eintritt und Verbleib der
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Mütter in der Arbeitswelt wünschen und andererseits die heikelste Phase und kräftezehrendste Zeit des
Übergangs von der Mutterschaft zurück in die Erwerbsarbeit nicht fördern. 
Die Ratifikation ist ein kleines Zeichen für eine familienfreundliche Schweiz. Sie wäre auch ein positives
Signal ans Ausland, wo wir in Sachen Familienfreundlichkeit noch Optimierungspotenzial haben, wie
man das heute ausdrückt. 

Schwaab Jean Christophe (S, VD): Le groupe socialiste vous invite à entrer en matière sur l'arrêté
fédéral portant approbation de la Convention no 183 de l'Organisation internationale du travail sur la
protection de la maternité. Elle rassemble la plupart des instruments modernes pour protéger les mères
et les futures mères et, partant, leurs enfants. Après nos débats d'hier et de mardi, c'est la troisième
fois que le bien de l'enfant est au coeur de nos discussions. 
La protection des mères sur leur lieu de travail et, d'une manière générale, dans leur activité
professionnelle, est un des objectifs désormais incontestés de notre législation sur la protection des
travailleurs - je devrais mieux dire: sur la protection des travailleuses. Cette convention a pour avantage
d'étendre aux pays signataires des instruments qui ont fait leurs preuves. Elle a d'une manière générale
les avantages des normes internationales du travail: elle fixe des seuils minimaux qui, petit à petit,
rendent la concurrence plus loyale entre nos entreprises et leurs concurrentes au-delà des frontières. 
Ces normes de l'OIT font que la concurrence se fait de moins en moins sur le dos des conditions de
travail et de salaire et de plus en plus sur la qualité des produits, ce qui ne peut qu'être à l'avantage de
nos entreprises. La Suisse a donc tout intérêt à ce que les concurrents de nos entreprises ne puissent
les entraîner dans une spirale de sous-enchère dont feraient les frais les travailleurs suisses bien sûr,
mais également leurs homologues dans les autres pays. 
Fixer des règles minimales en matière de conditions de travail valables dans tous les pays, c'est non
seulement veiller à maintenir une concurrence loyale, mais aussi défendre les intérêts des travailleurs
en général, quelle que soit leur nationalité, et encore défendre les intérêts des entreprises, quel que soit
le pays dans lequel elles ont leurs activités. En l'espèce, nous ne faisons pas que défendre les intérêts
des travailleurs, mais, je l'ai déjà dit, nous défendons aussi les intérêts de leurs enfants. Nous
défendons non seulement les conditions de travail, mais aussi la vie familiale. Nous protégeons non
seulement la santé des femmes enceintes, des accouchées, des jeunes mères, mais aussi celle des
nourrissons et des jeunes enfants. 
Cette convention veille non seulement à une bonne intégration des mères et des futures mères dans la
vie active, mais aussi - et c'est probablement le plus important - à ce que leurs enfants viennent au
monde dans de bonnes conditions. Ce qui est une évidence chez nous serait un énorme progrès sous
d'autres latitudes. Parmi les nouveaux standards introduits par cette convention, on trouve en effet des
règles qui ont fait leurs preuves et qui sont dès lors incontestées dans notre pays. 
Je ne peux pas suivre Monsieur Bortoluzzi lorsqu'il dit que les normes de la convention ne sont pas
claires: au contraire, il suffit de les examiner pour se rendre compte que d'une part elles sont
parfaitement claires, et que d'autre part notre législation remplit parfaitement ces standards. 
Il y a bien entendu le congé-maternité, cela a été dit, je renvoie à l'article 329f du Code des
obligations. Il y a la question du paiement du salaire en cas de maladie qui s'applique aussi aux
femmes enceintes à l'article 324a du Code des obligations. Il y a la protection contre le licenciement en
temps inopportun pour les femmes enceintes à l'article 336c du Code des obligations. Il y a les règles
générales de protection de la santé des mères qui se trouvent dans la loi sur le travail. Il y a la
garantie de fourniture des prestations médicales pour les femmes enceintes que l'on trouve dans la
LAMal. Enfin, il y a la question des pauses d'allaitement sur laquelle je vais revenir. 
Cette convention mérite d'autant plus notre soutien qu'elle démontre au plus haut niveau que les
standards helvétiques en matière de protection de la maternité sont élevés. Cette convention est
ambitieuse, il faut bien l'admettre, mais la Suisse n'aura pas besoin d'adapter sa loi pour respecter ces
standards. C'est tout à notre honneur. En l'espèce, je crois que nous pouvons être fiers que la Suisse
joue un rôle de précurseur et d'exemple. C'est exactement ce qu'il faut attendre d'un pays qui,
rappelons-le, est l'hôte de l'Organisation internationale du travail. C'est aussi ce qu'il faut attendre d'un
pays qui - cela a été dit maintes fois lors du débat que nous avons eu hier concernant une autre
convention de l'OIT - souhaite désormais jouer un rôle majeur au sein de cette organisation
internationale. 
Il est d'ailleurs extrêmement normal et légitime que la Suisse joue un rôle majeur au sein de cette
organisation, car elle est le pays du partenariat social. C'est le pays d'un partenariat social fort et
reconnu. Il est donc normal qu'un pays tel que la Suisse joue un rôle important dans une organisation
qui - cela a été dit - fonctionne de manière tripartite, dans une organisation où le poids des
organisations d'employeurs a le même poids que celui des organisations de salariés, et vice versa.
L'OIT est suffisamment unique, suffisamment intéressante pour que nous soutenions les activités de
cette organisation. 
Il reste la question du temps de travail consacré à l'allaitement. C'est un détail - Madame Schmid-
Federer l'a assez justement rappelé -, mais il a une certaine importance pratique. J'en veux pour
preuve le soutien affiché des organisations qui encouragent l'allaitement. Elles l'encouragent, car c'est
une importante mesure de santé publique. Il suffit de parcourir par exemple les recommandations de
l'Organisation mondiale de la santé pour s'en convaincre. L'allaitement a des effets positifs, tant sur la
santé des jeunes mères que sur celle de leurs enfants. Ces effets positifs vont de la prévention de
certaines maladies infantiles à la prévention du cancer du sein. Certes, je dois bien l'admettre,
l'allaitement n'est pas le moyen miracle qui permet la prévention parfaite, mais il y contribue de manière
déterminante. 
Il est donc justifié d'examiner en détail la question de la pause d'allaitement dans l'ordonnance 1
relative à la loi sur le travail. On peut le dire, si nous entrons en matière, cette question sera résolue
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d'une part avec élégance, et d'autre part de manière compatible avec la systématique de notre loi sur
le travail. Nous saluons la clairvoyance du Conseil fédéral, qui a vu juste en constatant qu'aucune
adaptation légale n'était nécessaire pour ratifier cette convention et que nous pouvions nous contenter
d'adapter l'ordonnance. Nous saluons également la clairvoyance de la commission qui s'est ralliée à
ses vues. Enfin, nous saluons la voie choisie qui est toute helvétique. 
Nous sommes en présence d'un petit détail qui doit être réglé. Eh bien, il le sera sans chamboulement
législatif, par une simple modification d'ordonnance et surtout, suite à une consultation spécifique de
tous les milieux intéressés - et je crois que c'est l'essentiel. 
Ce détail ne doit cependant pas faire oublier - je le répète - que nos standards remplissent par ailleurs
parfaitement les exigences de cette convention. La Suisse peut soutenir ces mesures de protection des
mères qui travaillent et de leurs enfants au niveau international sans dévier de sa ligne en matière de
ratification de conventions internationales qui traitent de travail. Je crois qu'il faut s'en féliciter. 
Je vous recommande d'entrer en matière. 

de Courten Thomas (V, BL): Ich bitte Sie namens der SVP-Fraktion, dieser parlamentarischen Initiative
zur Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 keine Folge zu geben. Es ist ein Abkommen, das
sich nachweislich als rigid, als umständlich und kaum praktikabel erwiesen hat. Wenn es ein
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taugliches Abkommen wäre, dann wären wohl auch mehr als 22 dieser über 180 Mitglieder der IAO
dem Abkommen beigetreten. Das ist ein deutliches Indiz dafür, dass dieses Abkommen die
Erwartungen nicht erfüllt. 
Dieser Vorstoss von Madame Maury Pasquier ist, damals übrigens noch als Motion mit dem gleichen
Anliegen, vom Nationalrat schon im Jahr 2002, also vor zehn Jahren, deutlich verworfen worden. Ich
bitte Sie, bei diesem Entscheid zu bleiben, auch und gerade, weil sich der Mutterschutz in der Schweiz
seither wesentlich weiterentwickelt hat, auch - das wird wohl kaum jemand abstreiten - über die
Bestimmungen des IAO-Abkommens hinaus. 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Schweizer Gesetzgebung im Bereich der Arbeitnehmerrechte
und im Bereich des Mutterschutzes heute absolut ausreichend ausgestaltet ist und vor allem dass sie
sich in der Praxis bewährt hat. Die SVP lehnt die Vorlage auch darum vollumfänglich ab. Stossend ist
einmal mehr, dass das Schweizer Recht ohne Notwendigkeit an eine internationale Konvention
angepasst oder vielmehr angebunden werden soll und damit auch die Selbstbestimmung des Schweizer
Arbeitsrechts weiter eingeschränkt wird. 
Auch die SVP anerkennt und unterstützt die Förderung und Pflege der Familie. Sie befürwortet
insbesondere auch die selbstverantwortliche und eigenständige Erziehung der Kinder durch ihre
leiblichen Eltern, was auch eine enge Mutter-Kind-Beziehung mit einschliesst. 
Damit kommen wir auch zur Frage des Stillens; denn die einzig massgebende Frage ist hier, wieweit
das Stillen während der Arbeitszeit anerkannt und entsprechend auch entlöhnt wird. Im Detail ist das
heute nicht im Gesetz, sondern sozialpartnerschaftlich geregelt. Es ist auch darum
sozialpartnerschaftlich geregelt, weil die Unterschiede in den Branchen dies rechtfertigen, weil so auf
die besonderen Anforderungen der einzelnen Branchen auch entsprechend eingegangen werden kann. 
Konkret gilt Stillzeit heute als Arbeitszeit. Die Pause wird gewährt und zu 100 Prozent entlöhnt. Bei der
Frage, ob bei Verlassen des Arbeitsplatzes zum Zweck des Stillens ausserhalb des Betriebes die
gleiche Regelung gilt, besteht eine Differenz, weil da in der Regel 50 Prozent als Arbeitszeit anerkannt
werden und nicht 100 Prozent, wie das wohl gemäss IAO-Abkommen der Fall wäre. Wenn wir das aber
künftighin so handhaben würden, dann hätten, wie Sie sich vorstellen können, viele Arbeitgeber gerade
bei uns in der Grenzregion, in der längere Arbeitswege bestehen, zahlreiche Probleme angesichts der
langen Arbeitswege bzw. der Wege, die fürs Stillen zurückgelegt werden müssen. 
Das IAO-Übereinkommen Nr. 183 beinhaltet also eine grosse Rechtsunsicherheit bezüglich der
konkreten Umsetzung, vor allem aber auch bezüglich der Weiterentwicklung. Wir wollen hier in der
Schweiz lieber weiterhin sozialpartnerschaftliche Lösungen haben als von ausserhalb vorbestimmte
Regelungen, die unserer bestehenden Rechtsordnung und unseren branchenspezifischen
Voraussetzungen keine Rechnung tragen. Grundsätzlich soll der Mutterschutz auf Basis der bewährten
Sozialpartnerschaft gelöst bleiben. Eine internationale Bindung verhindert angepasste Lösungen für die
unterschiedlichen Verhältnisse und Bedürfnisse der verschiedenen Branchen. 
Ich fasse zusammen: Wir brauchen kein Gesetz, weil wir heute bereits eine partnerschaftliche Praxis
haben, die sich bewährt hat. Zweitens wollen wir keine fremdbestimmte Weiterentwicklung des
Mutterschutzes in unserem Land, und wir wollen drittens keine zusätzlichen Einschränkungen im
Arbeitsrecht, die unsere Standortqualität weiter verringern. 

Haller Vannini Ursula (BD, BE): Werter Herr de Courten, sowohl Ihr Kollege Bortoluzzi als auch Sie
haben sich hinter sozialpartnerschaftlichen Argumenten versteckt, hinter formaljuristischen Argumenten.
Hand aufs Herz - dorthin, wo wir Frauen auch unsere Brust zum Stillen haben: Würden die Männer
Kinder kriegen und würden die Männer diese Kinder stillen müssen, wären Sie dann nicht auch für
Eintreten? 

de Courten Thomas (V, BL): Sehr geehrte Frau Haller, ich bin ein Anhänger der
sozialpartnerschaftlichen Lösungen, insbesondere in den KMU; ich habe es erwähnt. Mir ist bei den
sozialpartnerschaftlichen Lösungen kein Fall bekannt, und mir ist in der ganzen Debatte auch kein Fall
zugetragen worden, wo das Stillen der Arbeitnehmerinnen in den KMU irgendein Problem verursacht
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hätte. Es wird gewährt, es besteht eine Lösung. 
Warum wollen Sie für ein Problem, das keines ist, unbedingt noch eine zusätzliche gesetzliche
Regelung schaffen und damit gleichzeitig das Risiko eingehen, dass die Weiterentwicklung des IAO-
Übereinkommens - also internationales Recht - ohne Bezug auf unsere Branchen, ohne Bezug auf
unsere KMU, fremdbestimmt vorgegeben wird? 

Schneeberger Daniela (RL, BL): Für die FDP/die Liberalen sind der Mutterschutz und die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie wichtige Themen. In diesem Sinne können wir feststellen - und das tut auch der
Bundesrat in seiner Stellungnahme -, dass die gesetzlichen Bestimmungen des Mutterschutzes in der
Schweiz sehr weit ausgebaut sind. Die Arbeitgeber unterliegen heute im Bereich
Schwangerschaft/Mutterschaft zahlreichen Schutzvorschriften. Während acht Wochen nach der Geburt
gilt ein Beschäftigungsverbot für die Mutter, bis 14 Wochen nach der Geburt hat die Mutter Anspruch
auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub, und bis 52 Wochen nach der Geburt gilt Stillen im Betrieb als
Arbeitszeit, damit auch stillende Mütter umfassend von den Ruhezeitregelungen profitieren können. 
Zum heutigen Zeitpunkt ist noch nicht bekannt, wie das Abkommen ausgelegt wird. Aus diesem Grunde
wurde es bislang wohl nur von 22 der insgesamt 185 Mitgliedstaaten der Internationalen
Arbeitsorganisation ratifiziert. Viele mit der Schweiz vergleichbare Länder haben das Abkommen noch
nicht ratifiziert, darunter auch viele nordische, und auch Deutschland und Frankreich haben es nicht
ratifiziert. Es scheinen hier also Vorbehalte zu bestehen. Bisher war es die Politik des Bundesrates,
internationale Abkommen nur dann zu ratifizieren, wenn die Bestimmungen oder die Auswirkungen
solcher Übereinkommen auch durch das schweizerische Recht erfüllt respektive entsprechend erfasst
sind. Beim vorliegenden IAO-Übereinkommen Nr. 183 zeigt sich, dass unser positives Recht den
Anforderungen des Abkommens nicht ganz entspricht, nachdem die Frage der Entlöhnung der für das
Stillen aufgewendeten Zeit im schweizerischen Arbeitsgesetz nicht direkt geregelt ist. 
Für die Mehrheit der FDP-Liberalen Fraktion widerspricht deshalb eine Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 183 der bisherigen schweizerischen Praxis. Es würde hier also versucht, über
internationales Recht nationales Recht zu erzwingen. Das wollen wir nicht. Wir unterstützen die
heutigen, sozialpartnerschaftlich getroffenen Lösungen. Wir sollten diese Lösungen nicht mit starren
Regeln untergraben, denn sie nehmen auf die Bedürfnisse sowohl der stillenden Mütter als auch der
Arbeitgeber Rücksicht. Dieses System hat sich bis jetzt bewährt. 
Wir sollten uns davor hüten, ohne Not in das funktionierende, liberale private Arbeitsvertragsrecht und
in vernünftige Abmachungen der Sozialpartner einzugreifen. Die FDP/die Liberalen sind klar der
Meinung, dass das aktuell geltende System im Interesse aller Beteiligten so bleiben soll, wie es ist. 
Zudem würde die konsequente Umsetzung zu noch mehr administrativem Aufwand und damit zu noch
mehr Kosten führen. Wir meinen: Beides muss im Interesse der Wirtschaft und der Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen vermieden werden. 
Die Mehrheit der FDP-Liberalen Fraktion unterstützt deshalb den Antrag der Kommissionsminderheit auf
Nichteintreten. 

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Das geltende Recht der Schweiz entspricht weitgehend
den Bestimmungen des Übereinkommens Nr. 183. Wie wir gehört haben, besteht die einzige Ausnahme
bei der Frage der Entlöhnung von Pausen für stillende Mütter. Diese Frage ist weder im
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öffentlichen noch im privaten Arbeitsrecht geregelt. Es existiert auch keine Rechtsprechung des
Bundesgerichtes, die eine Beantwortung der Frage erlauben würde. Deshalb beantragt der Bundesrat
eine Anpassung von Artikel 60 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz. Ihre Kommission teilt die
Auffassung des Bundesrates, dass eine Revision von Artikel 60 Absatz 2 der Verordnung 1 zum
Arbeitsgesetz für die Ratifikation des Übereinkommens ausreicht. Mein Departement wurde beauftragt,
in enger Zusammenarbeit mit der Eidgenössischen Arbeitskommission und den Sozialpartnern einen
entsprechenden Entwurf zu erstellen. Der Bundesrat wird das Übereinkommen erst dann ratifizieren,
wenn die nötige Revision der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz abgeschlossen sein wird. In seiner
Stellungnahme vom 22. Februar 2012 hat der Bundesrat seiner Hoffnung Ausdruck gegeben, dass das
Übereinkommen bis Mitte 2013 ratifiziert sein wird. 
Eine Minderheit will nicht auf das Geschäft eintreten, da zahlreiche Länder das Übereinkommen nicht
ratifiziert hätten. Es ist richtig, bislang haben 25 Staaten ratifiziert, und darunter sind zwölf Staaten der
EU, nämlich Bulgarien, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Rumänien,
Slowakei, Slowenien, Ungarn und Zypern. Ich gebe zu, dass die grossen EU-Länder noch nicht
unterzeichnet haben. Was die nordischen Länder anbetrifft: Diese haben kein Interesse an der
Ratifikation, weil sie bereits einen höheren Schutz kennen. 
Eine Ratifikation würde gemäss der Minderheit, wie eben ausgeführt, auch der üblichen Praxis
widersprechen, da die Schweizer Gesetzgebung nicht vollständig mit dem Übereinkommen
übereinstimme. Wie gesagt, die Abweichung zwischen dem Schweizer Recht und dem Übereinkommen
ist gering. Sie betrifft nur die Entlöhnung von Pausen für stillende Frauen. Die Position des Bundesrates
und Ihrer Kommission entspricht der üblichen Praxis. 
Schliesslich führt der Minderheitsantrag an, dass es den Sozialpartnern überlassen bleiben solle, die
Frage der Entlöhnung von Pausen für stillende Frauen zu regeln. Über dieses Dossier wird seit dem
Jahr 2007 diskutiert, und die Sozialpartner haben in diesem Zeitraum nicht versucht, die Frage auf dem
Verhandlungsweg zu lösen. Deshalb scheint es dem Bundesrat angezeigt, den Schritt über die
Verordnungsanpassung vorzunehmen. 
Herr Nationalrat Bortoluzzi, es ist richtig: Die schweizerischen Arbeitgeber stellen sich nicht hinter diese
Übereinkommensratifizierung. Aber Ihre Aussage, dass die internationalen Arbeitgeberorganisationen
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nicht dahinterstehen würden, ist nicht richtig. 
Bezüglich des Votums von Herrn de Courten sei richtiggestellt, dass die Weiterentwicklung des
internationalen Arbeitsrechts künftig keine automatische Rechtsübernahme in unserem Arbeitsgesetz
bedeuten würde - dem ist nicht so. Man darf also nicht von Fremdbestimmung reden. 
Wie gesagt, die Rechtsabweichung ist minimal. Die Rechtsübereinstimmung muss über die
Verordnungsanpassung sichergestellt werden. Erst wenn dieser Prozess abgeschlossen ist, wird die
Ratifikation des Übereinkommens Nr. 183 vorgenommen werden können. 
Der Bundesrat bittet Sie, einzutreten und der Ratifikation zuzustimmen. 

Büchel Roland Rino (V, SG): Herr Bundesrat, warum, denken Sie, ist der Schweizerische
Arbeitgeberverband, wie es Herr Bortoluzzi ja schon ausgeführt hat, gegen dieses Übereinkommen? 

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Ich habe eben gesagt, dass die Sozialpartner seit 2007
nicht mehr versucht haben, miteinander eine Lösung zu finden. Sie wissen, dass ich grundsätzlich ein
Verfechter der Sozialpartnerschaft bin. Offensichtlich ist aber das Thema - es ist ja ein kleineres
Thema, es geht nur um die Bezahlung der stillenden Frauen - für die Sozialpartner nicht vorrangig, und
deshalb ist der Bundesrat der Meinung, man müsse jetzt den Schritt in der Verordnung machen. 

Schmid-Federer Barbara (CE, ZH), pour la commission: On a parlé des pays qui n'ont pas ratifié cette
convention. Si les pays en question ne l'ont pas fait, c'est parce qu'ils ont la plupart du temps des
garanties qui vont beaucoup plus loin que ce que prévoit la convention. Ainsi, si ces pays ratifiaient la
convention, cela risquerait de donner lieu à certaines pressions politiques pour abaisser les garanties
offertes par leur législation nationale, lesquelles vont au-delà de la Convention de l'OIT, puisqu'elles
offrent plus de protection à la femme enceinte et qu'elles permettent l'allaitement. 
Ensuite, concernant les organisations d'employeurs, vous savez que le Conseil fédéral consultera les
cantons, la Commission fédérale du travail, les organisations économiques et les organisations
d'employeurs. 
Dans cet esprit-là, je vous prie, au nom de la majorité de la commission, d'entrer en matière. 

Schenker Silvia (S, BS), für die Kommission: Ich kann es ganz kurz machen. 
Zuerst zu Herrn Bortoluzzi: Das Problem ist, dass er manchmal nicht zuhört. Ich habe in meinem Votum
gesagt, dass die Arbeitgeberverbände gegen die Ratifizierung sind. Er hat das leider nicht gehört. 
Zur Umsetzung und zum Einbezug der Sozialpartner: Der Bundesrat ist verpflichtet, bei der Umsetzung
die Sozialpartner mitzuberücksichtigen. Das ist in der Botschaft so erwähnt, und das wird der Bundesrat
auch tun. Wenn Sie der Ratifizierung zustimmen, werden die Arbeitgeber einbezogen. 
Zum Einwand von Herrn de Courten: Er hat gesagt, er wolle keine gesetzliche Regelung. Dem haben
sowohl der Bundesrat als auch die Kommission Rechnung getragen. Sie sind darauf eingegangen, dass
das jetzt nur auf Stufe Verordnung und nicht im Gesetz geregelt wird. 
Mit dieser Anpassung hat die Kommission im Übrigen - das habe ich vorhin nicht erwähnt - der
Ratifizierung mit 15 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt. Dieses Entgegenkommen, dass man
nicht eine Regelung auf Gesetzesstufe, sondern eine solche auf Verordnungsstufe vorsieht, hat zu einer
höheren Zustimmung geführt. Ich hoffe, dass Sie diese Ratifizierung jetzt ebenfalls genehmigen
werden. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 07.455/8151) 
Für Eintreten ... 103 Stimmen 
Dagegen ... 58 Stimmen 

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 der Internationalen
Arbeitsorganisation über den Mutterschutz 
Arrêté fédéral portant approbation de la Convention no 183 de l'Organisation internationale du
travail sur la protection de la maternité 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission: BBl 

Titre et préambule, art. 1 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopté 

Art. 2, 3 
Antrag der Kommission: BBl 
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Antrag des Bundesrates: BBl 

Neuer Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Antrag des Bundesrates 

AB 2012 N 1775 / BO 2012 N 1775

Art. 2, 3 
Proposition de la commission: FF 
Proposition du Conseil fédéral: FF 

Nouvelle proposition de la commission 
Adhérer à la proposition du Conseil fédéral 

Angenommen gemäss neuem Antrag der Kommission 
Adopté selon la nouvelle proposition de la commission 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 07.455/8152) 
Für Annahme des Entwurfes ... 101 Stimmen 
Dagegen ... 56 Stimmen 
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Vorlage der Redaktionskommission für die Schlussabstimmung

Bundesbeschluss
über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183
der Internationalen Arbeitsorganisation
über den Mutterschutz (2000)

vom 14. Dezember 2012

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 54 Absatz 1 und 166 Absatz 2 der Bundesverfassung1,
nach Einsicht in den Bericht vom 10. November 20112 der Kommission für soziale 
Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates und
in die Stellungnahme des Bundesrates vom 15. Februar 20123,

beschliesst:

Art. 1

1 Das Übereinkommen Nr. 183 vom 15. Juni 20004 über den Mutterschutz (2000) 
wird genehmigt.

2 Der Bundesrat wird ermächtigt, das Übereinkommen zu ratifizieren.

Art. 2

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Staatsvertragsreferendum für Verträge, 
die wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den 
Erlass von Bundesgesetzen erfordert, nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d 
Ziffer 3 der Bundesverfassung.

Nationalrat, 14. Dezember 2012 Ständerat, 14. Dezember 2012

Die Präsidentin: Maya Graf
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz

Der Präsident: Filippo Lombardi
Der Sekretär: Philippe Schwab

1 SR 101
2 BBl 2012 1797
3 BBl 2012 1823
4 SR ...; BBl 2012 1815
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Herbstsession 2012

Bundesbeschluss
über die Genehmigung des 
Übereinkommens Nr. 183 der 
Internationalen Arbeitsorgani-
sation über den Mutterschutz

vom …

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft,

gestützt auf die Artikel 54 Absatz 
1 und 166 Absatz 2 der Bundes-
verfassung1 (BV),
gestützt auf den Bericht vom 10. 
November 20112 der Kommis-
sion für soziale Sicherheit und 
Gesundheit des Nationalrates,

beschliesst:

1  	 SR 101
2  	 BBl 2012 ...

Beschluss 
des Nationalrates

vom 27. September 2012

Zustimmung zum Entwurf der Kommission, 
wo nichts vermerkt ist

Entwurf der Kommission für 
soziale Sicherheit und Ge-
sundheit des Nationalrates

vom 10. November 2011

Stellungnahme 
des Bundesrates

vom 22. Februar 2012

Geltendes Recht
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Geltendes Recht
Stellungnahme 
des Bundesrates

Entwurf der Kommission 
des Nationalrates

Art. 1

1 Das Übereinkommen Nr. 183 
über den Mutterschutz vom 15. 
Juni 20003 wird genehmigt.

2 Der Bundesrat wird ermächtigt, 
das Übereinkommen zu ratifi-
zieren.

Art. 2

Das Bundesgesetz vom 13. 
März 19644 über die Arbeit in 
Industrie, Gewerbe und Handel 
wird wie folgt geändert:

Art. 35a Abs. 2

2 Schwangere dürfen auf blosse 
Anzeige hin von der Arbeit 
fernbleiben oder die Arbeit ver-
lassen. Stillenden Müttern ist 
die erforderliche Zeit zum Stillen 
freizugeben. Die Verordnung 
bestimmt die Stillzeit, welche als 
entlöhnte Arbeitszeit anzurech-
nen ist.

3  	 SR ...; BBl 2012 ...
4  	 SR 822.1

Art. 2

Streichen

Art. 2

Gemäss Bundesrat

Art. 35a   Beschäftigung bei 
Mutterschaft

1 Schwangere und stillende 
Frauen dürfen nur mit ihrem Ein-
verständnis beschäftigt werden.

2 Schwangere dürfen auf blosse 
Anzeige hin von der Arbeit 
fernbleiben oder die Arbeit 
verlassen. Stillenden Müttern ist 
die erforderliche Zeit zum Stillen 
freizugeben.

3 Wöchnerinnen dürfen während 
acht Wochen nach der Nieder-
kunft nicht und danach bis zur 
16. Woche nur mit ihrem Einver-
ständnis beschäftigt werden.



e-parl 28.09.2012 10:04 

Nationalrat

-  3 -

Geltendes Recht
Stellungnahme 
des Bundesrates

Entwurf der Kommission 
des Nationalrates

4 Schwangere Frauen dürfen ab 
der 8. Woche vor der Nieder-
kunft zwischen 20 Uhr und 6 Uhr 
nicht beschäftigt werden.

Art. 3

1 Dieser Beschluss untersteht 
dem fakultativen Staatsvertrag-
sreferendum für Verträge, die 
wichtige rechtsetzende Bestim-
mungen enthalten oder deren 
Umsetzung den Erlass von 
Bundesgesetzen erfordert, nach 
den Artikeln 141 Absatz 1 Buch
stabe d Ziffer 3 und 141a der BV.

2 Der Bundesrat bestimmt das 
Inkrafttreten des in Artikel 2 
aufgeführten abgeänderten 
Bundesgesetzes.

Art. 3

1 ...

                                          ... 
Bundesgesetzen erfordert, nach  
Artikel 141 Absatz 1 Buch
stabe d Ziffer 3 der BV.

2 Streichen

Art. 3

Gemäss Bundesrat
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07.455  n    Parlamentarische Initiative. Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz     (Maury Pasquier)  

Wintersession 2012

Bundesbeschluss
über die Genehmigung des 
Übereinkommens Nr. 183 der 
Internationalen Arbeitsorgani-
sation über den Mutterschutz

vom …

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft,

gestützt auf die Artikel 54 Absatz 
1 und 166 Absatz 2 der Bundes-
verfassung1 (BV),
gestützt auf den Bericht vom 10. 
November 20112 der Kommis-
sion für soziale Sicherheit und 
Gesundheit des Nationalrates,

beschliesst:

1  	 SR 101
2  	 BBl 2012 ...

Beschluss 
des Nationalrates

vom 27. September 2012

Zustimmung zum Entwurf 
der Kommission, wo nichts 
vermerkt ist

Entwurf der Kommission für 
soziale Sicherheit und Ge-
sundheit des Nationalrates

vom 10. November 2011

Stellungnahme 
des Bundesrates

vom 22. Februar 2012

Geltendes Recht Antrag der Kommission für soziale 
Sicherheit und Gesundheit des 
Ständerates

vom 15. November 2012

Zustimmung
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Nationalrat

-  2 -

Geltendes Recht
Stellungnahme 
des Bundesrates

Entwurf der Kommission 
des Nationalrates Kommission des Ständerates

Art. 1

1 Das Übereinkommen Nr. 183 
über den Mutterschutz vom 15. 
Juni 20003 wird genehmigt.

2 Der Bundesrat wird ermächtigt, 
das Übereinkommen zu ratifi-
zieren.

Art. 2

Das Bundesgesetz vom 13. 
März 19644 über die Arbeit in 
Industrie, Gewerbe und Handel 
wird wie folgt geändert:

Art. 35a Abs. 2

2 Schwangere dürfen auf blosse 
Anzeige hin von der Arbeit 
fernbleiben oder die Arbeit ver-
lassen. Stillenden Müttern ist 
die erforderliche Zeit zum Stillen 
freizugeben. Die Verordnung 
bestimmt die Stillzeit, welche als 
entlöhnte Arbeitszeit anzurech-
nen ist.

3  	 SR ...; BBl 2012 ...
4  	 SR 822.1

Art. 2

Streichen

Art. 2

Gemäss Bundesrat

Art. 35a   Beschäftigung bei 
Mutterschaft

1 Schwangere und stillende 
Frauen dürfen nur mit ihrem Ein-
verständnis beschäftigt werden.

2 Schwangere dürfen auf blosse 
Anzeige hin von der Arbeit 
fernbleiben oder die Arbeit 
verlassen. Stillenden Müttern ist 
die erforderliche Zeit zum Stillen 
freizugeben.

3 Wöchnerinnen dürfen während 
acht Wochen nach der Nieder-
kunft nicht und danach bis zur 
16. Woche nur mit ihrem Einver-
ständnis beschäftigt werden.
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Geltendes Recht
Stellungnahme 
des Bundesrates

Entwurf der Kommission 
des Nationalrates Kommission des Ständerates

4 Schwangere Frauen dürfen ab 
der 8. Woche vor der Nieder-
kunft zwischen 20 Uhr und 6 Uhr 
nicht beschäftigt werden.

Art. 3

1 Dieser Beschluss untersteht 
dem fakultativen Staatsvertrag-
sreferendum für Verträge, die 
wichtige rechtsetzende Bestim-
mungen enthalten oder deren 
Umsetzung den Erlass von 
Bundesgesetzen erfordert, nach 
den Artikeln 141 Absatz 1 Buch
stabe d Ziffer 3 und 141a der BV.

2 Der Bundesrat bestimmt das 
Inkrafttreten des in Artikel 2 
aufgeführten abgeänderten 
Bundesgesetzes.

Art. 3

1 ...

                                          ... 
Bundesgesetzen erfordert, nach  
Artikel 141 Absatz 1 Buch
stabe d Ziffer 3 der BV.

2 Streichen

Art. 3

Gemäss Bundesrat
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Parlamentarische Initiative
Maury Pasquier Liliane.
Ratifikation
des IAO-Übereinkommens Nr. 183
über den Mutterschutz
Initiative parlementaire
Maury Pasquier Liliane.
Ratification
de la Convention no 183 de l'OIT
sur la protection de la maternité

Zweitrat - Deuxième Conseil
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Informations CuriaVista
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Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Les circonstances font que je suis aujourd'hui
rapporteuse sur cette initiative parlementaire que j'avais déposée peu de temps avant de quitter le
Conseil national pour rejoindre ce conseil. Je n'ai donc pas du tout participé aux travaux de la
commission du Conseil national qui ont abouti au projet de la commission que nous devons traiter
aujourd'hui. Je retrouve finalement "mon bébé" quelques années plus tard avec une grande
satisfaction. 
Ma proposition de ratifier la Convention no 183 de l'Organisation internationale du travail, convention
qui date de 2000 et qui est une modification de l'ancienne Convention no 103, fait suite à l'entrée en
vigueur en Suisse en juillet 2005, d'un congé de maternité payé. L'introduction de ce congé a en
effet levé l'obstacle principal à la ratification; le droit positif suisse correspond désormais largement
aux termes de la convention, à un détail près toutefois. Car, selon la convention, les pauses
dévolues à l'allaitement durant l'activité professionnelle doivent être rémunérées. Or si la loi suisse
sur le travail permet déjà aux femmes d'interrompre leur travail pour allaiter, en vertu de l'article 35a
alinéa 2 de la loi sur le travail, la question de la rémunération pendant ces pauses n'est, elle, pas
encore réglée. Elle pourra l'être grâce à une modification de l'ordonnance relative à la loi sur le
travail et plus précisément de l'article 60 alinéa 2 de l'ordonnance 1. Contrairement au projet initial
qui prévoyait d'inscrire dans la loi la rémunération des pauses d'allaitement, le projet final ne
concerne donc que la ratification. Il s'agit simplement de décider aujourd'hui si nous habilitons le
Conseil fédéral à ratifier la convention. 
De son côté, le Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l'économie par le truchement du
SECO avec la Commission fédérale du travail, donc avec les partenaires sociaux, d'élaborer un
projet de modification de l'ordonnance d'ici mi-2013, puis il procédera aux consultations requises. 
Dès l'entrée en vigueur de l'ordonnance modifiée, la convention pourra être ratifiée si nous en
décidons ainsi. 
Une décision que la commission vous invite à prendre, car la ratification de cette convention
permettra à la Suisse de réaffirmer son attachement aux instruments de l'OIT, organisation dont elle
est l'hôte et où elle cherche, par ailleurs, à consolider son rôle. Une ratification permettra aussi à
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notre pays d'afficher sa volonté de protéger la maternité, tout en améliorant ses dispositions en la
matière sur le petit point restant que j'ai évoqué. 
C'est à la fois un point de détail, puisque le changement de réglementation est si minime qu'il peut
se faire par voie d'ordonnance et puisque la rémunération des pauses d'allaitement aura peu
d'impact sur l'économie, et un point très important pour les femmes qui sont concernées. En tant que
sage-femme, combien ai-je vu de mères déchirées entre, d'une part, le désir de continuer à allaiter
leur bébé encore petit - désir qui correspond d'ailleurs aux recommandation des pédiatres, de l'OMS,
du SECO et d'autres en faveur de l'allaitement exclusif pendant six mois - et, d'autre part, la
nécessité de reprendre une activité professionnelle après quatorze semaines, dans un monde du
travail souvent peu enclin à favoriser l'allaitement. La plupart des mères arrêtent d'ailleurs d'allaiter,
parfois à contrecoeur, au moment de reprendre le travail. Ne pas avoir l'assurance d'être payées
durant les pauses d'allaitement peut être un problème pour certaines d'entre elles qui touchent un
salaire peu élevé. C'est pourquoi certains cantons se sont décidés en faveur d'une rémunération des
pauses d'allaitement. Les cantons, à une très large majorité, par 18 voix contre 2, se sont déclarés
favorables à un changement dans ce sens au niveau fédéral, dans le cadre de la procédure de
consultation sur l'avant-projet. Un tel changement offrirait aux femmes une sécurité juridique sur
cette question. A elles ensuite de s'arranger sur le plan pratique. 
On peut certes déplorer que ce changement se fasse sous la pression de l'extérieur, en l'occurrence
de cette convention, mais ce n'est sans doute ni la première ni la dernière fois. Et surtout, c'est le
résultat final qui compte soit, en l'occurrence, une réglementation qui, en favorisant l'allaitement,
favorise la conciliation des vies familiale et professionnelle, mais aussi et surtout la santé des enfants
et de leurs mères et donc la santé publique. 
La protection de la santé est la première des six rubriques de la Convention no 183 de l'OIT, laquelle
veut assurer une protection étendue à toutes les femmes salariées, y compris

AB 2012 S 1172 / BO 2012 E 1172
à celles qui se trouvent dans des situations de travail atypiques. Par cette convention, l'OIT invite à
prendre acte de la nécessité d'assurer la protection de la maternité "en tant que responsabilité
partagée des pouvoirs publics et de la société". Ce texte a été ratifié à ce jour par 26 Etats. Ce
nombre relativement faible s'explique par le fait que beaucoup de pays, notamment les pays
nordiques, disposent - si j'ose dire - d'un système trop généreux, qui va beaucoup plus loin que ce
que demande la convention. Et ces pays ne voudraient pas subir de pressions visant à diminuer le
niveau de protection offert par leurs législations nationales respectives. Dans d'autres pays au
contraire, il n'y a tout simplement pas de système de sécurité sociale. Ce n'est heureusement pas le
cas en Suisse, qui a maintenant atteint un niveau honorable en matière de protection de la maternité
et qui, en rejoignant les premiers Etats parties à cette convention, donnerait un signal positif sur le
plan international. 
C'est en tous les cas ce qu'a estimé le Conseil national qui, par 101 voix contre 56, a adopté ce
projet le 27 septembre dernier, suivant aussi en cela le Conseil fédéral. 
La commission vous invite, par 5 voix contre 2 et 2 abstentions, à en faire de même aujourd'hui. 

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Der Bundesrat empfiehlt Ihnen, der Vorlage und damit
der Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz zuzustimmen. Der
Bundesrat ist der Auffassung, dass für die Ratifikation dieses Übereinkommens eine Revision von
Artikel 60 Absatz 2 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz ausreicht. Das geltende Recht der Schweiz
entspricht den Bestimmungen des Übereinkommens Nr. 183 weitestgehend. Die einzige Ausnahme
ist die Frage der Entlöhnung von Pausen für stillende Frauen; diese Frage ist weder im öffentlichen
noch im privaten Arbeitsrecht geregelt. Es gibt also keine Rechtsprechung des Bundesgerichtes, die
eine Beantwortung dieser Frage erlauben würde. Deshalb beantragt der Bundesrat eine Anpassung
von Artikel 60 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz. 
Wenn Sie so beschliessen, wird mein Departement damit beauftragt, einen Entwurf zur Regelung in
der genannten Verordnung zu erarbeiten - natürlich in enger Zusammenarbeit mit der
Eidgenössischen Arbeitskommission und den Sozialpartnern. Der Bundesrat wird das
Übereinkommen erst dann ratifizieren, wenn die nötige Revision der Verordnung abgeschlossen ist.
Dies ist für die erste Hälfte 2013 vorgesehen. Es hat eine kleine Verzögerung gegeben, aber die
Anpassung sollte im Jahr 2013 möglich sein. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entrée en matière est décidée sans opposition 

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 der Internationalen
Arbeitsorganisation über den Mutterschutz 
Arrêté fédéral portant approbation de la Convention no 183 de l'Organisation internationale du
travail sur la protection de la maternité 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Art. 1-3 
Antrag der Kommission 

http://www.admin.ch/br/dokumentation/mitglieder/details/index.html?id=136


Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et préambule, art. 1-3 
Proposition de la commission 
Adhérer à la décision du Conseil national 

Angenommen - Adopté 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes ... 33 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(5 Enthaltungen) 

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Ich habe gut gezählt: Es sind genau 60 Jahre. Unser
Stimmenzähler Pankraz Freitag hat heute Geburtstag. Herzliche Gratulation! (Beifall) 
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14.12.2012 09:53:14Abstimmung vom / Vote du:

Schlussabstimmung
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8412

Pa.Iv. Maury Pasquier. Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz: Bundesbeschluss über die 
Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 der Internationalen Arbeitsorganisation über den Mutterschutz (2000)
Iv.pa. Maury Pasquier. Ratification de la Convention no 183 de l'OIT sur la protection de la maternité: Arrêté fédéral portant 
approbation de la convention no 183 de l'Organisation internationale du Travail sur la protection de la maternité (2000)

07.455-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 24 9 12 14 18 44 1 1 123
= Nein / non / no 4 8 52 64
o Enth. / abst. / ast. 2 3 2 7
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 1 2
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kessler + GL SG Rickli Natalie % V ZH
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Kiener Nellen + S BE Riklin Kathy + CE ZH
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Killer Hans = V AG Rime = V FR
Allemann + S BE Fluri = RL SO Knecht = V AG Ritter + CE SG
Amarelle + S VD Français + RL VD Landolt + BD GL Romano + CE TI
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Lehmann + CE BS Rossini + S VS
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Leuenberger-Genève + G GE Rösti = V BE
Amstutz = V BE Fridez + S JU Leutenegger Filippo = RL ZH Roth-Bernasconi + S GE
Aubert + S VD Galladé + S ZH Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi = V TI
Baader Caspar = V BL Gasche + BD BE Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Badran Jacqueline + S ZH Gasser + GL GR Lüscher + RL GE Rytz Regula + G BE
Barthassat * CE GE Geissbühler o V BE Lustenberger + CE LU Schelbert + G LU
Bäumle + GL ZH Germanier + RL VS Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Bertschy + GL BE Giezendanner = V AG Maire Jacques-André + S NE Schilliger = RL LU
Binder = V ZH Gilli + G SG Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Blocher = V ZH Glanzmann + CE LU Meier-Schatz + CE SG Schneeberger = RL BL
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Moret + RL VD Schneider Schüttel + S FR
Borer = V SO Gmür = CE SZ Mörgeli = V ZH Schneider-Schneiter + CE BL
Bortoluzzi = V ZH Gössi = RL SZ Moser + GL ZH Schwaab + S VD
Bourgeois % RL FR Graf Maya # G BL Müller Geri + G AG Schwander = V SZ
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Müller Leo + CE LU Semadeni + S GR
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Philipp + RL AG Sommaruga Carlo + S GE
Büchel Roland = V SG Gross Andreas % S ZH Müller Thomas = V SG Spuhler = V TG
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Walter + RL SG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder + BD BE Müller-Altermatt + CE SO Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind + CE JU Müri = V LU Steiert + S FR
Buttet o CE VS Guhl + BD AG Naef + S ZH Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Neirynck + CE VD Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Nidegger = V GE Teuscher + G BE
Caroni + RL AR Haller + BD BE Nordmann + S VD Thorens Goumaz + G VD
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Noser o RL ZH Tornare + S GE
Chevalley + GL VD Hassler + BD GR Nussbaumer + S BL Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Pantani + V TI Tschümperlin + S SZ
Darbellay + CE VS Heer = V ZH Pardini + S BE van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Parmelin = V VD Veillon = V VD
de Courten = V BL Hess Lorenz + BD BE Pelli + RL TI Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hiltpold + RL GE Perrin = V NE Vitali = RL LU
Egloff = V ZH Hodgers + G GE Pezzatti = RL ZG Vogler + CE OW
Eichenberger o RL AG Huber + RL UR Pfister Gerhard = CE ZG von Graffenried + G BE
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Ablauf der Referendumsfrist: 7. April 2013 

 
Bundesbeschluss 
über die Genehmigung des Übereinkommens Nr. 183 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
über den Mutterschutz (2000) 

vom 14. Dezember 2012 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf die Artikel 54 Absatz 1 und 166 Absatz 2 der Bundesverfassung1, 
nach Einsicht in den Bericht vom 10. November 20112 der Kommission für soziale  
Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates und 
in die Stellungnahme des Bundesrates vom 15. Februar 20123, 
beschliesst: 

Art. 1 
1 Das Übereinkommen Nr. 183 vom 15. Juni 20004 über den Mutterschutz (2000) 
wird genehmigt. 
2 Der Bundesrat wird ermächtigt, das Übereinkommen zu ratifizieren. 

Art. 2 
Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Staatsvertragsreferendum für Verträge, 
die wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den 
Erlass von Bundesgesetzen erfordert, nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Zif-
fer 3 der Bundesverfassung. 

Nationalrat, 14. Dezember 2012 Ständerat, 14. Dezember 2012 

Die Präsidentin: Maya Graf 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz 

Der Präsident: Filippo Lombardi 
Der Sekretär: Philippe Schwab 

Datum der Veröffentlichung: 28. Dezember 20125 
Ablauf der Referendumsfrist: 7. April 2013 
  

  
1 SR 101 
2 BBl 2012 1797 
3  BBl 2012 1823 
4 SR …; BBl 2012 1815 
5 BBl 2012 9727 
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November 2013   

Erläuternder Bericht  
 

Änderung von Artikel 60 Absatz 2 der 
Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1) 
 

 

1 Ausgangslage  

Der gegenwärtig geltende Artikel 60 Absatz 2 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1; 
SR 822.111) regelt die Anrechnung der Stillzeit an die Arbeitszeit für stillende 
Arbeitnehmerinnen bis zum ersten Lebensjahr ihres Kindes. Die Stillzeit im Betrieb ist als 
Arbeitszeit anzurechnen. Verlässt die Arbeitnehmerin zum Stillen den Arbeitsort, ist die 
Hälfte dieser Abwesenheit als Arbeitszeit anzuerkennen. Die Frage nach der Entlöhnung der 
Stillpausen ist weder in dieser Verordnung noch im Arbeitsgesetz oder im Obligationenrecht 
explizit geregelt.  

Mit dem Bundesbeschluss vom 14. Dezember 2012 hat die Bundesversammlung die 
parlamentarische Initiative 07.455 Maury Pasquier1 angenommen und den Bundesrat 
ermächtigt, das Übereinkommen Nr. 183 über den Mutterschutz (nachfolgend Ü 183)2 der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu ratifizieren. Der Bundesrat kann das Ü 183 aber 
erst ratifizieren, wenn das Schweizer Recht in Einklang ist mit den Bestimmungen des 
Übereinkommens. Dazu braucht es aber eine Anpassung der Verordnung 1 zum 
Arbeitsgesetz. Denn Artikel 10 des Ü 183 schreibt die Gewährung von bezahlten Stillpausen 
vor. 

Die materiellen Änderungen der ArGV 1 sind somit notwendig, um die Rechtssicherheit zu 
gewährleisten und das positive Schweizer Recht mit Art. 10 des Ü 183 in Übereinstimmung 
zu bringen. Aus den parlamentarischen Diskussionen kann entnommen werden, dass das 
Parlament und der Bundesrat die Bestimmungen in Art. 60 ArGV 1 über die Anrechnung der 
Stillzeit als Arbeitszeit nicht in Frage stellen. Sie möchten lediglich präzisiert haben, dass die 
Stillzeit für die dem Arbeitsgesetz (ArG; SR 822.11) unterstellten Kategorien von 
Arbeitnehmerinnen entlöhnt werden sollen. Das SECO hat den Auftrag erhalten, diese 
Anpassung vorzunehmen. Es hat die Revisionsarbeiten zu Art. 60 Abs. 2 ArGV 1 in Angriff 
genommen und nach Konsultation der Sozialpartner den vorliegenden Vorschlag erarbeitet. 

                                                 

1 07.455: Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz 
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20070455   
2 http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/1815.pdf  
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Dieser leitet in zwei Punkten einen Systemwechsel ein: Erstens wird auf die Unterscheidung 
zwischen der anrechenbaren Stillzeit als Arbeitszeit, je nachdem ob das Stillen im Betrieb 
oder ausserhalb davon stattfindet, aufgehoben. Zweitens wird der Arbeitgeber neu in einem 
definierten Umfang für die für das Stillen aufgewendete Zeit verpflichtet, die Arbeitnehmerin 
zu entlöhnen. Diese Lösung stützt sich auf die in unseren Nachbarländern geltenden 
Regelungen. Sie ist konform mit Art. 10 des Ü 183. 

2 Erläuterung der Änderung von Art. 60 Abs. 2 ArGV 1 

Im ersten Satz von Art. 60 Abs. 2 ArGV 1 wird als Grundsatz festgehalten, dass die Mütter 
das Recht haben zu stillen und ihnen in jedem Fall die erforderliche Zeit zum Stillen zu 
gewähren ist. Dem Stillen wird das Milch Abpumpen ausdrücklich gleichgestellt. Dies 
entspricht der bereits heute geltenden Praxis.  

Der zweite Satz hält fest - wie bereits der geltende Art. 60 Abs. 2 ArGV 1 - dass sich der 
Anspruch auf Anrechnung an die bezahlte Arbeitszeit  auf das Stillen von Kindern im ersten 
Lebensjahr beschränkt. Gemäss der allgemeinen IAO-Praxis zur Umsetzung von Artikel 10 
des Ü 183 entspricht die Beschränkung auf das erste Lebensjahr den Bestimmungen des 
Ü 183. Die Kontrollorgane der IAO berufen sich dabei auf die Resolution der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) zur Ernährung von Säuglingen und Kleinkindern.  

Der zweite Satz legt auch die minimale Zeit fest, die als bezahlte Arbeitszeit anzurechnen ist.  
Grundsätzlich und insbesondere wenn die physiologischen Bedürfnisse des Kindes dies 
erfordern, können die Arbeitgeber mit den direkt betroffenen Arbeitnehmerinnen natürlich 
nach wie vor andere über das Minimum, von Buchstabe a, b und c hinausgehende 
Abmachungen zur Bezahlung von Stillzeitzeiten treffen oder eine tägliche Verkürzung der 
Arbeitszeit vereinbaren. 

Gemäss der für die Schweiz zur Verfügung stehenden Daten ist die Dauer, während der 
Mütter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Kinder weitgehend durch Stillen ernähren, 
erfahrungsgemäss relativ kurz. Sie beträgt für die meisten rund zwei Monate, wobei die 
Medianstilldauer je nach Regionen in der Schweiz zwischen 10 und 16 Wochen variiert. 
Nach dem Mutterschaftsurlaub von 14 Wochen stillen rund 25 000 erwerbstätige Frauen ihre 
Kinder noch vollständig und knapp 8 000 noch teilweise. Nach neun Monaten stillen noch 
rund 14 000 dieser Mütter ihre Kinder teilweise. Angesichts dieser geringen Zahl bereitet es 
keine Probleme, die Stillzeit als Arbeitszeit anzurechnen und die Kosten für die Arbeitgeber 
halten sich auf einem geringen Niveau.  

Die neue Bestimmung definiert die den Müttern für das Stillen als bezahlte Arbeitszeit zu 
gewährende Dauer genau: Bei einer täglichen Arbeitszeit bis zu 4 Stunden beträgt die Dauer 
der zu bezahlenden Stillzeiten 30 Minuten, bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 4 
Stunden beträgt sie 60 Minuten und bei einer Arbeitsdauer von mehr als 7 Stunden beträgt 
die zu bezahlende Stillzeit 90 Minuten. Diese können als eine oder mehrere Stillzeiten 
bezogen werden. Diese Zeiten gelten für jedes Kind. 

Damit wird eine für alle Beteiligten klare Regelung getroffen. Zudem hat man sich an 
Lösungen orientiert, wie sie in mit der Schweiz vergleichbaren Nachbarstaaten gelten. In 
Deutschland, Österreich und Luxemburg z.B. sieht die Gesetzgebung bei einer täglichen 
Arbeitszeit von mehr als 8 Stunden die Möglichkeit von einer oder zwei Stillpausen im 
Umfang von insgesamt 90 Minuten pro Arbeitstag vor. Bei geringerer Stundenzahl verringert 
sich der Anspruch auf 60 Minuten (Deutschland) bzw. auf 45 Minuten (Österreich), sofern die 
tägliche Arbeitszeit viereinhalb Stunden übersteigt. In den Niederlanden haben stillende 
Mütter sogar bis zum neunten Monat des Kindes das Recht auf so viele Pausen, die sie 
benötigen, solange sie ein Viertel der Arbeitszeit nicht übersteigt. Österreich, Luxemburg, 
Italien und die Niederlande haben das Ü 183 ratifiziert und die Kontrollorgane der IAO haben 
keine Vorbehalte bezüglich der Konformität der in diesen vier Ländern geltenden 
Gesetzgebungen geäussert.  
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Weil zudem in der Schweiz, gemäss den Daten des Bundesamtes für Statistik, die grosse 
Mehrheit der erwerbstätigen Frauen mit Kindern von 0 bis 6 Jahren Teilzeit arbeiten, wird ein 
nach Arbeitszeit abgestuftes Modell vorgesehen, das auch für kleine Pensen einen Anspruch 
auf eine minimale, bezahlte Stillzeit gibt, damit teilzeitbeschäftigte Mütter gegenüber 
vollzeitbeschäftigten nicht benachteiligt werden. 



2013–...... 1 

Verordnung 1 
zum Arbeitsgesetz 
(ArGV 1)  
Änderung vom ... 

 
Der Schweizerische Bundesrat 
verordnet:  
I 

Die Verordnung 1 vom 10. Mai 20001 zum Arbeitsgesetz wird wie folgt geändert: 

Art. 60 Abs. 2   
2 Stillenden Müttern sind die für das Stillen oder für das Abpumpen von Milch erforderlichen Zeiten freizugeben. Davon wird im 
ersten Lebensjahr des Kindes als bezahlte Arbeitszeit angerechnet:  
 a. bei einer täglichen Arbeitszeit von bis zu 4 Stunden: mindestens 30 Minuten; 
 b. bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 4 Stunden: mindestens 60 Minuten; 
 c. bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 7 Stunden: mindestens 90 Minuten. 

II 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

… Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Der Bundespräsident: Ueli Maurer 
 Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 

  

 
1 SR 822.111 
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1 Ausgangslage 
Mit Bundesbeschluss vom 14. Dezember 2012 hat die Bundesversammlung die 
parlamentarische Initiative 07.455 Maury Pasquier1 angenommen und den Bundesrat 
ermächtigt, das IAO-Übereinkommen Nr. 183 über den Mutterschutz2 (nachfolgend Ü 183) 
zu ratifizieren. Der Bundesrat kann das Ü 183 jedoch erst ratifizieren, wenn das Schweizer 
Recht in Einklang ist mit dessen Bestimmungen. Dazu braucht es indes eine Anpassung der 
Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz, denn Artikel 10 des Ü 183 schreibt die Gewährung von 
bezahlten Stillpausen vor. 

Der gegenwärtig geltende Artikel 60 Absatz 2 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (ArGV 1; 
SR 822.111) regelt die Anrechnung der Stillzeit an die Arbeitszeit für stillende 
Arbeitnehmerinnen bis zum Ende des ersten Lebensjahres ihres Kindes. Die Stillzeit im 
Betrieb ist als Arbeitszeit anzurechnen. Verlässt die Arbeitnehmerin zum Stillen den 
Arbeitsort, ist die Hälfte dieser Abwesenheit als Arbeitszeit anzuerkennen. Die Frage nach 
der Entlöhnung der Stillpausen ist weder in dieser Verordnung noch im Arbeitsgesetz oder 
im Obligationenrecht explizit geregelt. 

Das SECO hat den Auftrag erhalten, die Anpassung der Verordnung vorzunehmen. Es hat 
die Revisionsarbeiten zu Artikel 60 Absatz 2 ArGV 1 in Angriff genommen und nach 
Konsultation der Sozialpartner den vorliegenden Vorschlag erarbeitet. 

Dieser leitet in zwei Punkten einen Systemwechsel ein: Erstens wird die Unterscheidung 
zwischen der anrechenbaren Stillzeit als Arbeitszeit, je nachdem ob das Stillen im Betrieb 
oder ausserhalb davon stattfindet, aufgehoben. Zweitens wird der Arbeitgeber neu 
verpflichtet, die Arbeitnehmerin in einem definierten Umfang für die für das Stillen 
aufgewendete Zeit zu entlöhnen. Diese Lösung stützt sich auf die in unseren 
Nachbarländern geltenden Regelungen. Sie ist konform mit Artikel 10 des Ü 183. 

Am 5. November 2013 hat das SECO das Anhörungsverfahren über die Änderung der 
ArGV 1 eröffnet, das bis am 17. Januar 2014 dauerte. 

2 Anhörungsteilnehmende 
Insgesamt haben 65 Akteure aus verschiedenen Bereichen zur Revisionsvorlage Stellung 
genommen. Sie sind im Anhang mit den entsprechenden und hier verwendeten 
Abkürzungen aufgelistet. 

                                                
1 07.455 Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz 
http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20070455 
2 http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/1815.pdf 

 

http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20070455
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3 Allgemeine Beurteilung 
Die grosse Mehrheit der Anhörungsteilnehmenden befürwortet die Änderungsvorlage 
oder zumindest die allgemeine Stossrichtung der Revision. 
Die grosse Mehrheit der Kantone, alliance F, SVF-ADF, SKG, SVAMV, EFS, Post Beijing 
und Pro Familia Schweiz befürworten die Revisionsvorlage. Die Akteure aus dem 
Gesundheits- sowie dem Gewerkschaftsbereich unterstützen die allgemeine Stossrichtung 
der Änderungsvorlage. 

Bezüglich der Stillzeiten halten die Mehrheit der Akteure aus dem Gesundheitsbereich, 
CSS Versicherung, Travail.Suisse und Syna die in der Revisionsvorlage vorgeschlagene 
Dauer der Stillzeiten für ungenügend. Für gewisse Anhörungsteilnehmende aus dem 
Gesundheits- und dem Gewerkschaftsbereich ist wichtig zu betonen, dass es sich dabei nur 
um die Mindestdauer handelt und dass längere bezahlte Stillpausen vorgesehen werden 
können. Für Hausärzte Schweiz sowie SGP stellen die vorgeschlagenen Stillpausen einen 
annehmbaren Kompromiss dar; alliance F, EFS und Post Beijing halten sie für angemessen. 

Bezüglich der Räumlichkeiten zum Stillen sind SVDE, BSS, SVM, SHV, SSFS, NGO-
Allianz, Public Health Schweiz, CSS Versicherung, FMH und Gesundheitsförderung Schweiz 
der Ansicht, dass die Infrastruktur und die Räumlichkeiten, die der Arbeitnehmerin zum 
Stillen zur Verfügung zu stellen sind, gewisse Mindestanforderungen erfüllen müssen. 
Entsprechend bringen die meisten dieser Organisationen diesbezüglich einen 
Änderungsvorschlag ein. 

BS, VS und Angestellte Schweiz wollen zumindest in der Wegleitung genauer geklärt haben, 
welche Regelung bei Mehrlingsgeburten gilt. Für TI und GR müssen die finanziellen 
Auswirkungen für die Betriebe noch genauer untersucht werden oder hätten bereits 
untersucht werden müssen. 

Travail.Suisse und Syna verlangen auch im neuen Wortlaut wie bisher die Präzisierung, dass 
die Stillzeit weder nachgeholt noch an andere Ruhezeiten angerechnet werden darf. 

 

Die Arbeitgeberorganisationen lehnen die Revisionsvorlage in ihrer aktuellen Form ab 
oder sind der Ansicht, dass sie restriktiver sein sollte. Bezüglich der vorgeschlagenen 
Stillzeiten sind sie der Meinung, dass die Vorlage deutlich zu weit geht und dass nicht von 
Mindestzeiten gesprochen werden sollte. SAV, FER, SGV, VELEDES, hotelleriesuisse, CP 
und GastroSuisse machen entsprechende Änderungsvorschläge. Drei Kantone (GR, GL und 
SH) sind ebenfalls der Ansicht, dass die Dauer der vorgeschlagenen Stillzeiten zu lang ist. 

Gemäss SAV, FER, SGV, CP und hotelleriesuisse sollte nur die Stillzeit im Betrieb (oder 
gemäss SAV, FER und SGV auch in einem Raum in der Nähe des Betriebs) als bezahlte 
Stillzeit angerechnet werden. Gemäss GastroSuisse sollte präzisiert werden, dass die 
bezahlte Stillzeit nur in Ausnahmefällen ausserhalb des Betriebs absolviert werden darf. 

Die SVP und die Migros lehnen die Revisionsvorlage kategorisch ab.  

 

In formaler Hinsicht melden zwei Kantone (VD, LU) sowie drei Arbeitgeberorganisationen 
(hotelleriesuisse, CP und senesuisse) Zweifel an oder äussern sich ablehnend dazu, dass 
die Entlöhnung der Stillzeit in Artikel 60 Absatz 2 ArGV 1 geregelt werden sollte bzw. wird. 
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4  Stellungnahmen 

4.1  Kantone und interkantonale Verbände 

4.1.1   Allgemeine Bemerkungen 

Alle Kantone haben an der Anhörung teilgenommen und die grosse Mehrheit befürwortet die 
Revision. Als Gründe dafür nennen sie den Gesundheitsschutz, die Klarheit und 
Verhältnismässigkeit der neuen Bestimmung, die bessere Anwendbarkeit in der Praxis und 
die Tatsache, dass die neue Regelung zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
beiträgt. Zudem begrüssen die Kantone, dass nicht mehr zwischen Stillen im Betrieb und 
Stillen ausserhalb des Betriebs unterschieden wird und dass Stillen und Abpumpen neu als 
gleichwertig betrachtet wird. IVA und VSAA befürworten die Revision, da sie eine klare 
Regelung schaffe. Insbesondere sorge das vorgeschlagene Modell bezüglich des Anspruchs 
auf Stillzeiten dafür, dass teilzeitarbeitende Mütter gegenüber vollzeitarbeitenden Müttern 
nicht benachteiligt werden. 

GR hält die neue Bestimmung für nicht restlos befriedigend, ist aber der Meinung, dass über 
den Umstand, dass in der Schweiz gewisse Stillpausen von Arbeitnehmerinnen durch die 
Arbeitgeber zu bezahlen sind, nicht mehr zu debattieren sei, da Einigkeit über die Ratifikation 
des internationalen Übereinkommens herrsche. Dennoch sieht der Kanton GR nicht vollends 
ein, weshalb die Arbeitgeber diese sozial- und gesundheitspolitische Massnahme finanzieren 
müssen. GL befürwortet zwar die Ratifikation des internationalen Übereinkommens, gibt aber 
zu bedenken, dass ein einheitlicher und korrekter Vollzug nur erreicht werden könne, wenn 
Gesetzes- oder Verordnungstexte eine klare Abgrenzung ermöglichen. Dies sei bei der 
Revisionsvorlage nicht gewährleistet, da nur Mindestzeiten definiert werden. 

In formaler Hinsicht zeigt sich die VD erstaunt darüber, dass eine Änderung von dieser 
Tragweite nur zu einer neuen Bestimmung auf Verordnungsebene führt und nicht ins ArG 
aufgenommen wird. LU macht präjudizielle Bedenken bezüglich der expliziten Nennung des 
Entlöhnungsanspruchs geltend, denn von bezahlter Arbeitszeit zu sprechen sei für das ArG 
systemfremd. 

4.1.2  Spezifische Bemerkungen 

Obwohl der Kanton VD die Revisionsvorlage insgesamt unterstützt, bedauert er 
insbesondere, dass die Frage der Anrechenbarkeit der für den Weg zwischen dem Arbeits- 
und dem Stillort benötigten Zeit nicht geregelt ist, was bei der Umsetzung zu ernsthaften 
Schwierigkeiten führen könnte. 

Das TI befürwortet die Revisionsvorlage, schlägt jedoch vor, die Frage der wirtschaftlichen 
Folgen für die Unternehmen und die Wirtschaft im Allgemeinen noch vor dem Inkrafttreten 
der neuen Bestimmung genauer zu prüfen. Dies sei besonders für die Kantone, die wie das 
TI viele weibliche Angestellte beschäftigen, ein zentraler Punkt. Nach Ansicht des Kantons 
GR hätten die finanziellen Folgen bereits im erläuternden Bericht aufgezeigt werden müssen. 

BS und VS sind der Meinung, dass entweder direkt in Artikel 60 Absatz 2 ArGV 1 (VS) oder 
zumindest in der Wegleitung (BS) präzisiert werden muss, wieviel Zeit bei Mehrlingsgeburten 
gewährt werden muss. Gemäss dem Kanton VS sollte zudem geklärt werden, wie 
vorzugehen ist, wenn eine Mutter zum Stillen mehr Zeit als die vorgesehene Minimaldauer 
braucht. 

ZG verlangt eine Ergänzung der neuen Bestimmung, wonach stillenden Müttern während der 
regulären Arbeitszeit die für das Stillen oder für das Abpumpen von Milch erforderlichen 
Zeiten freizugeben sind. Gemäss dem Kanton ZG sollte das Stillen oder Abpumpen von 
Muttermilch zu Hause vor Arbeitsantritt oder nach Arbeitsende nicht als bezahlte Arbeitszeit 
angerechnet werden können. Zudem gibt er zu bedenken, dass es zu erheblichen Kosten 



520/2005/02540 \ COO.2101.104.4.27243 6/14 
 

führen würde, wenn eine Frau bei über 7 Stunden Arbeitszeit einen Anspruch von minimal 
90 Minuten bezahlter Stillzeit geltend machen kann. 

4.1.3 Stillzeiten  

Für GR muss die Revision verhältnismässig sein. Der Kanton GR erachtet eine bezahlte 
Stillzeit von 60 Minuten für einen vollen Arbeitstag als ausreichend und fordert, dass in der 
neuen Bestimmung nur das Stillen im Betrieb als Arbeitszeit angerechnet wird. Entsprechend 
soll der Buchstabe c im neuen Wortlaut gestrichen werden und die Stillzeit soll bei einer 
täglichen Arbeitszeit von bis zu 5 Stunden neu 30 Minuten, bei einer täglichen Arbeitszeit 
von über 5 Stunden neu 60 Minuten betragen. Zudem verlangt GR eine Präzisierung, 
wonach nur die effektive Stillzeit als bezahlte Arbeitszeit angerechnet wird, wenn weniger 
Zeit zum Stillen erforderlich ist.  

SH fragt sich, weshalb bezüglich der Dauer der Stillpausen eine derart komplexe und 
weitgehende Lösung gewählt wurde. Der Einfachheit halber und um mehr Akzeptanz für 
bezahlte Stillzeiten auf Seiten der Arbeitgeber zu gewinnen, schlägt SH vor, bei halbtägiger 
Beschäftigung (bis zu 5 Stunden) eine minimale Stillzeit von 30 Minuten und bei ganztägiger 
Beschäftigung (über 5 Stunden) eine minimale Stillzeit von 60 Minuten festzulegen. 

Um einen korrekten und einheitlichen Vollzug zu gewährleisten, verlangt GL, dass in der 
Revisionsvorlage das Wort «mindestens» durch «maximal» ersetzt wird. Als Alternative 
könnte auch eine absolute Dauer von 30, 60 bzw. 90 Minuten festgesetzt werden. 

 

4.2  Gesundheit und Arbeitshygiene 

4.2.1 Allgemeine Bemerkungen 

Alle Anhörungsteilnehmenden aus der Gesundheitsbereich befürworten die allgemeine 
Stossrichtung der Revision. Generell wird sie als notwendige Ergänzung zur bestehenden 
Regelung betrachtet. In ihren Stellungnahmen bringen die Akteure aus dem 
Gesundheitsbereich zum Ausdruck, dass das Stillen für sie Teil der öffentlichen 
Gesundheitsförderung sei, da es nachweislich viele gesundheitliche Vorteile für Mutter und 
Kind mit sich bringe. Zudem habe das Stillen positive Auswirkungen auf die Entwicklung der 
Gesundheitskosten, da gestillte Kinder unter einem Jahr weniger häufig erkranken als nicht 
gestillte Kinder. Dies führe zu weniger Absenzen der Eltern am Arbeitsplatz und bringe auch 
dem Arbeitgeber einen Nutzen. Stillen sei zudem eine Frage der Chancengleichheit, denn 
durch das Stillen werde auch sozial schwächeren Kindern ein guter Start ins Leben 
ermöglicht. Einige Anhörungsteilnehmende machen geltend, dass die klare Regelung der 
Entlöhnung der Stillzeit dazu beitragen könne, dass länger gestillt wird, was für die 
Gesundheit von Mutter und Kind positiv sei. Begrüsst werden des Weiteren vor allem die 
Aufhebung der Unterscheidung zwischen Stillen im Betrieb und ausserhalb des Betriebs 
sowie die Festlegung der Stilldauer im Verhältnis zur täglichen Arbeitszeit. 

Sieben Organisationen, die sich für die Förderung des Stillens einsetzen (SVDE, BSS, SVM, 
SHV, SSFS, NGO-Allianz und Public Health Schweiz), sowie die CSS Versicherung sind der 
Ansicht, dass die Revision zu wenig weit geht und unterbreiten einen gemeinsamen 
Änderungsvorschlag (siehe Ziffer 2.2 und 2.3). 

Eine Anhörungsteilnehmerin unterstützt die Revisionsvorlage in der vorgeschlagenen 
Version (suissepro). Die SUVA als Durchführungsorgan des UVG und nicht 
Aufsichtsbehörde des ArG fühlt sich von der vorliegenden Revision nicht direkt betroffen, 
weist jedoch darauf hin, dass sie als Arbeitgeberin grossen Wert auf den Mutterschutz lege 
und dass die vorgeschlagene Revision die Grundsätze für Gewährung und Entschädigung 
der Stillpausen in einer Weise festhalte, wie sie bei der SUVA bereits gehandhabt würden. 
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4.2.2 Stillzeiten  

SVDE, BSS, SVM, SHV, SSFS, NGO-Allianz und Public Health Schweiz betonen, dass bei 
der Errechnung der Stilldauer berücksichtigt werden müsse, dass einerseits die Distanz 
zwischen dem Arbeitsplatz und den für das Stillen zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten 
je nach Branche und Betrieb sehr unterschiedlich sein könne und dass es andererseits 
Arbeitsplätze gebe, bei denen man sich vor dem Stillen umziehen muss. Um diesen 
Aspekten Rechnung zu tragen, verlangen die genannten Organisationen eine Verlängerung 
der Stillzeiten und schlagen folgende Regelung vor: Mindestens 40 Minuten bei einer 
täglichen Arbeitszeit von bis zu 4 Stunden, zweimal mindestens 40 Minuten bei einer 
täglichen Arbeitszeit von mehr als 4 Stunden und dreimal mindestens 40 Minuten bei einer 
täglichen Arbeitszeit von mehr als 7 Stunden. CSS Versicherung fordert die gleichen 
Stillzeiten. 

Gemäss Gesundheitsförderung Schweiz sollte in der neuen Regelung darauf hingewiesen 
werden, dass sie als Minimumstandard zu verstehen ist und von privaten sowie öffentlichen 
Betrieben mit freiwilligen Massnahmen ergänzt werden sollte. 

Hausärzte Schweiz und die SGP sind der Ansicht, dass die vorgesehene Regelung die 
Bedürfnisse der Mehrheit der betroffenen Kinder und Mütter abdeckt und somit einen 
akzeptablen Kompromiss darstellt. Für alle anderen Fälle zählen diese Organisationen auf 
das Verständnis der Arbeitgeber und auf ihre Bereitschaft, falls nötig längere Stillzeiten zu 
gewähren.  

4.2.3 Räumlichkeiten zum Stillen oder Abpumpen von Muttermilch 

Für SVDE, BSS, SVM, SHV, SSFS, NGO-Allianz, Public Health Schweiz sowie 
CSS Versicherung ist es äusserst wichtig, dass bezüglich der zum Stillen zur Verfügung zu 
stellenden Infrastruktur und Räumlichkeiten gewisse Mindeststandards vorgegeben werden. 
Entsprechend erwarten diese Organisationen folgende Ergänzung von Artikel 60 Absatz 2 
ArGV 1: «Der Arbeitgeber stellt Räumlichkeiten mit folgenden Minimalanforderungen zur 
Verfügung: Ruhiges, sauberes Zimmer mit Privatsphäre, abschliessbar, mit Sichtschutz, 
Lavabo, bequeme Sitzgelegenheit, Zugang zu einem Kühlschrank und Wickelgelegenheit.» 
Zwei weitere Anhörungsteilnehmende (FMH, Gesundheitsförderung Schweiz) schliessen 
sich dieser Haltung an, ohne jedoch einen konkreten Vorschlag zu formulieren. 

Die Stellungnahme der FMH stützt sich auch auf die Rückmeldungen des VSAO, der 
Hausärzte Schweiz, der SGGG und der kantonalen Ärztegesellschaften der Kantone SO, VS 
und NW/OW. 

 

4.3  Arbeitnehmerorganisationen 

4.3.1  Allgemeine Bemerkungen 

Die sechs Anhörungsteilnehmenden dieser Gruppe befürworten die Änderungsvorlage. 
KV Schweiz begrüsst sowohl die Klärung als auch die Verbesserung der bisherigen 
Rechtslage und erachtet die vorgeschlagene Änderung als akzeptabel, auch wenn es im 
Vergleich mit den umliegenden Ländern noch bessere Lösungen gegeben hätte. Wie auch 
SGB ist KV Schweiz der Ansicht, dass die neue Bestimmung die bessere Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie fördert und somit auch gesamtgesellschaftlich positive Auswirkungen 
haben wird. SGB begrüsst ausdrücklich, dass auch Frauen im Teilzeitarbeitsverhältnis von 
bezahlten Stillpausen profitieren können. SBLV stimmt der Revisionsvorlage vollumfänglich 
zu. Syna begrüsst, dass die neue Bestimmung auch die Zeit für das Abpumpen von 
Muttermilch miteinschliesst, und sieht die Gewährung von bezahlten Stillpausen als einen 
wichtigen Schritt für den Gesundheitsschutz stillender Mütter und ihrer Kinder.  
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Für Angestellte Schweiz, Syna und Travail.Suisse ist insbesondere die Aufhebung der 
Unterscheidung zwischen Stillen im Betrieb und ausserhalb des Betriebs positiv zu werten. 

SGB hält die Änderungsvorlage für sehr moderat, da sie nur das erste Lebensjahr des 
Kindes betrifft. Deshalb erwartet der SGB in der Wegleitung zu der neuen Bestimmung einen 
Hinweis, wonach in Einzel- oder Kollektivarbeitsverträgen bzw. in Reglementen längere 
Perioden abgemacht werden können. 

4.3.2 Stillzeiten  

Angestellte Schweiz befürwortet die vorgeschlagene Lösung, fordert jedoch in Bezug auf die 
Stillzeiten auch die Festlegung eines Maximums, um Probleme bei der praktischen 
Umsetzung zu vermeiden. Als Maximum könnte ein Viertel der Arbeitszeit festgesetzt 
werden, wie dies im holländischen System der Fall ist. Zudem erwartet Angestellte Schweiz, 
dass direkt im Verordnungstext geklärt wird, ob die Stillzeit jeweils pro Kind zu verstehen ist. 

SGB und Syna verlangen zumindest in der Wegleitung zu der neuen Bestimmung einen 
Hinweis darauf, dass der Arbeitgeber auch längere bezahlte Stillpausen gewähren kann als 
in der Änderungsvorlage vorgesehen. Gemäss Travail.Suisse sollte in der Verordnung 
präzisiert werden, dass der Arbeitgeber während der Arbeitszeit die gesamte zum Stillen 
benötigte Zeit gewähren muss; auf diese Weise soll vermieden werden, dass die Dauer der 
bezahlten Stillzeit als die maximal zulässige Zeit zum Stillen ausgelegt wird. 

Sowohl für Travail.Suisse als auch für Syna muss der Zeitpunkt des Stillens durch die Mutter 
frei nach den Bedürfnissen des Kindes gewählt werden können. Bezahlte Stillzeiten sollen 
auch zu Beginn oder am Ende der Arbeitseinsätze erfolgen können. Diese Möglichkeit sollte 
direkt in der neuen Bestimmung erwähnt werden oder zumindest in der entsprechenden 
Wegleitung. Zudem sollte die neue Bestimmung den aktuell geltenden Wortlaut übernehmen, 
wonach die Stillzeit weder vor- noch nachgeholt und auch nicht anderen gesetzlichen Ruhe- 
oder Ausgleichsruhezeiten angerechnet werden darf. Schliesslich halten beide 
Organisationen die bezahlten Stillzeiten für ungenügend und schlagen abhängig von der 
täglichen Arbeitszeit (bis zu 4 Stunden, über 4 Stunden bzw. über 7 Stunden) 60, 90 bzw. 
120 Minuten vor. 

 

4.4  Andere Verbände und Organisationen  

4.4.1   Allgemeine Bemerkungen 

Alliance F, SVF-ADF, SKG, SVAMV, EFS, Post Beijing und Pro Familia Schweiz befürworten 
die Revisionsvorlage.  

SVF-ADF unterstützt die Änderungsvorlage vollumfänglich und spricht von einer 
empfehlenswerten Neuregelung zum Wohle von Mutter und Kind. 

SKG stellt sich klar hinter die Änderungsvorlage, da diese für Rechtssicherheit sorge, 
berufstätige Mütter konkret unterstütze und durch die Beseitigung einer Form der 
Lohndiskriminierung zur Gleichstellung von Mann und Frau beitrage. Das nach Arbeitszeiten 
abgestufte vorgesehene Modell biete den Vorteil, dass teilzeitbeschäftigte Mütter gegenüber 
vollzeitbeschäftigten Müttern nicht benachteiligt werden. Zudem werde die 
Berechnungsmethode vereinheitlicht und vereinfacht und das Modell entspreche der Praxis 
in den anderen europäischen Ländern, die das Übereinkommen unterzeichnet haben. Die 
SKG weist allerdings darauf hin, dass diese neue Bestimmung nicht für alle Mütter gelten 
werde (siehe Geltungsbereich des ArG), und befürchtet, dass Mütter, die von diesem Recht 
Gebrauch machen, sich exponieren könnten. Die SKG bedauert, dass der Kündigungsschutz 
für diese Mütter unzureichend ist. 

Für alliance F, EFS, Post Beijing, Pro Familia Schweiz und SVAMV sind die 
gesundheitlichen Aspekte des Stillens für Mutter und Kind enorm wichtig. Diese 
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Organisationen begrüssen ausdrücklich, dass auch teilzeitbeschäftigte Mütter Anrecht auf 
bezahlte Stillpausen haben, und sehen in der Aufhebung der Unterscheidung zwischen 
Stillen im Betrieb und ausserhalb des Betriebs eine bedeutende Verbesserung. Abgesehen 
von Pro Familia Schweiz betonen die oben genannten Organisationen, dass mit den 
bezahlten Stillpausen ein wichtiger Schritt in Richtung bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie getan wird, was sowohl der Qualität des Familienlebens als auch der Wirtschaft in 
Form einer gesteigerten Erwerbsquote zugute kommen werde. Für SVAMV ist die 
Entlöhnung der Stillpausen ein weiterer Schritt hin zur Schaffung einer zeitgemässen, 
zukunftsfähigen Arbeitswelt, welche die Betreuungspflichten und Pflegeaufgaben der 
Erwerbstätigen mitberücksichtigt. 

4.4.2 Stillzeiten 

Alliance F, EFS und Post Beijing fordern in der Wegleitung weiterhin den Hinweis, dass die 
Gewährung der Stillzeit obligatorisch ist und stillenden Müttern in jedem Fall die 
erforderlichen Zeiten freizugeben sind. Diese Organisationen gehen davon aus, dass die 
vorgesehenen 30 Minuten (siehe Buchstabe a) für eine tägliche Arbeitszeit von bis zu 
4 Stunden erfahrungsgemäss der Dauer entsprechen, die für eine zweckmässige und 
würdige Stillung von Babys notwendig ist. Generell halten sie die in der Revisionsvorlage 
vorgesehenen Stillzeiten für angemessen und sind überzeugt, dass damit eine pragmatische 
Lösung mit vertretbaren Kosten für die Arbeitgeber gefunden wurde. 
Gemäss SVAMV und Pro Familia Schweiz sollte in der Verordnung präzisiert werden, dass 
die für die Stillpausen gewährte Zeit nicht nachgeholt werden muss. Sie weisen ausserdem 
darauf hin, dass es sich bei der neuen Bestimmung lediglich um eine minimale Regelung 
handelt und sie deshalb erwarten, dass die SECO-Wegleitung zusätzlich einerseits auf die 
Bedeutung des Stillens für die Gesundheit der Kinder und andererseits auf den Umstand 
hinweist, dass in Einzel- und Kollektivarbeitsverträgen oder Reglementen weitergehende 
Regelungen vereinbart werden können. 

 

4.5  Arbeitgeberorganisationen 

4.5.1  Allgemeine Bemerkungen  

In formaler Hinsicht sind hotelleriesuisse und CP erstaunt darüber und senesuisse findet es 
sogar besonders stossend, dass die Frage der Entlöhnung auf Verordnungsstufe geregelt 
werden kann. Gemäss CP müsste dieser Punkt in einer eigenen Bestimmung des ArG 
geregelt werden und laut hotelleriesuisse sollte diese Frage wie bis anhin klar privatrechtlich 
oder allenfalls durch die Sozialpartner geregelt werden. Senesuisse lehnt die 
Revisionsvorlage kategorisch ab, unter Betonung, dass die Regelung wenn überhaupt in 
Artikel 324a OR erfolgen müsste. 

SAV, FER und GastroSuisse anerkennen die Notwendigkeit einer Revision von Artikel 60 
ArGV 1, sind aber wie alle anderen Arbeitgebervertreter der Ansicht, dass die 
vorgeschlagenen Bestimmungen zu weit gehen und man nicht von Mindestzeiten sprechen 
sollte. Hotelleriesuisse lehnt die Revisionsvorlage in ihrer vorgeschlagenen Form zwar ab, 
begrüsst aber, dass eine klare Regelung für die Stillpausen gesucht wird, da die bisherigen 
Bestimmungen zu zahlreichen Diskussionen geführt hätten und nicht praxistauglich seien. 
SGV lehnt die vorgeschlagene Lösung ab, da er sie als insgesamt nicht befriedigend 
beurteilt. Er fordert, dass auf eine Änderung von Artikel 60 Absatz 2 ArGV 1 verzichtet wird. 
Gemäss FER und SGV würde die vorgeschlagene Bestimmung für die Betriebe zu markant 
mehr Kosten führen. 

H+ weist darauf hin, dass Stillpausen heute in den Spitälern, Kliniken und Pflegeinstitutionen 
als ein untergeordnetes Problem betrachtet werden, und geht davon aus, dass minimale, 
bezahlte Stillpausen Begehrlichkeiten wecken und schliesslich kontraproduktiv sein könnten. 
Gemäss H+ müsste auch geklärt werden, wie bewiesen werden kann, dass gestillt wird, und 
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wie lange die Stillzeit in Anspruch genommen werden kann. Für H+ und senesuisse hätte die 
vorgeschlagene Regelung bedeutende Auswirkungen auf die Arbeitsorganisation. Gemäss 
senesuisse öffnen die vorgesehenen bezahlten Mindestzeiten Tür und Tor für zusätzliche 
Absenzen sowie Unklarheiten. Einerseits würden sich die heute benötigen Absenzen für das 
Stillen sicher deutlich verlängern, andererseits würden auch nicht-stillende Mütter diese 
bezahlte Abwesenheit geltend machen, ohne dass ihnen der Missbrauch nachweisbar ist. 
Senesuisse beantragt daher einen Verzicht auf die vorgeschlagene Neuregelung oder 
zumindest die Streichung der unklaren «mindestens»-Regelung. 

4.5.2 Stillzeiten 

Besonders für SAV und FER geht der Wortlaut der Vorlage weiter als die Empfehlung der 
Internationalen Arbeitsorganisation und die Bestimmungen in den anderen Ländern Europas. 
Bei einer Arbeitszeit von weniger als 4 Stunden eine halbe Stunde Stillpause vorzusehen sei 
unverhältnismässig und entspreche nicht einem physiologischen Bedürfnis des Kindes. Die 
Einführung einer solchen Pause von 30 Minuten werde dazu führen, dass keine Mütter mehr 
für die beliebten kurzzeitigen täglichen Einsätze eingestellt werden, solange sie noch stillen. 
Zudem sei nicht nachvollziehbar, weshalb bei 7 Stunden eine Grenze gesetzt werden soll 
(Buchstabe c), wo diese Grenze in den anderen Ländern Europas doch bei 8 Stunden liegt. 
Die massgebende tägliche Arbeitszeit sei auf 8 Stunden hinaufzusetzen. Dieser Forderung 
schliesst sich auch hotelleriesuisse an. SAV fragt sich sogar, ob der Buchstabe c nicht der 
Einfachheit halber gestrichen werden sollte, da Artikel 60 Absatz 1 ArGV 1 für schwangere 
Frauen und stillende Mütter bereits eine Beschränkung der täglichen Arbeitszeit auf 
9 Stunden vorsieht. 

SAV, FER und SGV verlangen eine Anpassung der Revisionsvorlage, sodass bei einer 
täglichen Arbeitszeit von über 4 Stunden ein Anspruch auf eine Pause von 30 Minuten und 
bei einer täglichen Arbeitszeit von über 8 Stunden ein Anspruch auf zwei Pausen von 
30 Minuten bestünde. VELEDES lehnt die Revisionsvorlage zwar grundsätzlich ab, sieht 
aber in diesen Begrenzungen eine angemessene Lösung. CP, hotelleriesuisse und SGV 
verlangen, dass der Buchstabe a der Revisionsvorlage gestrichen wird. CP schlägt vor, die 
bezahlte Stillzeit bei einer täglichen Arbeitszeit zwischen 4 und 7 Stunden auf höchstens 
30 Minuten und bei einer täglichen Arbeitszeit von über 7 Stunden auf höchstens 60 Minuten 
(oder zweimal 30 Minuten) zu beschränken. Hotelleriesuisse fordert eine bezahlte Stillzeit 
von mindestens 60 Minuten bei einer täglichen Arbeitszeit von über 4 Stunden und von 
mindestens 90 Minuten bei einer täglichen Arbeitszeit von über 8 Stunden. 

Sollten die vom SAV vorgeschlagenen Begrenzungen nicht angenommen werden, schlägt 
der Verband als Kompromiss bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 3 Stunden eine 
Pause von 30 Minuten, bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 6 Stunden zweimal 
30 Minuten und bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 8 Stunden zweimal 45 Minuten 
vor. 

GastroSuisse fordert die Streichung von Buchstabe c der Revisionsvorlage oder als 
Eventualantrag, dass die mindestens 90-minütige bezahlte Stillpause nur bei einem 
Vollzeitpensum zum Tragen komme. 

4.5.3 Aufhebung der Unterscheidung zwischen Stillen im Betrieb und ausserhalb des 
 Betriebs 

Gemäss SAV, FER und SGV sollte die neue Bestimmung ausdrücklich festhalten, dass 
Stillpausen nur dann bezahlt werden, wenn die Arbeitnehmerin im Betrieb oder in der Nähe 
des Betriebs stillt oder Muttermilch abpumpt. Auch CP und hotelleriesuisse verlangen einen 
expliziten Hinweis, dass nur die zum Stillen oder Muttermilch Abpumpen am Arbeitsplatz zur 
Verfügung gestellte Zeit bezahlt wird. Gemäss CP müssten die Stillpausen in der Mitte der 
Arbeitszeit stattfinden, wie dies auch bei den anderen im Arbeitsgesetz vorgesehenen 
Pausen der Fall ist. Laut GastroSuisse ist im Wortlaut der Verordnung zu präzisieren, dass 
das Stillen ausserhalb des Betriebs nur in Ausnahmefällen als bezahlte Stillzeit angerechnet 
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werden darf. Gemäss VELEDES und SGV muss die neue Regelung zudem festhalten, dass 
dem Arbeitgeber für das Stillen im Betrieb keine infrastrukturellen Zusatzaufwendungen 
entstehen dürfen. 

 

4.6 Weitere Stellungnahmen 

Migros ist der Ansicht, dass die Revisionsvorlage zu weit geht, und lehnt sie deshalb 
kategorisch ab. Die Praxis habe gezeigt, dass 60 Minuten Stillzeit pro Tag ausreichen. Mit 
der vorgeschlagenen Regelung seien kontraproduktive Folgen für Frauen im gebärfähigen 
Alter zu befürchten, da diese für den Arbeitsmarkt weniger attraktiv werden könnten. 

Die SVP lehnt die Revision mit der Begründung ab, sie stehe diametral im Widerspruch zu 
einer freiheitlichen, liberalen und durchaus bewährten sozialpartnerschaftlichen 
Wirtschaftspolitik. Solche Gesetze könnten sich sogar kontraproduktiv auswirken, da den 
Unternehmen staatliche Anreize auferlegt würden, keine Frauen im gebärfähigen Alter mehr 
einzustellen. Vor allem für kleine und mittlere Unternehmen sei eine solche Last nicht 
tragbar. 
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5  Anhang  

5.1   Liste der Anhörungsteilnehmenden 

Kantonale Behörden 

Regierungsrat des Kantons Aargau AG 

Landammann und Standeskommission des Kantons  
Appenzell Innerrhoden 

AI 

Departement Volks- und Landwirtschaft des Kantons 
Appenzell Ausserrhoden 

AR 

Regierungsrat des Kantons Bern BE 

Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft BL 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt BS 

Conseil d'Etat du Canton de Fribourg FR 

Conseil d'Etat du Canton de Genève GE 

Amt für Wirtschaft und Arbeit des Kantons Glarus GL 

Regierung des Kantons Graubünden GR  

Gouvernement du Canton du Jura JU 

Gesundheits- und Sozialdepartement des Kantons Luzern LU 

Conseil d'Etat du Canton de Neuchâtel NE 

Landammann und Regierungsrat des Kantons Nidwalden NW 

Volkswirtschaftsdepartement des Kantons Obwalden OW 

Volkswirtschaftsdepartement des Kantons Schaffhausen SH 

Volkswirtschaftsdepartement des Kantons St. Gallen SG 

Regierungsrat des Kantons Solothurn SO 

Volkswirtschaftsdepartement des Kantons Schwyz SZ 

Departement für Inneres und Volkswirtschaft des Kantons Thurgau TG 

Consiglio di Stato del Cantone Ticino TI 

Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Uri UR 

Département de l'économie et du sport du Canton de Vaud VD 

Département de la santé, des affaires sociales et de la culture du Canton du 
Valais 

VS 

Regierungsrat des Kantons Zug ZG 

Regierungsrat des Kantons Zürich ZH 
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Interkantonale Verbände 

Verband Schweizerischer Arbeitsmarktbehörden und 
Interkantonaler Verband für Arbeitnehmerschutz  

VSAA und IVA 

Parteien 

Schweizerische Volkspartei SVP 

Gesundheit und Arbeitshygiene 

Schweizerischer Verband diplomierter 
Ernährungsberater/innen HF/FH  

SVDE 

Berufsverband der Haus- und Kinderärztinnen Schweiz Hausärzte Schweiz 

Berufsverband Schweizerischer Stillberaterinnen  BSS 

Schweizerischer Verband der Mütterberaterinnen  SVM 

Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte FMH 

Schweizerischer Hebammenverband SHV 

Schweizerische Stiftung zur Förderung des Stillens SSFS 

Gesundheitsförderung Schweiz Gesundheitsförderung 
Schweiz 

NGO-Allianz Ernährung, Bewegung und Körpergewicht NGO-Allianz 

Public Health Schweiz Public Health Schweiz 

Schweizerische Gesellschaft für Pädiatrie SGP 

suissepro suissepro 

SUVA SUVA 

Arbeitnehmerorganisationen 

Angestellte Schweiz Angestellte Schweiz 

Kaufmännischer Verband Schweiz KV Schweiz 

Syna Syna 

Travail.Suisse Travail.Suisse 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB 

Schweizerischer Bäuerinnen- und Landfrauenverband SBLV 

Arbeitgeberorganisationen 

Verband der Lebensmittel-Detaillisten VELEDES 

Verband wirtschaftlich unabhängiger Alters- und 
Pflegeeinrichtungen Schweiz 

senesuisse 

Centre Patronal CP 

Fédération des Entreprises Romandes FER 
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GastroSuisse GastroSuisse 

hotelleriesuisse hotelleriesuisse 

Die Spitäler der Schweiz H+ 

Schweizerischer Arbeitgeberverband SAV 

Schweizerischer Gewerbeverband  SGV 

Unternehmen 

CSS Versicherung CSS Versicherung 

Migros Migros 

Andere Verbände und Organisationen 

Bund Schweizerischer Frauenorganisationen alliance F 

Schweizerischer Verband für Frauenrechte SVF-ADF 

Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten SKG 

Schweizerischer Verband alleinerziehender Mütter und 
Väter 

SVAMV 

Evangelische Frauen Schweiz  EFS 

Koordination post Beijing Schweiz Post Beijing 

Dachverband der Familienorganisationen der Schweiz Pro Familia Schweiz 
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Verordnung 1
zum Arbeitsgesetz
(ArGV 1)

Änderung vom 30. April 2014

Der Schweizerische Bundesrat
verordnet:

I

Die Verordnung 1 vom 10. Mai 20001 zum Arbeitsgesetz wird wie folgt geändert:

Art. 60 Abs. 2
2 Stillenden Müttern sind die für das Stillen oder für das Abpumpen von Milch 
erforderlichen Zeiten freizugeben. Davon wird im ersten Lebensjahr des Kindes als 
bezahlte Arbeitszeit angerechnet: 

a. bei einer täglichen Arbeitszeit von bis zu 4 Stunden: mindestens 30 Minuten;
b. bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 4 Stunden: mindestens 60 Minu-

ten;
c. bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 7 Stunden: mindestens 90 Minu-

ten.

Art. 62 Abs. 2
2 Kann eine gefährliche gesundheitliche Belastung für Mutter und Kind nur durch 
das Ergreifen geeigneter Schutzmassnahmen ausgeschaltet werden, ist deren Wirk-
samkeit periodisch, mindestens vierteljährlich zu überprüfen. Stellt sich dabei her-
aus, dass das Schutzziel nicht erreicht wird, ist nach Artikel 64 Absatz 3 bezie-
hungsweise nach Artikel 65 zu verfahren. 

Art. 65 Verbotene Arbeiten während der Mutterschaft
(Art. 35 ArG)

Ist eine Versetzung nach Artikel 64 Absatz 3 nicht möglich, darf die betroffene Frau 
im von der Gefahr betroffenen Betrieb oder Betriebsteil nicht mehr beschäftigt 
werden.

  

1 SR 822.111



Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz AS 2014

2

Art. 66 Sachüberschrift und Einleitungssatz
Untertagearbeiten in Bergwerken
(Art. 36a ArG)

Frauen dürfen nicht für Untertagearbeiten in Bergwerken beschäftigt werden, ausser 
für:

II

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2014 in Kraft.

… Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident: Didier Burkhalter
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova



Die Bundesversammlung - Das Schweizer Parlament

 

Eingereicht von Bernasconi Maria

Einreichungsdatum

Eingereicht im

Stand der Beratung

Curia Vista - Geschäftsdatenbank

10.3516 – Motion
Stillen bei der Arbeit

17.06.2010

Nationalrat

Erledigt

Eingereichter Text

Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament einen Entwurf zur Revision des
Obligationenrechts vorzulegen, der garantiert, dass erwerbstätige Mütter nach dem
Mutterschaftsurlaub für die Zeit, die sie zum Stillen benötigen, entlöhnt werden.

Begründung

Gemäss Arbeitsgesetz und Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz (ArGV1) gilt die Zeit, die eine
Angestellte für das Stillen verwendet, als Arbeitszeit. Artikel 60 Absatz 2 der ArGV1 sieht vor
dass die gesamte Stillzeit als Arbeitszeit gilt, wenn die Mutter den Arbeitsort zum Stillen nich
verlässt, und nur die Hälfte der Stillzeit, wenn sie ausserhalb des Betriebes stillt.

"Ferner dürfen die Stillzeiten auch nicht anderen gesetzlichen Ruhe- und Ausgleichszeiten
angerechnet werden, d. h., die Stillzeit darf nicht im Überzeitkonto als Negativsaldo geführt
oder den Ferien belastet werden. Analog gilt diese Bestimmung ebenfalls für Frauen, die ihre
Milch abpumpen", erklärt das Seco in seinem Kommentar zum Arbeitsgesetz und betont,
dass das Stillen sowohl für das Baby und die Mitarbeiterin als auch für den Arbeitgeber von
Bedeutung ist.

Paradoxerweise ist der Lohnanspruch nicht im selben Gesetz geregelt, sondern im
Obligationenrecht. Auch darauf weist das Seco in seinem Kommentar hin: "Die Frage der
Entlöhnung (der für das Stillen verwendeten Zeit) richtet sich nach dem Arbeitsvertragsrecht

Durch diese Lücke behaupten manche rücksichtslose Unternehmen, dass einer Mutter, die
während der Arbeitszeit stillt oder ihre Milch abpumpt, für diese Zeit kein Lohn zusteht,
obwohl die Stillzeit ganz oder zum Teil als Arbeitszeit gilt. Folglich verzichtet eine Frau sehr
schnell auf das Stillen, wenn sie sich vom Arbeitgeber unter Druck gesetzt fühlt, vor allem
wenn sie während dieser Zeit nicht bezahlt wird.

Es ist an der Zeit, diese Gesetzeslücke zu beseitigen, um das Stillen über den
Mutterschaftsurlaub hinaus zu fördern, wovon nicht nur Mutter und Kind, sondern auf lange
Sicht auch die Unternehmen profitieren werden.
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Stellungnahme des Bundesrates vom 01.09.2010

Nach Artikel 35a Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 13. März 1964 über die Arbeit in
Industrie, Gewerbe und Handel (ArG; SR 822.11) dürfen stillende Mütter nur mit ihrem
Einverständnis beschäftigt werden. Ihnen ist die zum Stillen nötige Zeit zu gewähren (Art. 35
Abs. 2 zweiter Satz ArG). Stillende Mütter sind von ihrer andernfalls bestehenden
Arbeitsverpflichtung befreit. Hingegen verpflichtet das ArG den Arbeitgeber nicht, den auf
diese Zeit entfallenden Lohn zu bezahlen. Eine solche Verpflichtung müsste im Gesetz
explizit erwähnt werden. Dies ist aber bloss bei Artikel 35 Absatz 3 ArG der Fall. Danach
schuldet der Arbeitgeber den Lohn, wenn er einer schwangeren oder stillenden
Arbeitnehmerin keine weniger beschwerliche oder gefährliche Arbeit zuweisen kann, als sie
nach Artikel 35 Absatz 2 ArG erledigen darf. Auch Artikel 60 Absatz 2 der Verordnung 1 zum
Arbeitsgesetz (ArGV 1; SR 822.111), der in Ausführung der Artikel 35 und 35a ArG erlassen
worden ist, sieht keine Lohnzahlungspflicht vor. Umschrieben wird hier bloss, in welchem
Umfang das Stillen als Arbeitszeit gilt (Art. 9ff. ArG).

Angesichts des Fehlens einer Regelung im ArG richtet sich der Anspruch auf
Lohnfortzahlung nach den Bestimmungen des Obligationenrechts (OR) über den
Arbeitsvertrag (Art. 319ff. OR).

Artikel 324a Absatz 1 OR gewährt der Arbeitnehmerin einen Anspruch auf Lohnfortzahlung,
wenn sie unverschuldet am Erbringen der Arbeitsleistung verhindert ist und der Grund für die
Verhinderung in ihrer Person liegt. Das Gesetz erwähnt als Beispiele Krankheit, Unfall,
Erfüllung gesetzlicher Pflichten oder die Wahrnehmung eines öffentlichen Amts.
Voraussetzung für den Anspruch auf Lohnfortzahlung ist ferner, dass das Arbeitsverhältnis
mindestens drei Monate gedauert hat oder für mehr als drei Monate eingegangen wurde. Ob
die Arbeitnehmerin nach ihrem Mutterschaftsurlaub für die Zeit des Stillens Lohn erhält, häng
somit davon ab, ob auch dieser Grund von Artikel 324a OR erfasst wird. Die Bestimmung
enthält keine abschliessende Aufzählung möglicher Verhinderungsgründe. Es liegt daher an
den Gerichten zu entscheiden, wie es sich damit im Fall des Stillens verhält. Das
Bundesgericht hat die Frage bis heute noch nicht beantworten müssen. Entschieden hat es
bloss, dass es nicht genügt, schwanger zu sein, um sich erfolgreich auf Artikel 324a OR zu
berufen; es müssen weitere Gründe für die Arbeitsverhinderung hinzukommen (BGE 118 II
58, Erw. 2b). Dabei stellt sich die weitere Frage, ob ein solcher Umstand darin liegt, dass
Schwangere und stillende Mütter zwischen der 9. und der 16. Woche nach der Niederkunft im
Rahmen von Artikel 35a Absätze 1 und 3 ArG von der Arbeit dispensiert sind. Das
Bundesgericht hat die Frage in einem Entscheid vom 26. Januar 1993 bejaht (SJ 1995, S.
788 ff., Erw. 2a), in einem neueren Entscheid aber wieder offengelassen (Urteil vom 26. Mär
2007, 4C.36/2007, Erw. 4.2).

Nach Auffassung des Bundesrates tragen die Artikel 35 und 35a ArG und die
Ausführungsbestimmungen dazu, namentlich Artikel 60 Absatz 2 ArGV 1, der besonderen
Situation stillender Mütter Rechnung, indem diese nur insofern zur Arbeitsleistung verpflichte
sind, als dadurch ihre Gesundheit nicht gefährdet wird und sie die nötige Zeit für das Stillen
bekommen. Gleichzeitig bietet Artikel 324a OR einen sachgerechten Rahmen für die
Lohnfortzahlung. Diese Bestimmung deckt mit Blick auf ihre Voraussetzungen auch den Fall
des Stillens ab. Die Auslegung und Anwendung dieser Bestimmung kann weiterhin den
Gerichten überlassen bleiben; ein Bedarf, die Frage explizit im Gesetz zu regeln, besteht
nicht.

Schliesslich weisen wir darauf hin, dass die beiden Kommissionen für soziale Sicherheit und
Gesundheit (SGK-SR und SGK-NR) entschieden haben, der parlamentarischen Initiative
07.455 (Ratifikation des IAO-Übereinkommens Nr. 183 über den Mutterschutz) Folge zu
geben. Diese Konvention schützt auch die stillenden Mütter. Artikel 10 Absatz 1 gewährt
ihnen zum Zweck des Stillens das Recht auf eine oder mehrere tägliche Pausen oder auf
eine kürzere tägliche Arbeitszeit. Die für das Stillen aufgewendete Zeit gilt nach Artikel 10
Absatz 2 als Arbeitszeit und ist entsprechend zu entlöhnen.

Antrag des Bundesrates vom 01.09.2010

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.
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Chronologie / Wortprotokolle

Datum Rat  

15.06.2012 Abgeschrieben, weil seit mehr als zwei Jahren hängig.
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